
Fünftes Buch.
Von der

Negierung der besonder« teutschen
Staaten überhaupt.

Erstes Capitel.
Von

dm Territorien und deren mnem Verfassung

überhaupt.

§ . 184.

Bisher war die Rede von dem teutschen Reiche überhaupt.
Es ist dasselbe nach seiner geographischen und politischen Be¬

schaffenheit betrachtet ( D . r .) ; es ist gezeigt , wer Regent
in Teutschland sey ( B . 2 .) ? und es ist von der Negierung
des Reichs überhaupt ( B . z ) , und dem Rechte und der Art
und Weise der Reichsregierung insbesondere ( B . 4 .) gehan¬
delt . Ehe nun von den einzelnen Negierungsrechten selbst ge¬
redet werden kann , wird es , da das teutsche Reich aus lau¬
ter einzelnen Staaten besteht , nöthig seyn , auch von der

Negierung dieser einzelnen Staaten überhaupt zu reden,
Zweiter Band . A
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und deren rmiere , Verfassung im allgemeinen kenne » zu
lernen . Ss wie man indessen die europäischest Staaten

überhaupt in Reiche und Republiken einzutheiien pflegt , je
nachdem sie auf einen monarchischen ober republikanischen
Fuß regiert werden , eben so pflegt man auch die einzelne»
teutschen Staaten in Länder oder Territorien , und

Reichsstädte mit ihren Gebieten einzutheilen *) . Von

jenen wird zuerst zu handeln seyn.
Will man aber die innere Verfassung der teulschen Terri¬

torien kennen lernen , so muß man die ersten Bcstandcheile
derselben ausmchin . Hieher gehören zufördersi die Dörfer
mit ihren ZubehSrungen

'
an Wäldern , Wiesen , Aeckern,

Gärten . Die Bewohner Teutschlands waren entweder fr eye
Leute oderLeibeigne. Der frcye Mann liebte der Rege!
nach nur die Jagd und den Krieg , die Treibung des Acker»
baues überließ er seinen Leibeigenen . Diesen räumte er einen

Theil leiner Besitzungen ein , gab ihnen Vieh und ließ sich da¬
gegen von ihnen nicht nur alles liefern , was er brauchte , son¬
dern auch Dienste verrichten . Mehrere Freye wußten durch
Krieg , gute Wirkhschaft u . s. w . ihre Besitzungen zu vermeh¬
ren , andre blieben in ihren mäßigen Zustand , und noch andre
kamen so weil zurück , baß sie selbst den Acker bauen mußten,
ja viele sahen , sich sogar genöchigt , selbst hörig zu werden.
Es ist falsch , wenn man unfern Bauernstand durchaus von
chmaligen Leibeignen herleiten will . Es ist aber auch gewiß,

H Das Wort Land pflegt nur von solchen Bezirken ge¬
braucht zu werden , welche einen Herrn haben , der Reichsstand
ist . Gebiet sagt man i ) von einem Bezirk , der zu einer
Reichsstadt gehört , und von derselben regiert wird ; ingleichcn
r ) von den Gütern eines Mitglieds der Reichsritterschaft . Das
lateinische Wort rerricorium wird jedoch selbst in dem westph.
Frieden mehrmals auch von den Gebieten der Reichsstädte ge¬
braucht . Vergl . §. 210 . ,
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daß viele freye Gutsbesitzer von ihren reichern , mächtigem

Nachbarn , den Dynasten , und selbst den Grafen und Prä¬
laten unterdrückt wurden und in einen Zustand herabsanken,
der nicht viel besser war , als der Zustand der Leibeignen , in¬
dem man sie zwang , ihre eigenthümlichen Güter den Gra¬

fen und Prälaten abzutreten *) .

Zeder freye Mann baute sich in der Mitte seiner Be¬

sitzungen an .
' Waren diese beträchtlich und hatte er viele

Leibeigne , so erbauten sich diese ebenfalls ihre Wohnungen um

die Wohnung ihres Gutsherrn und so entstanden DörfeL

in dem heutigen Verstände , die blos von Leibeignen , welche

ihren Gutsherrn zu Diensten und Abgaben verpflichtet waren,

bewohnt wurden und von diesen stammen unsre heutigen

Ritter - oder adliche Güter ab . Es konnten aber auch auf

andre Art dergleichen Dörfer entstehen . Mehrere freyr

Familetl konnten nemlich es der wechselseitigen Hülfe und

Unterstützung wegen für rathsam finden , ihre Wohnungen

nicht so isolirt ^ sondern mehr auf einen Haufen zu erbauen-

Dies war vorzüglich der Fall , wenn sie keine Leibeigen«

hatten , und ihre Besitzungen nicht so beträchtlich waren , daß

sie davon an andre hatten abgeben und sich dafür Dienst«

und Abgaben leisten lassen können.

A -

Z Den besten Beweis hievon liefert das Carolingische Ca-
p

'itular vom 1 . 8ir . beym La/xsio c. i . 9,4 ; ^ . Daselbst heißt es:
Oiounr — guvcl guicangue ' / « »'» Lpil

'
eopo , Abbati vel

Lomin aric fuäioi vel Lemensrio sare noluerrr , occslüones guascant
lliper illum ^ supsrem , guomoäo sum conäsmusre poUinr , ec illunt
lemper in liottem saoisnc ire » o/eN- Lk>/cn-

a « t « /li a» te »r ; »r k,ii<jrr «m /-aticnt,

sdsgris ullius inguieruäins äomi reüäeänk . Man s . Remers Ab-
handl . von den Ministerialen , in dem Braun sch . Magazin
vomjJ . i/sz .- St . 17. S . sS; . s-
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So gab es also zweyerley Arten von Dörfern , indem in

einigen , wie wir heutiges Tages sagen würden , Nittersitze

waren , in andern nicht . Nachdem aber die christliche Reli¬

gion in Teutschland allgemein eingeführt wurde , entstand noch

ein Unterschied zwischen ihnen . Einige waren wohlhabend

und groß genug , sich eine Kirche zu erbauen und einen

eignen Geistlichen zu halten , andre hingegen waren dazu

zu arm , oder zu klein . Sie waren schon zufrieden , daß

in ihrer Nachbarschaft eine Kirche und ein Geistlicher exi-

stirte , und begnügten sich hier ihren Gottesdienst abzuwar-

tcn . Es waren also die Dörfer entweder Pfarrdörfer oder

nicht.

§ . ! 85 -

Mehrere Dörfer machten einen Gau aus , denen vom

König ein Beamter , unter dem Namen Graf vorgesetzt

wurde . Diese Stelle ward gewöhnlich einem der ansehnli»

chern freyern Gutsbesitzer in dem nervlichen oder benachbar»

ten Distrikt zu Theil , der denn für seine Dienste , statt des

Soldes , Güter zur Nutznießung erhielt und also ausser sei¬

nen eigenthümlichen Besitzungen , noch Lehngüter hatte.

Durch die politische Emtheilung Teutschlands in Gaue ward

der ursprüngliche Zustand der Fceyen eigentlich nicht verän¬

dert . Der freye Gutsbesitzer verlohr seine Freiheit dadurch

nicht , daß sein Nachbar als Gras , oder königlicher Beam¬

ter dem Gau vorgesetzr wurde , er blieb vielmehr was er

war . Hatte er vorher selbst seine Leibeigne gehabt , so be¬

hielt er diese auch ferner . Allein den Grafen mußte es bald

leicht werden , die freyen Gutsbesitzer entweder an sich zu

ziehen , oder sie zu unterdrücken . Sie halten Gelegenheit

genug ihre Besitzungen zu erweitern . Diese verwandelten

sie zum Theii in Lehngüter und vrrrheilten sie unter diejrni«
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gm , welchen sie wohl wollten und welche sich besonders an

sie anschlossen . Andre nöthigten sie , ihre eigenthümlichen
Güter ihnen zu Lehm auszutragen , und noch andre mußten

sich wohl noch härtere Bedingungen gefallen lassen . In

der Folge zogen sie dis Lehen ein , wenn die Besitzer aus¬

starben , oder einen Lehnsfehler begiengen , und so kommt

es denn , daß manche Grafschaft jetzt blos aus dem gräfli¬

chen Schloß und einer Anzahl Dörfer besteht , deren Ein¬

wohner zu Abgaben und Diensten verpflichtet sind . Doch

nicht alle Grafen fanden,es ihrer Conveuien ; gemäß , die

freyen Gutsbesitzer ihres Gaues zu unterdrück n , oder es

schlugen auch wohl die Versuche , die sie deshalb machten,

fehl . Im Gegentheil wußte zuweilen ein freyer Gutsbe¬

sitzer seine Besitzungen zu vermehren , und sich selbst in dir

Klasse der Dynasten herauf zu schwingen . Seine Besitzun¬

gen machten alsdann eine Dynastie , oder Her ^Ichaft aus,

die aus einer mehrern oder mindern Anzahl Dörfer mit

ihren Zubehörungen bestand.

§ . iZ6.

Einen ferneren Destandtheil der Länder machen die Klö¬

ster und andere geistliche Stiftungen aus . Die Einfüh¬

rung der christlichen Religion in Teukschland gab Veranlas¬

sung zu ihrer Entstehung . Erzbisthümer , Bisthümer , und

große Prälaturen pflegten von den Kaisern und Königen ge¬

stiftet , und von ihnen gleich anfangs mit ansehnlichen Gü,

lern dokirt zu werden . Die geistlichen Herrn wußten die

Frcygebigkeit und Frömmigkeit der Kaiser und ihrer Zeitge¬

nossen , so wie manche andre günstige Umstände treflich zu

nutzen , um die ursprünglichen Güter ihrer Kirchen zu ver¬

mehren . Anfangs hatten sie indessen nur die Nutznießung
A z
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ihrer Güter , indem diese nach wie vor der Gerichtsbarkeit
der Gaugrafen unterworfen blieben ; aber bald wußten
sie derselben ihre Besitzungen zu entziehen , die daher nun¬

mehr aufhörten Thcile andrer Gebiete zu seyn und dagegen
selbstständige Territorien wurden . Nur in Ansehung der in
den ursprünglich wendischen .Ländern gestifteten BiSthümern
sitt dies eine Ausnahme , denn diese blieben nach wie vor

Theile des Landes , worin sie gelegen waren.

Stifteten Kaiser und Könige Erzbischümcr und Bis-

lhümer , so erbauten Herzoge , Landgrafen , Grafen und

Dynasten , ja selbst wohl freye Gutsbesitzer Klöster , oder

errichteten andere geistliche oder fromme Stiftungen , die sis
Mit Gütern beschenkten . Manches Rittergut ward in ein

Kloster oder Stift verwandelt , oder demselben zu Lehen
aufgetragen , oderauch dazu geschlagen , Hatte indessen das
auf diese Art in ein Kloster verwandelte oder dazu geschla¬
gene Gur vorher zu einem Gau , Herzogthum , Mark - oder
Landgrasschaft gehört , war es bisher ein Theil des Gaues
pder Herzogkhums gewesen , so blieb es auch nachher ein
Bestandtheil desselben.

§ . 187 -

Zu den vorzüglichem Bestandtheilen der Länder gehö¬
ren ferner die Städte. In älter « Zeiten gab es nur an
den Grenzen von Teutschland nach Gallien hinzu Städte,
die den Römern ihren Ursprung verdankten , In dem In¬
nern von Teutschland entstanden sie erst seit dem zehnten
und eiisten Jahrhundert . Einige mögen wohl von den
Kaisern selbst erbauet worden seyn , di ? mehrsten haben
aber unstreitig ihr Daseyn irgend einem günstigen oder br-

spudern Umstand zu verdanken , Go wurden besonders
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solche O ' te , woselbst eine Domkirche war , wo sich der Fürst

des Landes gewöhnlich aufhielt , wo Reichs - oder Landcsvsr-

sammlungen zuweilen gehalten wurden , die zur Handlung

gut gelegen waren u . s. w . in Städte verwandelt . Dev

Zsufeuthalt in Städten gewährte , zumal in Zeiten , wo

Faustrecht galt , manche Vortheile . Kein Wunder also,

daß ihre Zahl sich immer mehrte , und immer mehrere offene

Orte in Städte verwandelt wurden und Stadtrechl erhiel¬

ten . Diejenigen , welche von den Kaisern selbst auf dem

Neichsboden angelegt waren , wurden Reichsstädte ; hatte

aber der Ort vorher zu dem Bezirk eines Fürsten oder Gra¬

fen gehört , so gehörte er ferner dazu und ward also eine

Landstadt *) .

Städte unterscheiden sich nun aber von Dörfern nicht

blos physisch dadurch , daß die Häuser neben einander ge-

bauet , in Straßen abgethcilt und mit Mauern und Tho¬

ren umschlossen sind - oder daß sich Mehrere Kirchen , öfters

auch Klöster , Hospitäler und andre dergleichen Stiftungen

darin finden , sondern auch und vorzüglich moralisch da¬

durch , daß die Einwohner freye Leute sind , daß sie einen

eignen aus ihrem Mittel erwählten Stadtmagistrat und ein

völliges Recht zur bürgerlichen Nahrung haben . Die Be,

wohner der Städte sind also nicht leibeigen , ja nicht einmal

dienstbar , es müßte denn seyn , daß etwa in neuern Zeiten

ein Dorf in eine Stadt wäre verwandelt worden , der Lan¬

desherr aber sich ausdrücklich die vorher geleisteten Dienste

A4

Verschiedene Lanstädte sind jedoch durch den Fall Hein - '
ri chs des Löwen , und des H o h cnsta u fischen Hauses in.
Reichsstädte verwandelt worden.
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Svrbehakten hätte . Sie haben ferner das Recht Handlung,

Gewerbe und Handthierung aller Art zu treiben , vorzüglich

Bier zu brauen , sich in Zünfte zu theilen und Jahr - oder

Wochenmärkte zu halten . Sie sind zur Jagd in der Stadt¬

mark und der Stadlwaldung , so wie zur Fischerey in den

der Stadt vorbeyflirßenden Bächen und Flüssen oder den zu

derselben gehörigen Seen und Teichen berechtigt , ja es be¬

sitzen sogar manche Städte als Gutsherrschaften ganze Dör¬

fer , wovon die Einkünfte zu der gemeinen Stadtcaffe flie¬

ßen . Ausser dem Recht zur bürgerlichen Nahrung ist und

bleibt aber das charakteristische der Staate , das Recht , sich,

eine eigne Obrigkeit aus ihrem Mittel wählen zu dürfen.

Ein Ort , der diese Rechte nicht in seinem ganzen Um¬

fang hat , verdient nicht den Namen einer Stadt , lwenn

er gleich mehrere einzelne Rechte, welche gewöhnlich den

Städten zustehen , haben sollte . Er ist alsdenn ein Mit¬

telding zwischen Dorf und Stadt und erhält den Ramm

Flecken oder Marktflecken.

§. 188 -

Ausser den bisher angegebenen Vestandtheiken der Ter¬

ritorien , als Rittergütern , Dörfern , Klöster und andern

geistlichen Stiftungen , Städten und Flecken , bestehen sie

noch aus verschiedenen einzelnen , zugehörigen Thei¬

len , welche theils bewohnt sind , als eilizeknen Meyerhöfen,

Vorwerken , Wirthshäüsecn , Mühlen , Fabriken u . s. w . ,

theils unbewohnt , als Wälder , Förste , wüste Plätze,

Bergwerke , Steinbrüche , Salzwerke , Landstraßen , Bä¬

che , Flüsse , Seen rc. Siegchören entweder zu Rittergü¬

tern, .geistlichen Stiftungen und Städten , oder zu den lau-
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desherrlichen Gütern . Dies letztere ist gewöhnlich und m

Ansehung der vorzüglichsten derselben der Fall.

§ . i8s>

Nicht alle Länder begreifen indessen alle bisher bemerkte

Destandtheile . Es giebt Graf - und Herrschaften , welche

nur aus dem herrschaftlichen Residcnzschloß , und einigen

Dörfern bestehen , in welchen sich nicht einmal ein Kloster,

oder ein Rittergut , geschweige denn eine Stadt befindet.

Kaum verdienen dergleichen Herrschaften , wohin auch viele

Neichsprälaturcn gehören , den Namen eines Landes ; große

Güte r *) sind es eigentlich , aber keine Länder . Da in¬

dessen ihre Besitzer das Recht der Neichsstandschast haben,

und nicht blos gutsherrliche , sondern auch Hoheitsrechte aus¬

üben können , und da ihre Besitzungen nicht sowohl Th ^ le

andrer Länder , als vielmehr selbstständig sind , so müssen

sie auch zu den besondern Staaten , woraus Teutschland be¬

steht » gezählt werden , und gehören also mit in die Classe

der Territorien.

Inzwischen kann man die Länder eintheilen in kleine¬

re , und in grössere . . Unter jeiren sind daher solche Ge¬

biete zu verstehen , wie die vorhin beschriebenen sind , gesetzt

auch , daß in neuern Zeiten ein oder das andre Dorf in ei¬

ne Stadt wäre verwandelt worden . Unter den größern

hingegen begreift man solche , iw denen schon vor entstande¬

ner Landeshoheit sowohl Rittergüter , als geistliche Stift

A ;

In manchen Gegenden von Teutschland giebt es adlicho
Güter , die ungleich bedeutender sind , als manche Reichsgraf-
schasc , oder Reichspralatur , ja wohl gar als manches fürstli¬
ches Land.
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rungen und Städte sich befanden . Es sind aber auch dir

Länder entweder einfache , oder zusammengesetzte,

je nachdem sie aus mehrern ursprünglich verschiedenen Län¬

dern kn ein Land erwachsen sind , oder nicht . Teutschland

war voll von einzelnen Graf - und Herrschaften ; starben dir

Besitzer derselben aus , so kamen sie an andre fürstliche oder

gräfliche Familien und wurden mit dem Lande , das diese

bereits besahen , vereinigt * ) , oder auch wohl demselben ein,

verleibt , so daß selbst der Name des Landes als Land ver¬

schwand . Selbst fürstliche Häuser sind erloschen , und deren

Länder mit andern Ländern verbunden , auch wurden in

neuern Zeiten mehrere geistliche Lander secularisirt . Aus

wie vielen einzelnen Ländern besteht z . B . nicht der Bran-

benburgische Staat ? Ferner , aus wie vielen einzelnen Graf,

und Herrschaften sind nicht die kurpfälzischen und herzoglich

würtembergischen Länder zusammengesetzt?

S - 190.

Aus dem bisherigen ergiebt sich , daß der Regent eines

Landes keineswegs Herr und Eigenthümer des ganzen Lan¬

des scy , indem die Destandtheile desselben sich nur zum Theil

in seinem Eigenthum befinden . Seine Hoheit erstreckt sich

zwar über das Ganze und alle Theile desselben , seine Forsi-

und Jagdordnungen müssen in dem ganzen Lande , nicht

Llos von seinen Forst - und Jagdbedienken , sondern auch

von den Förstern und Jägern der Edelleute , Klöster und

Städte befolgt werden . Allein nicht in allen Wäldern kann

der Fürst Holz fallen oder jagen lassen . Dies kann nur dev

Eigenthümer des Waldes , oder derjenige , dem dies Recht

Von den verschiedenen Arten dieser Vereinigung s. f . 76.
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als eine Dienstbarkeit zusteht . Also auch der Fürst nur

dann , wenn sich der Wald in seinem Privareigenrhum be¬

findet.

Man muß also in einem jeden Lande einen Unterschied

machen zwischen Patrimonialrechten und Gütern des

Landesherrn , und zwischen Territorial- oder Hoheits¬

rechten desselben . Unter jenen begreift man diejenigen,

welche ihm , wie jedem Privat - Eigenthümer zustehen , und

wovon er also den Ertrag ziehen würde , wenn er auch nicht

Landescegent wäre . Unter diesen hingegen solche Rechte,

die ihm als Regenten zustehen , und deren kein Privatmann,

scy er auch noch so reich , entweder überall nicht fähig ist,

oder die er wenigstens nicht anders als mit landesherrlicher

Genehmigung ausüben kann.

Rur in ganz kleinen Ländern , die blos aus einigen Dör¬

fern bestehen , scheint dieser Unterschied nicht anwendbar zu

seyn , indem diese als Patrimonialgüter zu betrachten sind»

Man glaubt daher auch , daß in diesen der Landesherr meh¬

rere Rechte habe , als sonst der höchsten Gewalt nach den

Grundsätzen des allgemeinen Staalsrechts gebühren . — >

Versteht man dieses dergestalt , daß sich in solchen Landern

die Patrimonialrechte über das ganze Gebier erstrecken,

rmd daß die Hoheitsrechte mit den Patrimonialrechken in

einer Person vereinigt sind , so ist dabei ) nichts zu erinnern,

wenn es anders keine völlig freye Eigenthümer in dem Lan¬

de giebt ; wohl aber , wenn man glaubt , daß in derglei¬

chen Länderchen der Landesherr als Landesherr mehrere

Rechte habe , als ein andrer , dessen Patrimonialrechte sich

nicht über das ganze Land erstrecken und daß dergleichen

Länder auf eine wMührlichs Art beherrscht cherden könn¬

ten , etwa so , wie zur Schande der Menschheit in Pohlen
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der Edelmann seine Bauern beherrscht . Denn die landes,

herrlichen Rechte sind und bleiben immer die nemlichen und

sind wohl von den Patrimonialrechten zu unterscheiden,
wenn sie gleich in einer Person vereinigt sind . Auch diePa-

trimonialreAe sind bestimmt , der Bauer weiß , was er sei¬
nem Gutsherrn , der zugleich sein Landesherr ist , zu entrich¬
ten und welche Dienste er ihm zu leisten hat . Verlangt der

Gutsherr noch mehrere Abgaben , oder Frohndienste , so
können sie ihm verweigert und deshalb Klage erhoben wer¬
den , verlangt er sie aber als Landesherr , so kommt es dar¬

auf an , ob er dieselben als Landesherr zu fordern berechrigt
sey ? Mehrere landesherrliche Rechte hat er nicht , und will-

kührlicher darf er sein Land nicht regieren , als ein jeder an¬

drer Landesherr , der keine Landständs hat . Die Einschrän¬

kungen und Gränzen , welche sowohl nach Grundsätzen des all¬

gemeinen Staaksrechts , als nach dem besonder » teutschen

Staarsrecht einer jeden höchsten Gewalt in Teutschland eigen

sind , sind auch der höchsten Gewalt in solchen Ländern eigen *) .

Der ehmaiige Neichskammergerichts - Assessor von Lu¬

dolf sagt von dergleichen Ländern , daß sie « o -io maZir ^>e-

»-r/r regiert würden . Allerdings maßen sich dis kleinen gro¬

ßen Herrn zuweilen dergleichen an , und murhen ihren Uu-

terthanen etwas an , wozu sie von Gort und Rechtswegen

eigentlich nicht befugt sind . Diese lassen es sich aus Unwis¬

senheit oder weil sie die Proceßkosten **) scheuen , gefallen
und dann wird ein Recht daraus . Dann entstehen aber auch

solche Folgen , wie wir sie in unfern Tagen erlebt haben.

") Man s. was in dem ersten Band §. 119 . hierübergesagt ist.
**) Denn wenn sie diese nicht scheuen , so finden sie auch,

wenn ihre Beschwerden wirklich gerecht und billig sind,
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§ . ; 9i.

In grösser » besonders weltlichen Ländern pflegen diejenft

gen Theile des Landes , über welche dem Landesherr » Patri-

monialrechte zustehen , Kammergüter *) genannt zu wer¬

den , weil das fürstliche Kammercollegium dieselben verwal¬

tet, und die Einkünfte davon erhebt und verrechnet . In

geistlichen Ländern werden sie auch wohl Tafelgüter **)

genannt , weil sie zur Unterhaltung des Landesherrn , seiner

Hofstaat u . s. w . bestimmt sind . Das Eigenthum dieser

Güter steht aber nicht dem Fürsten , sondern dem ganzm

bey den höchsten Reichsgerichten Gehör . So ist cs noch nicht
lange , daß der Fürst - Bischof von Speyer, der keine Land-

stände hat , der Graf von Witgen stein und andre wegen
mißbrauchker landesherrlicher Gewalt von dem
Neichskammergericht in. eine Geldstrafe , so wie ein andrer Graf
vom Reichshofrath sogar zur Gefangnißstrafe auf einer Festung
condemnirt wurden . Noch ganz neuerlich ward vom Reichs¬
kammergericht den Grafen von Schlitz genannt Görz bey
einer Geldstrafe anbefohlen , seinen Rath und Amtmann sofort
von aller Justizpflegc zu entfernen , und die Gerichte einem da¬

zu qualificirtcn Mann auzuvertrauen ; auch der Rcichsfiscal ge¬
gen ihn ercitirt , werl er diesen Mann bisher bey seinen dem
Unterthanen ausser st gefährlichen Amts verri ehr
tuugen geschützt hatte ; dem Fürsten zu Neuwied aber
auferlegt , sich der w il l kn hr l ich e n Erhebung der Geldan¬
lagen unter dcmTitel : allgemeine Landes - Nothdurft
zu enthalten und das zcither dadurch zu viel erhobene den kla¬
genden Unterthanen wieder zu erstatten . S . SchldzerS
Staatsanzeigcn Heft 64 . S . 40 . Heft L; . S . 424.

°̂ ) In Strubens rechtlichen Bedenken Th . 2 . Bd . i . fin¬
det sich ein lesenswcrther Aufsatz von dem Ursprung und der
Bestimmung der Kammergüter in Teutschland.

^ ) Don diesen Tafelgütern sind indessen die Stiftßgüter
wohl zu unterscheiden , von deren Einkünften der allgemeine
Aufwand des Stifts bestritten wird.
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Stifte zu *) . In neuern Zeiten hat man auch hie , und da

angefangen , die Kaminergütec Doma inen zu nennen.

Hierunter versteht man eigentlich in souverainen Staaken

diejenigen Güter , oder Einkünfte , welche zur Bestreitung
der gewöhnlichen Staatsausgaben , wozu auch in monar-

chifchen Staaten die Unterhaltung des Regenten , seiner Fa»
milie und seines Hofstaats selbst gehört , der höchsten Ge¬
walt überlassen sind.

Der Zweck der Domainen und der Kammergütcr ist

afso ein und ebenderselbe , indem beyde zur Unterhaltung
des regierenden Hauses , der Hofstaat und zur Bestreitung
der gewöhnlichen Ausgaben dienen , auch kommen sie darin

Mit einander überein , daß sie nicht ider bloßen Willkühr des

Besitzers überlassen sind . Allein das Eigenthum der Do¬

mainen steht dem Staat zu , an den fürstlichen Kammer¬

gütern aber in weltlichen Ländern der regierenden Familie,
oder in geistlichen dem Stift . Dies kann wenigstens als

die Regel angenommen werden . Unsre teutschen Staaten

sind ncmlich nicht auf die Art entstanden , als man sich die

Entstehung der Staaten überhaupt und im allgemeinen zu
denke » pflegt . Der Fürst existirle schon , und besaß theils

eigenthümiiche , theils Lehngüker , ehe er Landesherr wurde.
Die Landschaft hatte also nicht nöthig , ihm , wie in andern
Staaten , Güter und Einkünfte zu seiner und der Seinigen
Unterhaltung anzuweifen . Man kann also nicht sagen , daß
das Eigenthum der fürstlichen Kammergüter der Landschaft
zustehe **) . Es ist zwar möglich und in einigen Ländcrn-

wirkiich der Fall , daß die Landschaft die von dem Fürsten

Bei ) j ihrer Veräußerung treten die Grundsätze des cano-
Lüschen Rechts ein.

' ') Moser von der Reichsstände Länden S . ss ? .
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verkauft gewesenen Kammergüksr wieder erkauft und dem

Fürsten nebst einigen andern Gütern als eine Domaine über¬

lassen har , allein dies ist doch nur Ausnahme , nicht Regel.

Zn Hinsicht auf die Landschaft würde also der Fürst seine

Kammergüter veräußern können *) , wofern anders nicht

besondre Verträge deshalb vorhanden sind **) , allein so

bald sie Stammgüter, das heißt , einmal in die Familie

gebracht sind , so können sie nicht ohne Einwilligung der

sämmrlichen Stammvettern , und bey Lehen nicht ohne Ein¬

willigung des Kaisers verkauft werden.

Auffallend ist es übrigens und dem Anschein nach sich

selbst widersprechend , daß aus den Einkünften der Kammer-

H Wenn indessen der Fürst einen beträchtlichen Theil
seiner Kammergüter veräußern wollte, so würde allerdings die

Landschaft ein Recht zu widersprechen haben , weil alsdann sie,
wenn cs dem Fürste » an den nökhigcn Einkünften zu seiner .Un¬

terhaltung und zur Bestreitung der . Staatsbedürfnisse fehlte,
ihm neue Abgaben bewilligen müßte . Daß die Kammergüter
überhaupt und schon ihrer Natur nach nicht ohne Einwilligung
der Landschaft veräußert werden können , hat sehr einleuchtend
ausgeführt Hr . Kammersecretair von Florencourt in seinem
Etwas über die Natur , die Veräußerung und

Verschuldung der Kammergüter teutscher weltli¬
cher Reichsstände. Hclmstädr . 179; . 8 .

?*) Es giebt allerdings Länder , in welchen dergleichen Gü¬
ter durch Landesoerträge dem Staat afficirt und auch in Rück¬

sicht auf die Landschaft unveräusserlich gemacht worden sind , so

daß deren Einwilligung zur Gültigkeit ihrer Veräußerung , er¬

forderlich ist . Man s. Moser von der Reichsstände Landen
S . 29c . u . f . In den Herzoglich Braunschweigischen Landen
dürfen sogar nach einem zwischen den Herzog und der Land¬
schaft unter den 1 . May 1794 . geschlossenen Vertrage die Kam¬
mergüter nicht einmal ohne Einwilligung des enger » Ausschus¬
ses der Landstände verpfändet oder überhaupt mit Schulden be¬
schwert werden . Die Idee rührt ganz allein von dem Herzog
her und hat einzig ihren Grund in dessen Wunsch , sein Land^

auch für die Zukunft auf ewige Zeiten zu beglücken. Möchte
doch dies Beyspiel allgemeine Nachahmung finden.
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güter , ohnerachtst diese dem Fürsten oder dem Stift eigen»
thümlich zustehen , die gewöhnlichen Sraaksausgaden bestrit»
ren ^werden müssen . Was gehen dem Staat die Güter an,
Die derz Fürst nicht von ihm , sondern von seinen Vorfahren,
oder als Neichslehen , oder durch Hsyrathen , Krieg , An¬

kauf » , s. w . .' erhalten hat ? Wie kann er verlangen , daß
der Fürst nicht blos seine Privat - , sondern auch die Staats»

ausgaben davon bestreiten soll ? Allein , nicht zu gedenken,

daß wohl kein Land ist , in welchem nicht die von dem Für¬

sten versetzt gewesenen Kammergüter durch Beyträge der

Landschaft wieder eingelvft stnd , mithin kein Land ist , in

welchem der Fürst den gegenwärtigen Besitz seiner Kammsr-

güter nicht der Landschaft verdankte , so darf man nur auf
den Ursprung dieser Kammergüter zurück gehen . Die mehr-

sien waren kaiserliche und Neichsdomainen , welche von den

Kaisern den Fürsten und Grafen überlassen wurden . Ihre

ursprüngliche Bestimmung war die Bestreitung der Slaats-

ausgaben ; sollten sie diese ihre Bestimmung dadurch , daß

sie von den Kaisern den Ständen überlassen wurden , ver-

lohrsn haben ? Würde überhaupt wohl die Landeshoheit

unsrer NeichSstäude zu ihrer Vollkommenheit gediehen seyn,
wenn eine jede Landschaft erst ihrem Fürsten Güter zur Be¬

streitung der Staatsausgaben hätte auweisen müssen *) ?

Es ist; aber auch dem Herkommen und den Gesetzen gemäß,

daß von den fürstlichen
'Kammer - Einkünften die gewöhnli¬

chen Rsgierungslasten bestritten werden müssen . Zn ältern

Zeiten wurden nemlich alle diese Ausgaben von dem Fürsten
aus seine » Einkünften bestritten , von Steuern der Unter»

rhanen wußte inan nichts . Endlich klagten im sechszehnten

Jahr«

Putters Beyträgr Th . i . S . is ; .
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Jahrhundert die Fürste » , daß ihre Kammer , Einkünfte nicht

mehr zu den ausserordentlichen Ausgaben hinreichten , und

nun wurden erst rie Unterthanm zu Steuern , jedoch nur

zu einer Bey hülfe verpflichtet *) , und also dadurch aus,

brückiich der Satz aufgestellt , daß eigentlich und hauptsäch¬

lich die Staatsausgaben aus den Kammer - Einkünften be¬

stritten werden müßten»

§ . IHL»

Die Landesherrlichen Patrimonialgüker , die , sei) es nun,

daß fle entweder ursprünglich der regierenden Familie , oder

einer Stiftung eigen rvaren ^ oder daß fle aus ehmaligen Dy¬

nastien , Grafschaften oder grüßen Rittergütern durch Hey¬

rathen , Belehnungen , Consolidationen u . s. w . Theile ei¬

nes Landes geworden sind , pflegen in grösser » Ländern in

Aemter , Pflegschaften , Amtshauptmannschaft

cen , Kellereye », Gowgrafschaften u . s. w . eiuge,

rhsilt zu werden * *) . Ein solches Amt , oder was es sonst

für einen Namen führt , besteht also aus einem Amthaus«

( öfters dem ehmaligen gutsherrlichen Schloß ) nebst unmit¬

telbar dazu gehörigen Aeckern , Wiesen , Gärten , Waldungen

und Teichen , und einer mehr oder Mindern Anzahl Dörfer,

Diesen ist von dem Landesherrn ein sogenannter Amtmann,

In dem R . A . von 154) . 24 . heißt es ausdrücklich : die-

weil solche Hülfe von der Stände eignen Kammergüter»

in Ansehun/ctlicher vieler Ursachen zu leisten , beschwerlich und

Unmöglich seye-

Die gesammten Lander eines Fürsten pflegen Wohl i»

Kreise, Viertel u . s. w . eingetheilt zu werden , allein hier ist

nicht von der Emtheilung ganzer Länder eines Regenten , son¬

dern nur der Parrimoiüalgüter desselben die Rede»

Zweiter Band, B
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Pfleger , Drost , Gogreve , Kästner :c . vorgesetzt , welcher

den Amtshaushalt besorgt , und die Abgaben, , welche die

Bewohner der Dörfer an den Fürsten , oder Grafen , es sey

nun als ihrem Guts - oder auch als ihrem Landesherr » ent,

richten müssen , in Empfang nimmt , und entweder der Kam¬

mer berechnet , oder dafür eine gewisse bestimmte Pacht jähr-

lich zahlt . Auf die Art bestehen also grössere Lander aus

fürstlichen Aemtern , geistlichen Stiftungen , Rittergütern

und Städten , nebst ihren Zubehörungsn, worunter

hier vorzüglich die zu einer Stiftung , Rittergut oder Stadt

gehörigen Dörfer zu verstehen sind.

Klöster , Rittergüter und Städte stehen nicht unter ei¬

nem Amte , es müßte denn seyn , daß eine ehemalige kleine

Graf - oder Herrschaft , wozu ein Rittergut , oder eine

Stadt , oder geistliche Stiftung gehörte , einem grösser»

Lande cinverleidr und in ein Amt verwandelt worden wäre.

Dies ist indessen nur Ausnahme , der Regel nach stehen

sie unmittelbar unter dem Landesherrn , und werden bey

den höhern Landescollegien belangt . Hieraus ergiebt sich

auch , warum dergleichen Güter Kanzleysässige Güter

genannt werden , ncmlich weil sie unter der landesherrlichen

Kanzler ) stehen und sich von einem fürstlichen Amte nichts

befehlen zu lassen brauchen . Man nennt sie auch schrift-

sässige Güter , so wie ihre Besitzer Schriftsassen.

Diese Benennung rührt daher , weil ihre Proteste bey den

höhern Landesgerichten , nicht wie bey den Aemtern münd¬

lich zum Protokoll , sondern schriftlich verhandelt , und weil

sie in ihren Angelegenheiten nicht mündlich , sondern schrift¬

lich vorgeladen werden . Amts fassen, oder Amtssässigs

Güter sind dagegen diejenigen , welche unter einem Amt«

stehen.
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§ - 19z-

In sehr vielen Ländern sind die Benennungen Kam»
mrrgürer und Aemtrr gleichbedeutend . In andern wird
aber zwischen Kammergütern und Aemtern ein Unterschied
gemacht , und eS werden unter jener Benennung die von
dem Landesherrn neu erworbenen Güter begriffen , welche
zwar von der Kammer administrirt werben und deren Ein,
künste auch in die Kammercasss kommen , ohne daß sie je»
doch weder ein eignes Amt ausmachen , noch zu einem be»
reits existirenden Amte geschlagen sind . Dergleichen Güter
pflegen alsdann , da sie keine Aemter , oder Theiie , oder

Zubcbörungen eines Amts , sind und besonders verwaltet
werden , im engern Verstände Kammergüter genannt zu
werden.

Endlich giebt es auch hie und da noch sogenannte C h a«
toull - Güter, worunter man diejenigen Güter versteht,
deren Gefalle nicht in die fürstliche Kammer fließen , sondern
unmittelbar an den Landesherrn eingsschickt werden , und
worüber sich derselbe die freye Verwaltung und Disposition
Vorbehalten har . Dergleichen Charoull - Güter sind erst in
neuern Zeiten entstanden , denn ehemals pflegten alle neue
Erwerbungen zu der Kammer geschlagen zu werden . Aber
sagt Moser *) damit die Herrn nicht nöthig hätten , zu
ihren Privat - Ausgaben allemal Geld aus der Kammer
hohlen zu lassen , auch wohl Vorstellungen anzuhören , daß
iein Geld da sep , oder dies doch sonst schon seinen Herrn
habe , so behielt man nachher dergleichen neu erworbene Gü¬
ter zu einer Sparbüchse , wozu sonst niemand etwas zu sa¬
gen haben sollte.

B i

von der Reichsstände Landen S . an.
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tz . 194.
Aus dem bisherigen ergiebt sich also , daß man in ei-

nem jeden Lande Patrimonialrechte von Hoheitsrechten un¬

terscheiden müsse . Nur in ganz kleinen Ländern ist es mög¬

lich , daß sich jene über das ganze Land erstrecken , in « was

bedeutendern aber ist dies nicht der Fall . Hier ist vielmehr

jedesmal sorgfältig darauf zu sehen , ob die einzelnen Theile

des Landes Privatgüter des Fürsten , oder der Landschaft,

d . h . der geistlichen Stifter , der Ritterschaft oder Städte

sind . Zn Ansehung dieser kann der Fürst keine Patrimo¬

nialrechte ausüben , sondern nur in Ansehung jener . Ganz

anders verhält es sich hingegen mit den Hoheitsrechten.

Diese stehen dem Regenten über das ganze Lalld zu , und

es ist daher) völlig gleichgültig , ob die einzelnen Bestand/

theile in dem Privateigenthum des Fürsten , oder der Land¬

schaft sich befinden . Bey Rechten also , welche vermöge dev

Landeshoheit ausgeübt werden , z . B . bey der gesetzgebenden

Gewalt , bey militairischen Einrichtungen u . s. w . wird

kein Unterschied zwischen den Gütern gemacht , sie mögen

Kammer - oder Landschaftliche Güter seyn . So bald z . B.

Kriegsfuhren zu thun sind , ist der Bauer , der zu einem

Kloster oder Rittergut gehört , eben so gut dazu verpflichtet,
als der Amts - oder Kammerbauer . Selbst der Edelmann,
das Kloster und die Stadt muß die Hoheit des Fürsten an¬

erkennen , indessen sind diese , besonders die Edelleute und

Klöster doch mehr begünstigt , als der Bauer . Dieser ist
am übelsten daran . Man preßt ihn aus , wie einen
Schwamm , in der Hofnung , daß er sich bald wieder voll,

saugen wird . Der Dauer muß nicht mir dem Landesherr»
unter mehrern Rubriken Abgaben entrichten und frohnen,
sondern auch seinem Gutsherrn , dieser sey nun der Fürst
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selbst , oder ein Kloster , oder ein Edelmann . Dies hat sei?

nen Grund darin, , dass der Bauer fast nirgends ein völliges

Eigenthum an seinen Gütern hat . Sind gleich nicht alle

Bauern in Teutschland leibeigen gewesen , so waren doch

ihre Güter von jeher zins - und dienstpflichtig , und man

rechnet daher diese Pflichtigkeit zu den wesentlichen Kennzei¬

chen der Bauern *) . Von einer solchen Dienst - und Zins¬

pflicht , oder von solchen gutsherrlichen Lasten sind nun aber

die Rittergüter frey , denn ihre Besitzer sind ja selbst Guts¬

herrn und der Fürst ist nicht ihr Guts - , sondern ihr

Landesherr.

Dagegen ist auch nichts zu erinnern , unbillig aber ist

es , wenn sie auch von gemeinen Staatslasten befreyet sind,

wenn z . D . die Rittergüter von Einquartirungen verschont,

wenn sie zur Zeit eines Krieges von der Pferde - und Fou-

ragelieferung , von Kriegsfuhren u > s. w . befreyet sind.

Ist dieses der Fall , so wird die Last ganz allein auf die

Bauern gewälzt , und für diese desto drückender **) . Die

Steuerfreyhcit der Rittergüter und Klöster hat noch ver¬

schiedenes für sich , aber von dergleichen Lasten , als die an¬

geführten sind , sollte billig kein Gut befreyet sryn , zumahl

da sie durch ausserordentliche Vorfälle veranlaßt wer¬

den * **) . Hier wäre es recht und billig , wenn Ritter-

B z

*) Runde Grundsätze des deutschen Privatrechts f. 4 ? r.
« . - 91.

Man s. die treflichen Bemerkungen eines Ge¬

schäftsmanns über mein Etwas über die Steuer¬
frey heit des Adels ; in der deutschen Monats¬
schrift vom A » g . 179; .

Das weitere hievon wird Hey dem § . - 58 . gesagt werden»
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Bauerngüter durchgehends auf gleichen Fuß behandelt

würden.

§ . iA5-
Die Rittergüter sind indessen nicht blos von Abgaben

und Diensten befreyet , sondern es sind auch damit gewisse

Vorrechte verbunden , die sich Hey Bauergütern nicht

finden . Dahin gehört vorzüglich die Zagd und die Fi¬

sch e -rey . Der Besitzer des Ritterguts darf also in den

zu dem Gute gehörigen Wäldern und Feldern jagen , und

in den Teichen , Seen und Bachen fischen , der Bauer aber

nicht . In Ansehung der Jagd find jedoch in neuern Zei¬

ten verschiedene Einschränkungen in den Ländern getroffen

worden , so daß man jetzt nur noch , der Regel nach , dir

niedre Zagd zu den zum Nutzen der Rittergüter gehörigen

Gerechtsamen rechnen kann . Die hohe Zagd hingegen ist

zu einem Regal gemacht worden , so daß diese nicht ohne

ausdrückliche oder stillschweigende Concession des Landesherr»

als ein Zubehör eines Ritterguts betrachtet werden kann *) .

Ursprünglich war sie es nicht , denn ein jeder freyer Mann

war zur Zagd auf seinem Grund und Boden berechtigt.

Ein ungleich vorzüglicheres Recht der Rittergüter ist

nun aber die Gerichtsbarkeit , welche gewöhnlich auf den¬

selben Hafter und unter dem Namen der Patrimoni ni¬

eder Erbgerichtsbarkeit bekannt ist . Daß auch dies«

mit den Rittergütern verbunden ist , verdient uni so mehv

Bewunderung , als die Gerichtsbarkeit nach richtigem Grund¬

sätzen des allgemeinen Slaatsrechts eigentlich nur der höch¬

sten Gewalt im Staate , keineswegs aber eiüer Privat¬

person über die andre zusteht . Da man die Richtigkeit

Ausführlicher wird davon im §. 37; . gehandelt werden.
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dieses Satzes eingesehen hat , so hat man geglaubt , den

Ursprung unsrer teutschen Erbgerichtsbarkeit in einer aus¬

drücklichen , oder stillschweigenden Concession des Landes¬

herrn aufsuchen zu müssen . Allein eine solche Verleihung

ist wohl nicht als der Grund derselben anzusehen . Unsre

Vorfahren hakten keine so richtige Grundsätze . Eher ist er

in dem Eigenthmn an der Person und dem Obereigenthunr

an dem verliehenen Gute zu finden.

Es ist schon bemerkt , daß der Bauer , wenn er auch

gleich nicht überall Leibeigner seines Gutsherrn war , doch

kein völliges Eigenthum an den Gütern hatte , die er be¬

dauere , sey es nun , daß dies daher rührte , weil ihm der

Gutsherr einen Theil seiner Güter gegen Leistung gewisser

Abgaben und Dienste überlassen , oder weil er in jenen fil¬

tern gewaltthätigen Zeiten den freyen , in mäßigen GlückS-

umständen lebenden Bebauer seines eignen Landes zu nöthi-

gen gewußt hatte , ihm des Schuhes halber , das Obereigen¬

thum seines Guts und gewisse Dienst - und ZinSleistungm

zuzugestchen . Genug dem Gutsherrn stand in den Mitt¬

lern Zeiten , wo nicht ein Eigenthum an den Persone»

der zu seinem Gut gehörigen Bauern , doch wenigstens ei» ,

Obereigenrhum an ihren Gütern zu.

Dieses Eigenthum gab ihm nun das Recht , Person und

Güter zu schützen , sie zu pflegen und in Ordnung zu halten,

aber auch das Recht , sich selbst zu dem zu verhelfen , was

man von Leyden zu fordern hatte . Die Streitigkeiten der

Bauern unter sich , schlichtete der Gutsherr entweder für

sich , oder entschied sich nach damaliger Sitte , mit Zuzie-

hung andrer verständigen Männer aus der Gemeinde . Er

war also Herr und Richter seiner Bauern , und wenn er sei¬

nen Lehns - , oder Dienstpflichten im Fall er Vasall , oder

B 4



S4 5,D . V . d . Regier . derbes . teutfch . Staaten überh.

Disnstmann ( Ministeriaiis ) mar , ein Genüge khat,

so bekümmerte sich der Fürst oder Graf nicht weiter um das,

was auf seinem Guts geschah Noch freysre Hände hatte

aber der Gutsbesitzer , wenn das Gut nicht lehnbar , son¬

dern völlig freyes Eigenthum ( Modium ) war , denn Unter»

ihanenpflichten kannte man damals nicht , sondern alles re»

Hucirte sich auf Lehnspflichten,

Nach entstandener Landeshoheit änderte sich dies zwar,,

aber immer mußte doch der Fürst seine Ritter schonend be»

handeln . Es würde ein Eingriff in die bisherigen Rechte

der Rittergutsbesitzer gewesen seyn , der dem Fürsten hätte

gefährlich werden können , wenn er ihnen ihre Gerichtsbar¬

keit hatte nehmen wollen . Sie behielten also dieselbe nach

wie vor , selbst , nachdem das römische Recht in Gang ge¬

kommen war , und man in diesem fand , daß nur der Fürst

die Quelle der Gerichtsbarkeit sey ; indessen ward doch nun¬

mehr der adliche Vasall nicht blos mit dem Gute , sondern

auch der Gerichtsbarkeit auf demselben belehnt und so ge¬

wann die Sache allmählig das Ansehen , als ob dieselbe ein

Ausfluß der Landesherrlichen Gewalt , und nur derjenige

Gutsbesitzer dazu berechtigt sey , der damit von dem Fürsten

besonders beliehen worden war.

Ze fester die Landeshoheit begründet wurde , desto mehr

Gefahr entstand für die Rittergutsbesitzer , ihre Gerichts¬

barkeit zu verlieren , zumal da überhaupt nach Errichtung

des Reichskammergerichts das Gerichtswesen in den einzel¬

nen Ländern ebenfalls auf einen bessern Fuß gesetzt wurde.

Es wurden nemlich nunmehr Hofgerichte angelegt , an wel¬

che von allen niedern Gerichten im Lande appellirt werden

konnte , und selbst in den fürstlichen Aemtern wurden Män-

rm angestellt, welche des neuen Prozesses unddesrömischen
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Rechts , das nunmehr zur Norm diente , kundig waren.

Jetzt mußte auch der übliche Gutsbesitzer einen solchen in

den Rechten erfahrnen Gerichtshalter annehmen , wenn er

sich nicht der Gefahr aussetzen wollte , seine Gerichtsbarkeit

zu verlieren *) .

Uebcrhaupt aber wurden jetzt die Fürsten immer eifer¬

süchtiger auf ihre Rechte . Man unterschied immer mehr

zwischen einer bürgerlichen und peinlichen, oder ei¬

ner n i e d e r n und h o h e n Gerichtsbarkeit . War der Edel¬

mann nur mit der Gerichtsbarkeit überhaupt beliehen , so

Verstand man dies blos von der bürgerlichen , die peinliche

hingegen durfte sich der Gutsbesitzer nicht anmaßen , wofern

sie ihm nicht ausdrücklich vom Fürsten zugestanden war,
oder er nicht einen unsürdenklichen Besitzstand darthun
konnte * *) .

Und so ist es noch bis auf den heutigen Tag . Die Ci¬
vil - Gerichtsbarkeit ist als ein Zubehör der Rittergüter , der

Regel nach , zu betrachten , und kein Gutsbesitzer ist verbun¬
den , den Erwerbungsgrund seines Rechts darzuthun . Es
kann ihm nicht gewehrt werden , einen Amtmann oder Ge-

nchtshalter zur Ausübung der Gerichtsbarkeit über die in¬

nerhalb seines Bezirks sich befindenden Personen und Sa-

B ;

*) Daher rührt cs unstreitig , wenn isich heutiges Tags bey
einem adlichen Gute keine Erbgerichtsbarkeit findet.

Ob in altern Zeiten den Gutsherrn das , was wir jetzt
peinliche Gerichtsbarkeit nennen , zugestanden habe , ist streitig.
Doch dürfte die verneinende Meynung die richtigere seyn , wenn
gleich so viel gewiß ist , daß in altern Zeiten der Gutsherr mit
seinen Bauern oft eben so hart und unbarmherzig umgieng,
als noch heutiges Tags der polnisch ? Edelmann mit den seine-
gen umgeht.
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chen
' anzusetzen , nur muß er dasjenige dabey beobachten,

was die LandeSgesehe ihm überhaupt zur Pflicht machen,

z . B . den von ihm angenommenen Gerichtshalter vorher

von den höhern Landesgerichten , oder der Juristen - Fakul¬

tät auf der Landes - Universität prüfen lassen , ihn auf un-

partheyische Gerechtigkeitspflcge vereyden u . s. w . ; so wie

er sich auch die Appellation von seinen Gerichten an die hö-

hern Landesgerichte gefallen lassen muß . Die peinliche Ge¬

richtsbarkeit hingegen ist der Regel nach kein Zubehör der

Rittergüter , sondern es ist vielmehr als Ausnahme anzuse-

hen , wenn sich auch diese dabey befindet.

Mit der Genchtsbarkeit sind übrigens mshrentheils auch

noch andre wichtige Vorrechte des Adels verbunden , als

das Abzugsrecht , die Befug n iß die Geschäfte der

Bauernzubestätigen und vorzüglich dasNecht sich

eineArtvonHuldigung , welcheErbhuldigung

genanntwird , leisten zu lassen. Auch diese Gerechtsa¬

me sind mit der Gerichtsbarkeit aus einer Quelle , nemlich

dem Eigcnthum an der Person und Gütern , oder wenig¬

stens dem Obereigenthum an den Gütern herzuleiten . Der

Bauer mochte Leibeigner seyn , oder nicht , so war er doch

zu Diensten verpflichtet , und er konnte sich daher nicht ohne

Einwilligung seines Gutsherrn dieser Verbindlichkeit entzie¬

hen . Wollte er also das Gut verlassen , so mußte er sich

zuvor mit dem Gutsherrn abfinden , woraus das Abzugs¬

recht entstand . Da der Bauer ferner entweder gar kein

oder doch kein , oder doch kein völliges Eigenthum an seinen

Gütern hatte , so konnte er auch darüber nicht ohne Ge¬

nehmigung seines Gutsherrn disponice » , und hieraus ent¬

sprang das Recht die Geschäfte der Bauern , ihre Heyraths-

verlcäge u . s. w . zu bestätigen . Weniger allgemein ist die



i . C . V . d . Territ . u . deren innern Verfassung . 27

Erbhuldigung, weil diese lediglich von der ehemaligen

Leibeigekischaft ihren Ursprung hat . Dis Leibeignen mußten

nemlich sich zur Erfüllung aller ihrer Pflichten dem Guts¬

herrn durch einen sogenannten Erbeyd verpflichten . Alle

diese Rechte sind also keine eigentliche Hvheiks - oder Regie¬

rungs, , sondern nur gutshsrrliche Rechte , undrsie können

keinen Beweis abgsben , daß die Gutsherrn ehemals Hv-

heitsrechte auszuüben gehabt hätten . Auch üben sie diesel¬

ben noch jetzt , unbeschadet der dem Regenten des Landes ein¬

zig und allein gebührenden Landeshoheit , aus . Diesem ge¬

bührt immer das Recht der höchsten Oberaufsicht . Laßt sich

der Gutsbesitzer Mißbräuche zu Schulden kommen , so kön¬

nen diese geahndet , ja er kann nach Beschaffenheit der Um¬

stände selbst seines Rechts verlustig erklärt werden.

§ . 196.
Was bisher von den Rittergütern gesagt ist , paßt größ-

tentheils auch auf dieKlöster und andre geistliche Stiftungen.

Auch diese sind frei) von Diensten und Abgaben und üben

ebenfalls in ihren Bezirk und Dörfern , welche etwa durch sie

entstanden sind, oder welche sie geschenkt erhalten , oder sonst

auf irgend eine Art erworben haben , die Patrimonialge¬

richtsbarkeit aus . Endlich giebt es auch Städte , denen

ebenfalls ganze Dörfer mit Jurisdiction und andern Vor¬

rechten zustehen . In ältern Zeiten , in welchen die Städte wohl¬

habender waren , als jetzt , kauften sie oft adliche Güter an

sich und erwarben dadurch als nunmehrige Gutsherrn eben

die Rechte , welche vormals der Edelmann ausgeübt hatte.
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Zweytes Capitel.
Von

Landstanden und deren Verhaltmß zur Regierung

des Landes.

§ - 197.

<>
Deutschland hat , wie wir gehört haben , im Ganzen , oder

als ein Staat betrachtet , eine eingeschränkt monarchische

Verfassung . Dieses gilt in seiner Art auch von den mehr-

sten einzelnen teuttchen Staaten *) , indem sich in diesen

Landstände befinden , das heißt Personen oder Gemein,

Heiken , ohne deren Beywirkung gewisse Landeshoheitsrechte

vom Regenten nicht ausgeüvt werden können , und die daher

das Recht haben , auf allgemeinen Landtagen , welche zu

dem Ende gehalten werden , Sitz und Stimme zu führen **) .

So wenig also der Kaiser Majestätsrechte ohne Concur-

rsnz der Reichsstände ausübsn darf , eben so wenig können

diese , wenn sie Landstände haben , ohne deren Concurrenz in

allgemeinen Landesangeleaenheitm HoheitSrechte auS-

üben . So wie jene einen glücklichen Mittelstand zwischen

dem Kaiser und der Nation bilden ; eben so childen Land«

*) 2 " Hinsicht auf den Kaiser und das Reich zwar von al«

ler , die auf monarchischen Fuß regiert werden ; allein hier ist

hlos von dieser Verfassung in Rücksicht auf die Unterthanen die

Rede.
°" ) Dies Recht wirb unter dem Namen LandstandschafL

begriffen.
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stände einen solchen Stand zwischen dem Fürsten und dem

Volk . Sie sind oder sollten wenigstens die wahren Reprä¬

sentanten desselben scyn , die dessen Bestes beym Regenten

vertreten , dessen Gesinnungen studieren , und diese dem Re>

genten erklären müssen , also Organ der Nation *) .

So unangenehm nun aber dem Kaiser die Concurrenz

der Neichsstände seyn mag , ebenso unangenehm ist eS

öfters diesen , daß sie gewisse Hoheitsrechte nicht anders,

als nach vorgängiger Zurathziehung und Einwilligung ihrer

Landstände ausüben können ; denn Neigung unumschränkt

zu herrschen ist die Erbsünde aller Regenten * *) , wenig¬

stens ihrer Minister . Schmeichler der Fürsten haben sich

daher bemüht , den Ursprung der Landstände erst in neue¬

re Zeiten zu sehen . Sie haben es gewagt , zu behaupten,

H Wehe dem Lande , dessen Stände diese ihre Bestimmung
aus den Augen setzen und wähnen , daß sie nur für ihre eigne,

ofr doch so unbedeutende , Personen auf dem Landtage erschei¬

nen , hier nur aus Nebenabsichten , oder zu ihrem Privatvor-

rheil stimmen , dagegen aber taub gegen die Stimme des Volks

sind , und nicht dessen Bestes zu befördern suchen . — Nach

Herrn Hofrath Runde ( in seiner Vertheidigung der Hochstift
^äildcsbeimischen Verfassung S . iz6 .) ist obiges und vorstehen¬

des , was ich schon in der Abhandlung über die Güte der

teutschen Staatsverfassung gesagt hatte , und daraus

in der Darstellung der Hildesheimischeu Lande
'
s-

Lesch werden wiederhohlt worden ist , eine Idee , die ganz
aus dem Innern der Jacobinisch - französischen Constitution ge¬
nommen ist. — Ich finde indessen in einem von dem großen

Münchhause n unterschriebenen Rescript der konigl . Regierung

zn Hannover vom Nov . 1759 . an die Calenbergischc Land¬

schaft folgende Worte : „ Wir überlassen es euren eignen Em¬

pfindungen , ob ein niedreres habe geschehen kbnnc », und ob eine

Landschaft , die das Wort nicht eines einzelnen Standes , son¬

dern der gesammten Unterthanen reden sollte, rc,

Ja wohl aller Menschen , die Kopf haben.
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dckß Landstände ihre Entstehung der Gnade der Fürsten zu

verdanken hätten , daß daher im Zweifel die Vermurhung

für den Fürsten wäre , und daß Landschaftliche Rechte als

Privilegien behandelt werden könnten.

Dergleichen Behauptungen sind aber ganz gegen .alle

Geschichte , denn Landstände sind nicht nur so alt als die

Landeshoheit selbst , sondern , wenn man mehr auf die

Sache , als auf die Form sehen will , unstreitig noch un¬

gleich älter.

Der freye Mann ist nemlich in Teutschland nie will-

kührlich beherrscht worden . Kam gleich der Leibeigne

bei) Angelegenheiten der Nation nicht in Betracht , mußte

sich vielmehr dieser dem Willen des Gutsherrn unterwerfen,

so war dies doch nicht der Fall bei) den Freyen , dem nachmali¬

gen Abel , den Prälaten und dem Bürger in Städten . Die¬

se standen vielmehr in dem nemlichen Äerhältniß zu ihren

Fürsten und Grasen , als diese zum König standen . Sv

wenig der König in allgemeinen Neichsangelegenheiten die

Großen des Reichs despotisch zurück setzen konnte , eben so

wenig konnten diese in gemeinschaftlichen Angelegenheiten

der ihrer Aufsicht anvertrauten Gebiete etwas , ohne die

Freyen zu versammle « und mit diesen zu berarhschlagen,

vornehmen . Und so wie der König zufrieden war, wenn

ihm nur der Lehnsdienst von seinen Magnaten geleistet wur¬

de , und sich übrigens wenig um das bekümmerte , was in

ihren Landen und Gebieten geschah , so war auch der Fürst

sehr unbekümmert um bas , was ein jeder Gütecbesitzer auf

seinem Gut , oder nachmals die Stadt in ihren Ringmauern

vornahm-

Was der Fürst auf seinen Gütern thun konnte , dazu

war auch der Adel , der Prälat und die Stadt in ih-
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rem Bezirk befugt . Baute der Fürst Burgen und feste

Schlösser , so that es der Edelmann ebenfalls , wenn er das

Vermögen dazu harre , oder mehrere vereinigten sich und er,

bauten sich eine Burg in Gemeinschaft . Freyheir herrsch¬

te überall * ) , Unterthanen - Pflichten kannte man nicht,

alles reducirrs sich aufLehns - Pflichten.

Dies System erhielt sich Trotz der aufkeimenden Lan¬

deshoheit, noch lange . Wie war dies auch anders mög¬

lich ? Die Landeshoheit war noch nicht so fest begründet,

daß die neuen Landesherrn sich mehrere Freyheit hatten

herausnehmen können . Sie mußten vielmehr ihre neue

Unterthanen auf alle Art schonen , wollten sie anders nicht

den noch zarten Keim der Landeshoheit wieder ersticken;

denn es ist gewiß , daß ohne den guten Willen der freyei»
Landes - Einwohner die Fürsten nie das werden konnten , oder

geworden wären , was sie sind.

Mit welchem Schein des Rechts konnte aber auch
der neue Herr des Landes von seinen nunmehrigen Land¬

sassen etwas fordern , wozu er sich selbst nicht gegen seinen

Herrn , den Herrn des ganzen Reichs verpflichtet hielt?
Konnte er es ihnen verübten , wenn sie ihm , nicht mehrere
Rechte gestatten wollten , als er und seine Milfürsten dem

Kaiser gestatteten— wenn der nemliche Freyhcitsgeist , der

die Fürsten in Ansehung des Kaisers beseelte , auch in die

Untergebne drang ? Freilich läßt sich eine solche Billigkeit

Nur der arme Bauer machte davon eine Ausnahme,
denn dieser war großtentheils der Wil ! kühr seines Gutsherrn
überlaffen . Daher aber auch späterhin der Bauernkrieg , in
welchem Edelleute und Prälaten gespießt , Schlosser und Kloster
verheert

'
!und arger gehauset wurde , als in unfern Tagen in

Frankreich geschehen ist . S . die mit philosophischem Blick ge¬
schriebene Geschichte des Bauernkriegs von Sartorius.
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nicht von jedem erwarten und es mag wohl damals schon
Fürsten gegeben haben , welche sich ihr Verhältniß zum
Kaiser ganz anders dachten , als das Verhältniß ihres
Adels , ihrer Prälaten und ihrer Städte zu ihnen . Aber
was half es ihnen ? Wie kennten sie die frepen Güterbe»
siher und Städte zwingen , sich ihrem Willen unbedingt zu
unterwerfen , da diese auch das Recht der Armatur hatten,
und ebenfalls Fehden beginnen konnren ? >

Andre Mittel , die freyen Landsassen zu unterthänigen !
Dienern zu machen , gab es damals auch bey weiten noch ^
nicht so häufig , als in den folgenden Zeiten . Von Bän - ^
dern , Schlüsseln und andern Ehrenstellen, wofür
jetzt manches Opfer zum Nachtheil des Landes gebracht
wird , wußte man nichts . Privilegien, oder Bewilli - .
gung gewisser Rechte , Vorzüge und Freyheiren waren das i
einzige Mittel sich einen Theil des Adels , oder eine Stadt
geneigt zw machen , aber dies Mittel konnte für die Für¬
sten eben so gefährliche Folgen haben , als die Begnadigun « !

gen der Kaiser den Kaisern gefährlich wurden . !
Es war und bleibt daher eine feste Regel des Staats,

rechts damaliger Zeiten , daß ohne Zurathziehung und
Bewilligung der in einem Lande vorhandenen Adlichen,
Prälaten und Städte nichts in allgemeinen Landesangelegen¬
heiten vom Fürsten vorgenommen werden konnte . Wo wir
nicht mit rathen , also sollen wir auch nicht mit
ihaten war die allgemeine Sprache in Deutschland . Für»
fkm und Reichsstädte führten sie gegen den Kaiser , und
mußten sie daher auch wieder von ihren Untergebenen oder
Bürgern hören.

Selbst die Kaiser erkannten diese Zurathzichung in öf¬
fentlichen Urkunden . Zn einem Landfrieden RudolphsI.

heißt
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heißt cs : Was auch die Fürsten in ihren Landen,
mit der Landherrn Rache setzen und machen die¬
sen Landfrieden zur Besserung , das mögen sie
wohl rhun , und damit brechen sie den Land-
fr i e d e n n it *) . Sollte ein neues Landrecht gemacht
werden , so geschah dies nicht anders , als mit Zuziehung
der Landsaßen ; Abgaben konnten den Unterchanen nicht
aufeclegt werden , als wenn die Güterbesttzer Und Städte
darin willigten : kurz , so wie die Kaiser durch die Fürsten
des Reichs , die Grafen , Prälaten und Städte bei) Aus.
Übung wichtiger Majestätsrcchte eingeschränkt waren , eben
so waren es diese durch den in ihren Landen gesessenen
Adel , durch die Prälaten und Städte, , so bald sie in ge,
meinschaftlichen Landesangelegenheiten etwas vornehmen
wollten . Die Territorial - Verfassung bildete sich
sehr nach der Reichs - Verfassung , und man kann
sicher als Regel annehrnen , was der Kaiser nicht ohne
Conrurrenzder Reichsstände thun konnte **) , konnten
diese nicht ohne Loncnrrenz ihrer freyen Landes . Einwohner
ihun . Mußte der Kaiser Reichstag halten , und dis
Magnaten des Reichs darauf berufen , so mußten diese
ihre Landsassen versammeln , und Landtag halten . So
sind Reichstage und Landtage , Reichsstände und
Landstände entstanden . Wer zu den allgemeinen Lands-
Versamminngett berufen wurde und das Recht hart « , seine
Stimme über die in Vortrag gebrachte Materie zu geben,

*) LehMänn Speyerschs Chronik. B . V. Cäp. 8.
**) Man vergesse nicht, daß hier von altern Zeiten die Re¬

de ist , in welchen die kaiserliche Gewalt Noch Nicht so ri -ig «^schränkt war , a !s jetzt»
Zweiter Band « §
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war Land stand , und in jedem Lande , in dem sich eine

Ritterschaft , reiche Klöster und Städte befanden , waren

Landstände vorhanden.

Freylich hatten Landtags in den ältern Zeiten eben so

wenig als die Reichstage eine gewisse und beständige

Form ; und so wenig die Rechte der Neichsstände zum

Kaiser durch geschriebene Gesetze und Verträge genau be-

stimmt waren , eben so wenig war dies der Fall in Anse¬

hung der landständischen Rechte . Alles beruhte nur auf

Herkommen.

Herkömmlich war es nun wohl , daß in allgemeinen

Reichs - oder Landesangelegenheiten nichts ohne vorgängige

Verathung mit den Reichs - oder Landständen und nichts

ohne deren guten Willen vorgenommen werden konnte;

allein Herkommen ist ein schwacher Damm , der leicht

durchstochen werden kann.

So lange der Fürst selbst sich noch nicht recht fest in den

Besitz seiner Rechte gegen den Kaiser gesetzt hatte , und noch

von dieser Seite etwas besorgen mußte , so lange war frey-

lich nicht zu befürchten , daß er jenem Herkommen zuwider

etwas unternehmen würde . Kaum war er aber von dieser

Seite gesichert , so suchte er nun auch seine Herrschaft über

seine Unterthanen immer mehr auszudehnen.

Das Spiel war indessen gefährlich . Ritter und Städte

hatten das Recht der Waffen so gut , wie der Fürst , und

Stifter und Klöster wußten sich oft noch besser zu helfen»

So leicht wagte es daher kein Fürst die Rechte eines

ganzen Standes, noch weniger der ganzen Land¬

schaft zu kränken ; aber es galt dem einzelnen Rittet,

der einzelnen Stadt . Treflich kam ihm hiebey die Eifer¬

sucht der verschiedenen Stände und daß diese sich noch
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nicht als ein Corpus ansahen , ja daß nur selten und
Mehr- in Ehrensachen , als in andern , die , dem einzelnen
Ritter zugesügte Kränkung , von der ganzen Ritterschaft
gefühlt wurde , zu statten . Der Ritter haßte nicht nur
den immer wohlhabender werdenden Städter , wie beyde
Pfaffen haßten , sondern oft beneidete auch der eine Ritter
den andern , die eine Stadt die andre . Jeder glaubte nur
für sich zu seyn , sah seinen Nachbar als Feind an und ge¬
meinschaftliches Interesse war eine unbekannte Sache . Ver-
stand der Fürst die Eifersucht und Trennung zu unterhal¬
ten , so konnte ihm der Sieg nicht fehlen. Die Geschichte
der ältern Zeiten ist voll von Fehden zwischen Fürsten und
Rittern , Fürsten und Städten . Ein Ritter half den an-
dem unterjochen und ein Stand den andern.

Endlich wachte man auf , man ficng an eknzusehsn,
wie schädlich die Eifersucht und Trennung sey , und wie

sehr man sich durch nähere Vereinigung gegen den Verlust
bereits entzogener Rechte hätte sichern können. So traten

erst , wo es noch Zeit war , die einzelnen Stände in nähe¬
re Verbindung Und wie auch dies noch nicht Helsen
wollte , so vereinigten sich alle in ein Corpus. So

schloffen schon im Jahr 1346 . die Landstände im Bisthum
Münster eine Verein unter sich , die sie itn Iahr 1466.

wegen verschiedenerLandesbeschwerden erneuerten und schärf¬
ten . Zm Jahr iz ; 4 - vereinigten sich die Landstände in

Pommern , izya . in Lüneburg Und Bayern, 140z.
inSalzburg, 14 ; « . in S achsen , Meißen , Frau»

ken , Osterlanb und Voigtland, r4 ; ä . im Trier-

scheu, 1458 - in Schlesien, 146 ; . ini Köllnischen

und 1467 . in der Lausitz *) . Wenn erst die Geschichte
C -i

*) Moser von der Reichsstände Landen und Unterthaneii»
S/6 ; p — 70s.
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der einzelnen teutschen Staaten mehr , und zwar nach

der bereits angesangenen glücklichen Spittlerischen Ma¬

nier , bearbeitet seyn wird , so wird sich gewiß dies Verzeich¬

nt noch sehr vermehren lassen.

Der Zweck aller dieser Unionen war, die Landes¬

freyheiken Mit vereinigten Kräften aufrecht zu erhallen.

Nun konnte der Fürst seinen Standen nichts mehr abge¬

winnen , denn wie hätte er das Ganze zwingen können.

Hier und da suchte er wohl beym Kaiser , ja sogar beym

Pabst die Cassation der Vereinigung zu bewirken , wie

denn wirklich int Jahr 1457 . die Trier sche vom Pabst

und Kaiser cassirt wurde , allein der dadurch entstandene

Gemeingsist konnte doch nicht cassirt werden . Was den

Landständen noch von Rechten geblieben war , Mußte der

Fürst ihnen jetzt lassen , ja cs fand sich - auch wohl , wenn

man aufmerksam war und Gelegenheiten zu benutzen wußte,

ein günstiger Zeitpunkt , bereits halb verjährte Rechte wie¬

der geltend zu machen.

- War etwa der Fürst in einer Fehde gefangen, so

ranzionirte man ihn zwar , aber ließ sich nun auch verspre¬

chen, daß er dem alten Herkommen zuwider nicht mehr han¬

deln , daß er dies oder jenes künftig nicht mehr , ohne mit den

getreuen Ständen darüber Rath zu pflegen , thun wolle . —

Waren die Kammcrgüter des Fürsten verschuldet und

verpfändet , so lößrs man sie zwar wohl wieder ein , aber

man sorgte auch dabei ) für die Erhaltung der bisherigen

Rechte . — Eine noch erwünschtere Gelegenheit boten Suc,

cessionsstreitigkei ten, die nach damaliger Sitte mit

dem Degen in der Faust ausgemacht wurden , dar . Ein

feder Competent bewarb sich um die Gunst der Landstände

« nd wie konnte er dies anders , als durch Versprechungen?
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Man huldigte dem auf diese Art zur Negierung kommenden

Fürsten nicht eher , bevor er nicht dies oder jenes bewilligt

hatte.
So erhielten sich also

^L andstände noch in den meisten

Ländern , wenigstens großentheils bey ihren ursprünglichen

Rechten . In manchen war man freylich zu spat erwacht,

als daß man noch etwas hätte retten können , so daß schon

im fünfzehnten Jahrhundert ihr Andenken erloschen war.

Allein dies waren doch nur Ausnahmen , nicht Regel , und

eS würden gewiß noch jetzt in mehrern Ländern sich Landstän-

de finden , und diese da , wo sie find , noch mehrere Rechte

haben , wenn nicht zu Tcutschlands sonstigem Glück das

Faustrecht endlich abgeschaft wäre.

Nachtheiliger konnte nun freylich für die Landstände

nichts seyn , als die Errichtung des allgemeinen Landfrie¬

dens und die damit verknüpfte Aufhebung des Faustrechts.

Der Reichs stand behielt das Recht der Waffen , derLand-

stand aber verlohr es . Jetzt konnte her Fürst sich also schon

mehr Freyheiten herausnehmen , ohne den bisherigen Gärigen

und kräftigen Widerstand zu besorgen . Es blieb zwar den Land¬

ständen das Surrogat der Selbsthülfe , sie konnten Klage

führen gegen ihre Fürsten , wenn diese ihre althergebrachten

Rechte kränkten , aber zum Unglück für sie bestand größten-

theils das Gericht , bey dem sie klagen sollten , aus Docto-

ren des römischen Rechts , die sich von Landständischen

Netten und Freyheiten kaum Begriffe machen konnten , und

im Zweifel für den Landesherrn sprachen . Was schien auch

natürlicher , als daß der Herr des Landes das Land in sei¬

nem Eigenthum habe
' und daher zu allem berechtigt sey,

was nur aus diesem Begriff gefolgert werden konnte . —

Herkommen ward als conluetuäo behandelt , manche Ge-
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wohnhei
' t »ach überspannten Begriffen , als irrationable ver¬

worfen , und immer konnte sie ohne Veystimmung des Re-
genten keine Gesetzeskraft haben, auch ward sie nicht verma¬
chet , sondern mußte erwiesen werden.

Hier und da war man zwar wohl schon so vorsichtig ge¬
wesen , sich Handfesten, oder schriftliche Versicherungen
geben zu lassen, aber dies war doch nur Ausnahme , nicht Re¬
gel , Wozu auch ehmals diele Vorsicht , an die nur etwa
Pfaffen und in der Folge Starte , nachdem diese besoldete
Schreiber in ihre Dienste genommen hatten , dachten , der
Ritter verließ sich auf seine Faust , wie ehmals der Bürger
auf seine Brustwehr,

Konnte nun vollends den Handfesten die Einrede der
Gewalt, der Furcht u . s. w . entgegengesetzt werden , ließ
sich sogar oft nicht läugnen , daß sie wirklich erpreßt waren,
so half nicht einmal Brief und Siegel . Höchstens behau,
delte man sie als Privileg ien, die der Fürst aus Gna¬
den Mheilk hatte , und die daher nicht nur aufs strengste aus¬
gelegt werden mußten , sondern auch wohl widerrufen
werden konnten.

Wenn man aber auch endlich , Trotz aller dieser Schwie,
rigkeiten , ein günstiges Urthril erhielt , so fehlte es oft an
der Vollziehung. Man war von Seiten der Ncichs-
stände schlau genug gewesen , dem Kaiser die executivische
Gewalt aus den Händen zu winden . Die Erecution gegen
den Fürsten ließ sich also nur von seinen Mitfürsten erwar¬
ten , dis aber mit ihm gleiches Interesse halten.

War es bey diesen Umständen wohl dem Adel und Bür,
ger zu verdenken , wenn er Proceffe haßte , und sich selbst
gegen Bedrückungen zu schützen suchte ? — Aber denn war
auch vollends alles verlohrrn; nun gualisieirkeman das Be-
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nehmen zu einem Landfriede » sbruch; und der Frieds

brecher ward seiner Rechte und Freyheiten verlustig erklärt.

Schon im N . A - vom Jahr 1512 . Th . i . K. 1 ; . wurde ge-

gen leichtfertige , rechtscheuende und ausgetretene Nn-

terthanen geeifert und verordnet , daß sie für Friedbre-

cher gehalten , und gegen sie zur Acht und andern Pönen

procedirr werden solle. Und als der Gebrauch der Wahlca-

pitulation aufkam , ließ man Carl V . versprechen , alle

unziemliche hässigeBundniß, Verstrickung und Zu¬

sammenthun der Unterthansn , des Adels und gemei¬

nen Volks, auch die Empörung , Aufruhr und unge¬

bührlichen Gewalt gegen Kurfürsten , Fürsten und Andern

sürgenommen , und die hinführo geschehen möchten , aufzu*

heben , abzuschaffen , und mit ihrer der Kurfürsten , Fürstett

und andrer Stand Rath und Hülff daran zu seyn , daß sol¬

ches , wie sichs gebührt und billig ist , in künftigen Zeiten

verboten und fürkommen werde.

Es ist daher nicht zu bewundern , daß die Macht und

das Ansehen der Landstande sank und daß sie in vielen ieut-

schen Ländern ganz in Abnahme geriethen . Ein Glück war

«s noch für sie , daß man den Grundsatz ferner gelten ließ,

niemand könne ohne seinen guten Willen be¬

st eurt werden ; daß ferner die Söldner , welche jetzt der

Fürst , um theils seine Ritter und Sradte zu demüthigen,

theils wegen der Religionshändel halten mußte , ingleichen

der vermehrte Aufwand Key Hof , die Unterhaltung der auf-

gekommenen Landescollegien ihn gewöhnlich so tief in Schul¬

den stürzten , daß er sich nicht anders zu retten wußte , als

seine Landstände um Beeden anzusprechen . Hatten nun

diese nicht allen Verstand verlohren , so höhlten ' sie jetzt noch

nach , was sie ehemals versäumt hatten ; sie brachten ihre

C 4
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Beschwerden vor , exhielien dann gegen Urbrrnrhmung der
vom Fürsten gemachten Schulden schriftliche Versicherungen
ihrer Rechte und Frcyheitsn , und hatten nun Beweismittel,
Venen wenigstens die Einreden der Gewalt und der Furcht
nicht füglich wehr entgegen gesetzt werden konnten.

Mehrencheils waren sie so vorsichtig , nur dis Bezah¬
lung der angegebenen Schulden zu fthernehmen , oder dem
Fürsten zwar wohl eine gewisse Summe zuzubilligen , aber
die Erhebung derselben sich selbst vorzubehalten . Kam
nun der Fürst von neuen in Roth , so mußte ex abermals
zu seiner getreuen Landschaft seine Zuflucht nehmen,
Landtag berufen , eine harte Prüfung seiner und seiner Ra¬
che Handlungen erdulden , und neue Versicherungen geben.

So sind Laudtagsabschiede , Landescompactaten , Ne-
cesse , Nsvcrsalen und Freyheitan *) entstanden , die also
wahre Verträge * *) über die gegenseitigen Rechte und

) Ju den österreichischen Niederlanden die bekannte joyeus?- " kr^e , und im Lüttichschcn der ksix (lschex.
^ ) Der al teste bis jetzt bekannt gewordene Vertrag dieser

Art , ist der Friede zu Fex im Lüttichschen vom I . izr6.
Erstaunen muß man übrigens , wenn in unfern Tagen hin und
wieder laut - behauptet wurde , ein Regent , dessen Hauptpflicht
se>) , dqs Beste des Staats zu befördern , könne sich durch Ver¬
trage die Hände nicht binden lassen ; er ftp berechtiget, , dem
Vertrage grade entgegen zu Handelns ) , sobald es ihm scheiß
ne , daß dessen Beobachtung dem Wohl des Ganzen » achthei¬
lig ftp , Was waren aber alsdann Vertrage ? Was wäre ein

a) Mail tadelt , wie ich glaube , mit Recht , die Lehren des
Herrn Fichte von der Verbindlichkeit der Vertrage ; aber sind
denn diese Lehren neu? Haben denn nicht schon lange manche
Monarchen und Fürsten den Grundsätzen des Hrn . Fichte gemäß
gehandelt ? 'Fast möchte man auf den Gedanken kommen,
dgß F . fti 'tt '

Grundjatze qus manchen Regentenhandlungcn ab-
strahirt hatte.

« ML! !.! BU»« »LK»» « W W >WWWW!
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Pflichten der Landesregenten und ihrer Unterthanen , oder

Landesgrundgefttze sind ; und so haben sich landschaftliche
C 5

Bürger ? Was wäre bürgerliche Freiheit ? Kann der Fürst gesetz¬
mäßig allein beurtheilen , daß das , was er tbun will, bes-
ser ist , als das , was cr thun soll? Ist es nicht seine Schul¬
digkeit , diejenigen , mit denen er cenlrahirt hat , auch zu befra¬
gen , ob das , was ihm befler dünkt , ihnen auch als das Bessere
einleuchte?

Gewöhnlich gicng man aber mit mehr Behutsamkeit zu Wer¬
ke , wenn man die Verbindlichkeit solcher Landesverträge anfech-
len wollte , Man sagte zum Beispiel : sie seyen in Zeiten der
Noch abgezwüngen worden ; der Vorgänger in der Regierung,
unter dem dieser oder' jener mißfällige Vertrag errichtet worden
sei) , sey ein schlechter Regent gewesen , er habe unveräußerliche
Rcgierungsrcchte gegen ein Stück Geld verschleudert , seinem
Nachfolger habe er aber auf solche Weise nichts vergeben kön¬
nen rc . Hierauf antwortet schon M o s e r in seinem Werke , von
der deutsche » Reichsstände Landen, B . 4 . C . ; S.
uz ? . Machen es denn die Herrschaften anders ? Hat Moses
den Egyptern die Frucht umsonst gegeben ? Welcher Landesherr
würde seinen Landständen Tonnen Goldes und Millionen unevt-
geldlich vorschießen, um sie in ihren Nöthen zu helfen . Beding¬
ten Landstände Hey solcher Gelegenheit sich etwas ein , das in
der That dem Landesherrn oder dem Lande schädlich wäre , so
ließe es sich hören , und die Sache würde von dem Lberrichter
billig in kerminos iulti er aegui zurück verwiesen . Aber man se >.
he/dergleichen Compactate an ; was enthalten sie ? Gewiß alle
meistentheils nichts , als Dinge , welche ohnehin göttlichen und
natürlichen Rechtens oder Ucbcrbleihsel der uralten teutschcn au-
gebohrnen Freyheit sind , oder welche den Einbruch einer schäd¬
lichen , despotischen und willkührlichen Regicrungsart aufzuhal-
tcn suchen und dergl . Lassen die Regierungsnachfolgcr es sich
gefallen und wohl schmecken , wenn ihr Vorfahrer neue Anlagen,
Frohndienste u . dergl . aufgebracht , mehrere Güter und Gefälle
an sich gezogen hat,

'
u . s. w . ; warum sollte er nicht wiederum

es sich auch gefallen lassen , wenn er etwas , allenfalls auch ohne
wahre Noth , weggcgebcn hat . Ja , sagt man , unter jenem
profitirt , und unter diesem leidet der Staat . Ja groß Dank!
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Verfassung und Rechte in vielen Ländern Teutschlands er,

Hallen , und zwar mehr , oder minder , je nachdem der

Fürst mehr oder weniger seiner Landstände bedurfte . Hat,

tcn sie also die - Unvorsichtigkeit begangen , dem Fürsten

wisse Steuern auf beständig zu bewilligen , ihm die Ver-

theilung und Erhebung selbst zu überlassen , war der Fürst

ein guter Wirth , so war es um die Landstände gethän , be¬

sonders da man im I > 154 ; . anfieng in Neichsgesetzen ge¬

wisse Steuern den Unterthanen zur Pflicht zu machen , und

die Stände des Reichs zu berechtigen , diese, auch Trotz der

mit ihren Landständen errichteten Verträge , von ihren Un¬

terthanen zu fordern.

Der Fürst bekam nun auch eigtne Collegia, also

theils Mittel sich seine Ritterschaft besonders zu verpflichten,

theils Gelegenheit auch mit andern als seinen Landsian,

den sich berakhen zu können . Dagegen schien um so weni¬

ger etwas zu sagen zu seyn , als die Räche zum Theil Mit¬

glieder der Landschaft waren , von denen man doch die Ver-

muthung gelten lassen muste , Laß sie nur zum Besten des

Landes rathen würden , und daß daher eine Berathung mit

der Landschaft selbst nicht mehr nöthig sey . Wer durfte

auch wohl so vermessen seyn , die Frage aufzuwerfen , oder

gar öffentlich zu untersuchen , ob nicht jenen Rächen nach

ihrer individuellen Lage das Privatinteresse des Fürsten nä¬

her am Herzen liegen müsse , als das des Landes? —

Wo sollte überhaupt über Landschaftliche Rechte und Be¬

fugnisse gesprochen werden , wenn kein Landtag mehr berufen

der liebe Staat ! der Kopf allein ist nicht der
Staat , und das Geblüt i st nicht allein für deir
K .ops , sondern auch für den ganzen Leib.

t-« « MM « !» » » »M - t >0 MM« >>
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wurde? — Sich ohne Berufung des Fürsten zu ver¬
sammeln, war schon viel gewagt und ließ sich fast nicht an¬
ders denken , als wenn noch ein Ausschußvon Stän¬
den ( ^ sternbleo äe Notables ) beysammen war . Doch
auch dagegen wüste man Mittel ! Zn derWahlcapitula-
tion von r6; 8 . wurden dergleichen Privateonvente
verboten , und man säumte nicht , diesem Gesez die ausge¬
dehnteste Auslegung zu geben.

Durch den Westphälischen Frieden hatten zwar die Land,
stände eine neue Stütze bekommen , indem er ihnen dieIon-
A0 utu obtenta prlvlleZla Lt iura bestätigte , allein meh¬
rere bald folgende Neichsgesetze , als der R . A . von 1654,,
die Wahlcapitulation vou 1658 . , der Reichsschluß von 1670.
waren ihnen dagegen desto nachtheiliger; ja wenn der Kai¬
ser die durch die Mehrheit der Stimmen im Jahr 1670 ..
verlangte Ausdehnung des I . N . A. § . 180 . genehmigt hät¬
te , so würde es ganz um die Landstände gerhan gewesen
seyn . Denn nun hätte der Fürst seine Unterthanen nach
eigenem Gefallen mir Steuern und Schatzungen aller
Art belegen können . Welch ein Glück für Deutschland, daß
der Kaiser , veranlaßt durch den wahrhaft patriotischen Wi¬
derspruch einiger Fürsten , vorzüglich der Fürsten aus dem
HauseBraunschweig, seine Einwilligung zu dem projec,
tirten schädlichen Reichsschluß so standhaft versagte, und
dadurch von neuem den Satz , daß Steuern nicht anders
als mitgutem Willen der Unterthanen auferlegt werden
können , bestätigte ! Dies hat nicht nur Landstände von ih¬
rem völligen Untergang gerettet , sondern sogar bewirkt,

-) I . ? . 0 . Art. X. §. 16. Vergl . Art. V . j . Art. VU
f. r . tArt . XI , §. ii . 1, . ir . Art. XIII . j . 4.
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daß hie und da in neuern Zeiten , Landstände entweder wie¬

der zu etwas mehreren ! Ansehen gekommen , oder gar von

neuem *) wieder hergestellet sind.

Aus dem bisherigen ergeben sich nun folgende wohl zu

bemerkende Sätze:
r ) Landstände sind nicht erst in neuern Zeiten aufge¬

kommen , und haben ihre Entstehung nicht der Landcsherrli»

chen Gnade zu verdanken , sondern ihr Ursprung ist eben

so alt, ja wohl noch älter, alsdie Landeshoheit selbst.

2 ) Zn kleiner» Ländern , in denen sich kein Ritter-

sitz , kaum ein Kloster , vielweniger eine Stadt ursprünglich

befand , hat es zwar keine Landstände von Anfang an gege¬

ben , wohl aber in den grösser» bedeutenden Ländern.

z ) In Ländern , wo man das Steuer wesen auf eir

nen festen beständigen Fuß kommen ließ , sind die Landstände

entweder gänzlich erloschen , oder es sind nur noch unbedeu¬

tende Spure » , ein bloßer Schatten davon übrig ; in eini¬

gen hat man jedoch in neuern Zeilen für gut gefunden , sie

wieder herzustellen.

4) Wo sie noch von alten Zeiten her vorhanden sind,

da gründen sich ihre Rechte nicht sowohl aus Privilegien

der Landesherr » , als auf die ursprüngliche Verfassung von

Teutschland , welche durch die Landesherrlichen Versicherun¬

gen nur aufrecht erhalten ist.

Dies ist der Fall in dem Würtenbergischcn und
Schwarzburgische n . Wenigstens in dem letzter» Lande ge¬
schah die Herstellung aus sebr interessirtcn Absichten . Man s.
was ich darüber in dem Repertorium des teilt scheu
Staats und Lebnrechts Bd . ; . unter dem Art . Land¬
stand in dem Heu §. gesagt habe . Don jenem s. das Gbt-
tingische Histor . Magäz . Bd . 1 . St . 1.
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; ) Nicht in allen Ländern sind die Landstände gleich

vorsichtig gewesen , sie haben also bald mehr , bald weniger

von ihren ehmaligen Rechten conservirt , und es läßt sich

daher nur wenig sagen , was in allgemeinen auf alle in

Teutschland vorhanden seyende Landsiände paßte.

§ . i - 8.

Untersucht man nun die Rechte der Landsiände , so

muß man dabey nicht vergessen , daß sie auch Pflichten

haben und zwar sowohl gegen den Fürsten , als das Land,

denn sie sind nicht blos als gebohrn ? Näthe des Regenten,

sondern auch des ganzen Landes und als Repräsentanten

desselben zu betrachten . Sie müssen daher auf das Beste

des Landes , welches auch zugleich das wahre Beste des Re»

geuten ist , wenn gleich zuweilen dessen Privakvürthei
'l dar«

unter leiden dürfte , ihr vorzüglichstes Augenmerk richten;

folglich dem Fürsten sowohl auf dessen Verlangen , als frey¬

willig Rath ertheilcn und Vorschläge thun ; alles was zum

Wortheil des Landes gereicht , Nicht aus gehässigen Neben¬

absichten oder aus einem elenden Vorurtheil zu Hintertrei¬

ben , oder zu erschweren suchen ; vielmehr möglichst beför¬

dern helfen . Sie sind besonders verpflichtet , alles anzuwen¬

den , wodurch ein dem Lande drohender Schaden , oder eine

Gefahr abgewendet werden kann , mithin zu allen erlaubten

Mitteln , welche zu diesem Zweck führen , befugt . Sie kön¬

nen daher , wenn z . D . der Fürst das ihm sonst vermöge

der Landeshoheit , nur unter gewissen Einschränkungen , zuste-

hende Recht des Kriegs und der Bündnisse zum augen¬

scheinlichen Verderb seines Landes zu weit ausdehnt , und

dadurch das Land in die größte Gefahr stürzt , nicht nur

deshalb ihm gehörige Vorstellungen thun , sondern auch,



46 5 . B . V . d . Regier, der bes. teutsch . Staaten überh.

wenn diese vergebens sind , sich mit ihren Klagen an die

Reichsgerichte wenden *) . Vorzüglich ist es ihre Pflicht die

allgemeine LandeScasse treulich zu verwalten und selbst bey

den Bedrückungen einzelner Classen der Unterthanen nicht

zu schweigen , sondern vielmehr deshalb ehrerbietige , jedoch

standhafte Vorstellungen zu thun , u . s. w.

Wendet man sich hiernächst zu den , den Landständen
von alten Zeiten her , noch übrig gebliebenen besondern Rech-
len , so ist keines wenigem Zweifeln ausgeseht und keines

allgemeiner , als daß ohne ihre Einwilligung keine neue

Steuern und Abgaben den Unterthanen auferlcgt werden

können . Selbst solche Nechtslehrer , die sonst eben nicht die

Rechte der Landstände zu vertheidigen pflegen , gestehen ih«
nen dies Recht zu **) . Es läßt sich aber auch dasselbe um

so weniger bezweifeln , je gewisser es in den Neichsgesetzen
selbst und in der , in diesemPunct beybehaltenen , ursprüngli¬
chen Verfassung von Teukschland gegründet ist. Zn dem

Speyerschen N . Absch . von 154 » . kommen nemlich wieder¬

holt im § . 5 ; . die Ausdrücke : „ Kurfürsten , Fürsten und
Stände , welche sich mit ihren Unterthanen der Tückenhülf
halber bereits vertragen, oder verglichen" vor , und
am Ende heißt es : doch soll hiemit gemeinen Ständen ande-

*) Die Kurtrierschen Landstande -haben davon das allerneue,
sie Beispiel gegeben , indem sie bey dem Reichskammergericht
11m ein Llsnä -num äs sdäucenäo milire tzMco gegen den Kur,
Fürsten nachgesucht haben , als dieser den franzbsischen Emigran,
tcn gestattete , sich in seinem Lande zu bewaffnen und militairi-
sche Uebungen anzustellcn . Die Landstande sahen wohl ein, dag
sie dadurch in einen Krieg mit Frankreich müstcN verwickelt wer,
den . .Vergl . mein Staats - Archiv Heftn . 4.

z . B . in Lonül . UaUeyss 1'
sn >. II , Lilr . i , Lonsi

lS ? , nnm,
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rer Sachen und vorfallendcn Nothdurften halben , sich mit

ihren Unterthanen von wegen gebührender Anlag zu ver¬

gleichen und zu belegen unbenommen seyn . Das hier

gebrauch « Wort vergleichen ist , wie Moser ^ bemerkt,

vom größten Nachdruck und begreift die Regel , daß wann

Neichsstände vorfallender Nothburft halber ihre Untertha¬

nen mit Steuern belegen wollen , ein Vergleich deshalb

zwischen ihnen vorhergehen müsse . Dies schließt also alle

eigenmächtige und einseitige Landesherrliche Belegung schlcch,

terdings aus und macht die Einwilligung der Unterthanen

durchaus nolhwendig.

Ist es nun aber schon in Ländern , in welchen sich keine

Landstände finden , Rechtens , daß den Unterthanen ohne ih,
ren guten Willen keine neue Steuern aufgebürdet werden

können ; wie vielmehr muß denn dies nicht in solchen Län¬

dern eintreten , die mit Land ständen versehen sind ? Hier
tritt aber auch noch eine besondre Betrachtung hinzu . Zn

solchen Ländern ist nemlich die Einwilligung der Landstände

nicht blos bey den Fragen : ob und wie viel an Steuern

vom Landesherrn erhoben werden soll ? sondern auch bei¬
der Frage : wie und auf welche , für die Unterthanen am

wenigsten drückende , Art und Weise die Erhebung der

Steuern geschehen ; ob durch eine Kopfsteuer , Accise, Stem-

pelpapier oder was sonst für sine Art das bewilligte Geld

aufgebracht werden soll ? erforderlich . Es ist dies zwar in
keinem Reichsgesetz ausdrücklich und namentlich bestimmt,
aber es liegt lheils in dem so viele Kraft habenden Wort

vergleichen, theils in der Natur der Sache selbst. Ein

nur etwas billig denkender Regent wird auch seinen Stän¬

den diese Befugniß um so weniger streitig machen , je mehr

*) im Tr » von der Landeshoheit in SteMsach ?» G , 17»



48 5 - B . V . d . Regier , der des. teutsch . Staaken überh.

von ihnen zu vermuthen iss , daß sie die Kräfte und Gesin¬
nungen der Unterthanen am besten kennen und die beste
Einrichtung in diesem Puncr zu treffen wissen werden.

Indessen versieht cs sich doch , daß der Landesregenk
hiebey keineswegs von aller Concurrenz ausgeschlossen sey;
er ist nicht nur befugt , Vorschläge deshalb zu thun , die von
den Landständen beliebte Art und Weise zu bestätigen , son¬
dern auch sogar dieselbe zu verwerfen , wenn er sich über¬
zeugt hält , daß sie etwa für die ärmere Klasse der Untere
terthanen zu drückend seyn sollte.

Der Regel nach haben aber die Landstände nicht bloß
das Recht die erforderlichen Stenern zu bewilligen, sondern
auch das Recht die verwilligten Abgaben selbst durch eigne
dazu bestellte landschaftliche Bediente erheben und berechnen
zu lassen . Sie haben daher eine eigne Landschaftliche oder
vielmehrLandes Casse , welche von der Fürstlichen Kam-
mercasse sehr wohl zu unterscheiden ist . Diese Landescassen
sagt Moser im Traktat von der Landeshoheit in Steuer¬
sachen S . 648 . haben mehrentheils mit den freywilligen
Landsteuern einerley Ursprung , oder sind doch nicht lange
nach ihnen entstanden . Ueberließ man dem Fürsten die
Einnahme und Ausgabe der vom Lande bewilligten Steuern,
so war man nicht sicher , daß sie wirklich zu dem Zweck ver¬
wandt wurden , zu dem sie waren bewilligt worden . Die
Gelder , gingen doch sonst hinaus , die Schulden blieben
unbezahlt, und man forderte zu Tilgung eben dieser Schul,
den in einiger Zeit wieder neue Summen . Alles das war
nicht zu befürchten , wenn die Landstände die bewilligten
Gelder selbst einnahmen und ausgäben.

War man also ja hie und da anfangs so unvorsichtig
gewesen, dieEinnahme und Ausgabe dem Fürsten zu über¬

lassen,
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lassen , so suchte man doch bald das Uebel wieder gut zu

machen . Man verwilligte nicht eher neue Summen , bevor

der Landesherr nicht versprochen hatte , die Erhebung und

Verwaltung der aufzubringenden Gelder der Landschaft selbst
zu überlassen.

Freylich - haben kn neuern Zeiten in manchen Ländern

die Regenten gesucht , den Landstanden die Erhebung aller,

oder doch gewisser Steuern - wieder zu entziehen , und an sich

zu bringen : wenn es aber darüber zur Klage gekommen ist,

so ist das Erkenntniß gegen sie ausgefallen.
Die Kaiserliche Wahlcapitulation redet den LandständeN

in diesem Punct selbst das Wort . Der Kaiser soll zwar

nach Vorschrift des Art . XV . H. z . nicht zugeben , daß die

Landstände die Disposition über die Landsteüer , deren Em-

pfang , Ausgabe und Nechnungsrecessirung mit Ausschlies-

sung der Landesherr » privative vor und an sich ziehe » .

Aber , wer findet in dieser Verordnung nicht die Voraus-

setzung : Essey Negelund etwasallgemeines , daß

der Landesherr die Verwaltung der Landes¬

gelder nicht habe , sondern daß sie in denHän-

den der Landstände sei ) ? — Wozu die Verordnung,

wenn im Zweifel der Landesherr die Erhebung und Ver¬

waltung der Landessteuern hätte ? Die Absicht ist ja offen¬

bar keine andre , als daß nur das landesherrliche Recht der

höchsten Oberaufsicht nicht ausgeschlossen werden soll.

Nichts ist aber auch billiger und dem Besten der Unter-

rhanen selbst zuträglicher , als daß der Ländesherrschaft das

Recht der Oberaufsicht über die Verwalmng der Landescasss

bleibt . Erst dann , wann dies der Fall ist , wenn dem

Fürsten die Rechnungen vorgelegt werden müssen , und

wenn dieser die gehörige Aufmerksamkeit dar-

Zweiter Band . D
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auf wendet , kann der Unterthan sicher seyn , daß seine

Repräsentanten selbst nicht die Gränzen des Auftrags über¬

schreiten , und daß das Geld wirklich zu dem Behuf ver¬

wandt wird , wozu es der ursprünglichen Bestimmung nach

verwandt werden soll . Aeusserst zu verabscheuen ist es daher,

wenn die Landschaft dem Regenten das Recht , sich die Rech¬

nungen vorlegen zu lassen , abkauft , wie leider hie und da ge¬

schehen soll . Der Unterthan ist alsdann doppelt gefährdet.

Wie aber , wenn die Landesherrschast das Recht die

Steuern selbst zu erheben und berechnen zu lassen , herge¬

bracht hat , können alsdann die Landstände die Einsicht und

Mittheilung der geführten Rechnungen rechtlich fordern?

Allerdings . Soll nach der angeführten Stelle der W . C.

der Landesherrschast die Vorlegung und Einsicht der geführ¬

ten Rechnungen nicht von der Landschaft , falls diese die

Rechnungsführung hergebracht hak , entzogen werden , so

kann man im umgekehrten Fall noch viel weniger der Land¬

schaft die Einsicht und Mittheilung der über ihr oder viel¬

mehr ihrer Gewaltgeber Geld geführten Rechnungen

verweigern *) .

Mehr bestritten , als daS Einwilligungsrccht bey der

Vesteurung ist die Frage : Ob und welcher Antheil

den Landständen bey Abfassung neuer , oder

Aenderung alter allgemeiner Landesgesetze ge¬

bühre? Einige ^ *) sprechen ihnen der Regel nach alles

*) Man s . was hierüber Putter in den Rechtsfällen Bd . r
S . 612 . sagt.

'
z . B . MomsMr in Oilll äs 8rrnuum Imp. potellars lezis-

lswri » concra ius commune . § . üc>. lg , p, 4 ; . und (,
'scce- i in sur.

xubl . pruä . Lap . 2 ; . s . 4.
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Recht darüber ab , wofern nicht besondre Gütliche Verträge
deshalb vorhanden wären ; andre hingegen halten auch in
Ermangelung solcher Verträge ihre Concurrenz für noch«
wendig . Und wie jene den Landständen blos eine berath-
schlagende Stimme dabey zugestehen , so räumen diese
ihnen eine entscheidende ein.

So viel ist wohl gewiß , daß von den ältesten Zeiten an,
bis tief ins Mittelalter hinein , Gesetze anders nicht als in
den öffentlichen Versammlungen des Volks , oder der Stän¬
de gemacht sind. Es haben sich seitdem zwar die Zeiten sehr
geändert , und es ist nicht zu läugnen , daß jetzt die gesetzge,
beude Gewalt in der Landeshoheit vollkommen begriffen sey.
Inzwischen folgt doch daraus nicht , daß dieses Hvheitsrecht
durchaus uneingeschränkt seyn müsse.

Man kann daher wohl als Regel annehmen , daß in
solchen Ländern , in welchen noch von alten Zeiten her Land «,
stände vorhanden sind und wo sie noch in einigem Ansehen
stehen , auch ohne ihre Concurrenz keine Einrichtungen oder
Gesetze gemacht werden können , welche das Totale
des Landes betreffen. Soll also z . B . eine neue
Hvfgerichts - , oder Jagd - , Forst - , Meyer - Ordnung ver¬
faßt werden , so kann dies der Fürst nicht für sich allein thun,
sondern er muß sie den Ständen des Landes zuvor mitthek
len , und deren Gedanken darüber vernehmen.

Dies ist auch nicht nur , wie einige glauben , räthlich
und billig, weil von Landständen zu vermuthen fest, daß
sie bas Land am besten kennen , und daher am besten zu be-
urtheilen im Stand seyn würden , ob nicht die , auch noch
so gut gemeinte Landesherrliche Verordnung dem Lande zum
Schaden , oder Nachtheil gereiche ; sondern auch nöthig,
indem sich nicht leicht eine allgemeine Landesvrdnung denken

D a
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läßt , wobey nicht die Nichte und Freyhciten der Landstän¬

de und der übrigen Unterthanen aufs Spiel kommen und

in Gefahr stehea , gekränkt zu werden.

Zst nun dieses der Fall , so besteht die Concurrenz der

Landstände nicht biss in einem unmaßgeblichen unterlhänig-

sten Gutachten , sondern in einem wirklichen und wahren

Einwilligungsrecht , so daß ohne Veystimmung der Land --

stände das Gesetz keine verbindliche Kraft haben kann *) .

Das nemliche gilt von allen neuen im Lande zu treffenden

allgemeinen Einrichtungen.

Außer den bisher bemerkten Rechten pflegen die Landstän¬

de noch verschiedene andre Vorrechte zu haben . Dahin ge¬

hört das Recht der Unione n . Schon in dem vorigen

§ ist bereits bemerkt worden , daß Landstände sich hauptsäch¬

lich in ältern Zeiten durch Vereine , welche sie unter sich zur

gemeinschaftlichen Vertheidigung ihrer Gerechtsame und

Freyheiten schlossen , in vielen Ländern erhalten haben.

Nach Errichtung des ewigen Landfriedens sind noch mehrere

S . überhaupt Moser von der teutschen Landftande Ge¬
rechtsamen bey Errichtung neuer und Abänderung alter Landes¬
gesetze ; in dessen Nebenstundcn, ingleichcn dessen Tr . von.
der Landeshoheit in Regierungssachcn S . 194 . f. Th . i . u . 2.

äilst cleiure liamuin grovinc. coneuroenäicirc»
lezislgror, porest. senaa 1769. 4. St r n b ens Abh . von Land-
standcn 12 . in dessen Nebcnstunden Th. s . Abh . 10 Bergt,
damit das Bedenken über,die Frage : Wie fern in Teutschlanb
der Landesherrn gesetzgebende Gewalt von ihren Landstandeir
eingeschränkt wird , und wer die darüber entstandene Streitig¬
keiten zu entscheiden hat ? im dritten Thcil der Rechtst Beden¬
ken S . ; c>o. u . f . und Putters Rechtfälle Bd . 2 . S . 1044.
f . Auch wird in dem §. 20 ; . die Frage , worin überhaupt die
Concurrenz der Landftande bestehe , noch genauer erörtert
werden . - '

>
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dergleichen Unionen von ihnen eingegangen worden , wie

die von Moser im Tractat von der Neichsstände Landen

und Unterthanen S . 659 . u . f . gesammelte Beispiele er¬

weisen.

Freylich konnten nunmehr diese Verbindungen nicht

mehr ganz die Wirkungen der ältern haben , denn das

Recht der Waffen war den Landffänden im ewigen Landfrie¬
den genommen worden , allein sie konnten doch dahin ge¬

hen , daß sie im Wege Rechtens alle für einen Mann

stehen wollten , wenn der Fürst die Gerechtsame und Frei¬

heiten eines aus ihrem Mittel kränken würde.

Daß aber auch eine nur hierauf abzweckcnde Vereini¬

gung von den Fürsten nicht gern gesehen ist , und gesehen
wird , bedarf kaum einer Erwähnung . Hofpublicisten ha¬
ben daher nicht gesäumt , sie für unerlaubt zu erklären,
und es scheint ihnen hiebey sehr der § . 6 . des i ; ten Art . *)
der kaiserlichen W . C . das Wort zu reden . Allein es ist
darin nur die Rede von solchen Verbindungen , welche ei¬

gen m ä ch t i g-e A v h ü l fe der Beschwerden zur Absicht ha¬
ben . Der Zusammenhang dieses ganzen Paragraphs , wel¬

cher schon im I . 1519 . der W . C . einverleibt ist , und dir
vielen noch nachgehendS , zum Theil selbst noch mit kaiser¬
licher Genehmigung eingegangene Verbindungen , dürften
für die Nichtigkeit der gegebenen Erklärung bürgen . We¬

nigstens ist so viel gewiß , daß den ältern , zur Kenntmß
D z

' ) Daselbst heißt cs ncmlich : Alle unziemliche hässige Ver-
bindnisse , Verstrickungen , Z

'
usammenthuungvder Unterthanen,

wcß Standes oder Würden sie scyn , imglcichen die Empörung
und Aufruhr und ungebührliche . Gewalt , so gegen Kurfürsten
Fürsten und Stande etwa vorgenommen seyn , und . hinfühttz
vorgcnomme » werden mochte» , wollen wir anfheben.
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des Landesherr » gekommenen Unionen der Landstände rhrr

Kraft und Wirkung jetzt nichtjerst bestritten werden kann *) .

Zu den landschaftlichen Rechten , welche von den Häfen
t

gewöhnlich bestritten werden , gehört ferner das Recht dev

Landstände , sich auch ohne landesherrliche Beru¬

fung , der gemeinschaftlichen Landesangele¬

ge n h e i t e n h a l b e r , versammlen z u d ü r fe n . Der¬

gleichen Versammlungen sind keine Landtage, indem

diese nur unter landesherrlichem Ansehen gehalten werden

können , sondern Landes convente. Landstände würden

in manchen Ländern übel daran seyn , wenn ihnen dies

Recht nicht zustünde , denn , da der Fürst und sein Mi»

^ nister nichts ungerner , als eine Versammlung der Neprä»

sentanten des Landes sieht , weil sie wohl wissen , daß c§

alsdann an gehorsamsten Anbringen aller Art nicht fehlen

wird , so ist es der Hofpolitik gemäß , nur dann , wenn ,
die dringendste Noch es erfordert , Landtag auszuschreiben.

Und doch können öfters Fälle verkommen , wo die Land¬

stände große Ursach haben ,
' zusammen zu kommen , unr

sich mit gemeinschaftlichen Kräften diesen oder jenen schädli¬

chen Neuerungen widersetzen zu können.

Es ist zwar gewiß -, daß , wenn das Wohl des Lan¬

des eine Versammlung der Landstände erfordert , der Fürst

aber keinen Landtag berufen will , dis Stände sich deshalb

an die Reichsgerichte wenden , und von diesen die Aus¬

schreibung eines Landtags dem Regenten auferlegt , ja im

äußersten Fall ein Landtag von ihnen selbst ausgeschrieben

*) M o s er hält uz, s . Tr . von der Reichsstände Landen S-

706 . dergleichen ältere Vereine ebenfalls für gültig ; hingegen

glaubt er , daß es weder erlaubt noch rgthlich fe» , heuti¬

ges Tags solche Unionen einzugehen.



2 . C . Von Landftänden u . deren Verhältnis re. AZ

werden kann *) ; es scheint daher , zumal , da der Kaiser
in der Wahlcapitulation Art . XV . § . z . verpflichtet wird:

„ nicht zuzugeben , daß Landstände in dergleichen und andern

Sachen ohne der Landesfürsten Vorwissen Convente an,

stellen und halten, " daß den Landständen das Recht Pri-
vatconvente zu veranstalten , nicht zugestanden werden
könne.

Allein , wer das Recht zum Zweck hat , muß es auch

zu den Mitteln haben . Sind Landstände befugt , über ih¬
ren Regenten , wenn dieser einen zum Wohl des Landes

nöthigen Landtag nicht ausschreiben will , Klage zu führen,
und kann dies füglich anders nicht geschehen , als wenn ste

deshalb vorher zusammen gekommen sind , .und gemeinschaft¬

lich darüber mit einander berathschlagt haben , so kann ih¬
nen unmöglich dies Recht bestritten werden . Die Wahlca-
pitulation verbietet aber auch blos die besondern Zusammen,

künfte in Rücksicht auf die privative Behandlung der Land¬

steuern . Dies ergiebt sich aus ihrem ganzen Zusammen¬

hänge ; keineswegs aber war es die Absicht dergleichen

Privatconvente durchaus und ohne alle Einschränkung zu
verbieten . Hiemit stimmt auch die Praxis vieler Länder
überein . So können in dem Mecklenburgischen , Hollsteini-
schen, Braunschweigischen , Cöllnischen und andern Ländern

dergleichen Convente ohne Vorwiffen und Genehmigung der
Landesregenten gehalten werden.

Eben so gehört auch zu den Rechten der Landstänbe in
der Regel die Befugniß , eigne landschaftliche Be¬
diente, als einen Syndikus , oder Consulenten , Se-

D 4

So schrieb .wirklich einst der Kaiser in dem Ost friesi¬
schen eine» Landtag aus.

,



Z6 Z . B. V . d . Regier, der des. teutsch . Staaten überh.

cretair , Caffier oder Rentmeister , Einnehmer u . s. w . zu
haben . Die Wahl , Annehmung und Verpflichtung selbst,
hängt mehrentheils von den Landständen ab , nur muffen
sie die von ihnen gewählte Personen der Landesherrschaft
entweder zur Bestätigung präsentiren , oder doch wenigstens
die getroffene Wahl melden- In jenem Fall muß es aller«
dings dem Landesfürsten frey stehen , die Bestätigung ver¬
sagen zu können , im letztem Fall ist aber eine Confirma-
tion gar nicht erforderlich.

Gewöhnlich wird unter den landschaftlichen Bedienten
der Unterschied gemacht , daß bey den geringer » Bedienten
keine Bestätigung nöthig ist , sondern nur bey den bedeu¬
tendem , jedoch mit Ausschluß des landschaftlichen Consu-
lentcn oder Syndici . Dies ist auch um so billiger , weil
der SyndicuS der eigentliche Nathgeber der Landschaft ist,
der ihre Rechte und Frcyheiten gegen den Hof - vertheidigen
muß . Aller Einfluß des Fürsten auf die Besetzung dieser
Stelle , ist daher gefährlich , und da auch eine jede Gemein¬
heit das Recht hat , sich einen SyndicuS zu erwählen , wel¬
cher keiner landesherrlichen Bestätigung bedarf, so ist nicht
abzusehen , warum das Corpus der Landstände in diesem
Punct eingeschränktere Befugnisse haben soll *) .

Wo nun aber die Landstände ein eignes Collegium for-
rniren , haben sie auch ihre Canzleyen , worin alles cvn-
pipirt und ausgefertigt wird , ingleichen ihre Archive und
Registraturen zur Aufbewahrung der Acten. Das Recht,
die dazu erforderlichen Personen zu bestellen , ist ein land¬
schaftliches Recht , dessen Ausübung jedoch zuweilen einge¬
schränktist**) .

Mose r a . a . K . S . 802 . f.
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Endlich pflegt auch die Landschaft ein eignes Siegel
zu haben , dessen sie sich zur Beglaubigung ihrer Ausferti¬
gungen bedient . Hat eine Landschaft ein solches Siegel
nicht von alten Zeiten hergebracht , so kann ihr dasselbe
von dem Landesregenlen ertheilt werden. Es hat zwar kei¬
nen Zweifel , daß der Kaiser vermöge seines Rechts Wa¬
hren zu verleihen , dies ebenfalls thun könne , wir er denn
wirklich der ostfriesischen *) Landschaft ein solches Siegel
ertheilt hat ; allein es können daraus leicht Streitigkeiten
mit der Landesyerrschast entstehen , und es ist daher immer
rathlicher , bey dieser die Bewilligung nachzusuchen, als
bey dem Kaiser,

§ . 199.
Die Landstände theilen sich gewöhnlich in verschiedene

Classen , oder Curien . Mehrentheils findet man deren
drey, . nemlich i ) der Prälaten , 2) der Ritterschaft
» nd z ) der Städte.

Wo eins , oder die andre dieser (fassen fehlt , läßt
sich der Grund davon in der Geschichte des Landes leicht
auffinden . .Hat sich etwa die Ritterschaft zur Neichsritter-

D ;

'̂) 2 » dem Ostfriesischen waren darüber große Streitigkei¬
ten zwischen der Landschaft und den Fürsten entstanden . Dic-se
wollten ihr durchauskein eigenes Siegel zugestchcu , weil , wie
es in einem bey dieser Gelegenheit erstattetem Gutachten heißt;
Hui stgillum Iisdct , Imperium drchec , negue !ioc ab ilio lepsreri
xocest. Wie unrichtig indessen dieser Satz sey , und wie wenig,
Landesherrn!Ursache haben, die Bewilligung/oder den Gebrauch
eines landschaftlichen Siegels zu erschwere,, , ist sehr einleuch¬
tend ; denn es ist wohl gewiß , daß die Ertheilung oder der Ge¬
brauch desselben einer Landschaft nicht mehrere Rechte giebt , als
sie - vorher gehabt bat , man müßte sieden» widerrechtlich sich
ein LolleFium illicimm gehalten ha -en.
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schaft geschlagen , wie im Würtenbergischen , so findet sich

freylich eben so wenig eine ritterschaftliche Curie im Lande,

als sich in einem andern , w ^ rin die Klöster gänzlich secu-

larisirt sind , und ihre ehmalig
'
e Verfassung völlig verloh-

een haben , eine Curie der Prälaten findet . Der Bauern¬

stand hat der Regel nach nicht das Recht der Landstandschaft.

Sah maw -ihn auch nicht allerwärts als leibeigen an , der

selbst keinen freyen Willen hatte , so war doch dies großen-

theils der Fall , theils aber hatte er durchaus kein völliges

Eigenthum an seinen Gütern , und theils wurde er von

seinem Gutsherrn , dessen eignes Interesse es erforderte,

daß sein Dauer nicht zu stark gedrückt würde , wenigstens

in so weit vertreten , daß dieser nicht einwilligte , wenn

man dem Bauer zu viel Steuern auflegen wollte , denn

wie hätte er sonst seine Abgaben an den Gutsherrn ent - ^

richten können ? Bey Bauern , die zu den fürstlichen Kam-

mergülern , oder Armtern gehörten , hatte zwar der Prälat ^

und Nirter nicht - gleiches Interesse , indessen wachte für >

diese schon der Fürst selbst , wenn man ihnen z . B . in

Steuersachen mehr hätte aufbürden wollen , als den an¬

dern . Ueberdem ward cs bald Regel , daß die Landständr

das ganze Land repräsentirten.

Ursprünglich hat also gewiß der Bauernstand nicht mit

zu den Landständen gehört , und es wird sich kein Beispiel !

anführen lassen , daß Depulirte her Bauern auf den Land - s

tagen erschienen wären . In einigen wenigen Ländern , vor , i

züglich in solchen , in welchen die Ritterschaft sich von den s

Landständen getrennt hat , auch wohl keine Prälaten sind, I

oder wenigstens diese nicht mehr die alten Rechte und Ein - ^

künfte der Prälaten haben , hat man jedoch in der Folge

auch den Flecken , fürstlichen Armtern , oder dem Bauern-
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stand das Recht der Landstandschaft zugsstanden , wie dies

im Würten bsrgischen und im Bran den bürg - Bay¬
er utsch en *) der Fall ist.

Zn diesem Ländern spricht die Billigkeit dafür , daß

auch der Bauer Theil an der Landstandschast nimmt . Im

letztem hat sich die Ritterschaft ganz von den Landstände»
getrennt , und Prälaten giebt es daselbst nicht . Die Städte
würden daher den einzigen Landstand ausmachen , wenn
man nicht den Bauern die Landstandschaft bewilligt hätte.
Zene würden die größten Lasten auf diese gewälzt haben,
und dies zu verhindern , erforderte selbst das Znteresss des
Fürsten . Wie konnte dies aber besser geschehen , als wenn
den Aemtern verstauet wurde , die landschaftlichen Ver¬

sammlungen ebenfalls durch Dcpukirte zu beschicken. Wo
sich nun aber jene drey Classen der Landstände finden , da

behauptet die Prälaten - Curie ben ersten Rang.
Zu dieser Claffe gehören
l ) in geistlichen Ländern die D 0 mcapitel. Daß diese

sich bey ihren ehmaligen Rechten zu erhalten gewußt ha¬
ben , verdient gar nicht als etwas besonders erwähnt zu
werden . Denn nachdem sie dem Lande das Recht den Bi¬
schof zu wählen , widerrechtlich aus den Händen gerissen und
sich ausschließend zugeeignet hatten , konnten sie selbst vor
der Wahl Verträge errichten . Wie sehr sie ihr Wahlrecht
und das Ansehen , das sie hierdurch erhielten , zu nutzen

Z S . einen im I . 1769. erstatteten Bericht von dm land¬
schaftlichen Rechten und der Verfassung im Fürstentbum Bay¬
reuth ; in meinen Materialien der Geschichte , deren Rechte
und Litteratur . St . III . Num 6 . Auch findet sich ein Bauern¬
stand in Tyrol , Ostfriesland , dem HochstifternBasel und Kemp¬
ten . G . Lang Entwickel . der teutschm Steuervcrfaffungcn
S . 227,



6c > 5 . B . V . d. Regirr . der bes. teutsch . Staaten übech.

gewußt haben , ergiebt sich daraus , daß sie sogar , hie und

da , die übrigen Landstände verdrängt habe » , und jetzt den

einzigen Landstand ausmachen , Wiedas z . D . der Fall
im Kurmainzischen ist.

I !) Die im Lande befindlichen Stifter und Klöster,

welche durch ihre Vorsteher , Dechante , Aebte , und Pröbste,

oder durch Deputiere aus ihrem Mittel in den landschaftli,

chen Versammlungen erscheine » . Sind es aber Damen¬

stifter oder Klöster , so pflegen sie durch ihre Pröbste oder

Klöster Vögte vertreten zu werden.

III ) Die Landes mthurepen des Johanniter-
und teutschen Ordens. Nur in Braunschweig - Wok-

fenbüttelschen gehört der Landcomthur von Lucklum

zu der Ritterschaft , und zwar ist er in dieser Classe der

erste . Vielleicht hat man ihm den Rang vor den andern

Prälaten streitig gemacht , und er hat deshalb lieber der

erste unter der Ritterschaft , als der letzte unter den Prä¬
laten seyn wollen ; vielleicht hat man aber auch geglaubt
Laß er , als ein Ritter, zur Ritterschaft gezählt werden

Müsse.

IV ) Zn Sachsen , Hessen , demWürtenbergischen rc,
die Akademien, in deren Namen der Rector , Canzler
oder ein gewählter Deputirter auf den Landtagen erscheint.

Die zwepte Classe macht die Ritterschaft aus , wor¬

unter der Regel nach blos der niedre Adel zu verstehen

ist . Dieser ist von jeher auf Landtagen erschienen , der

hohe aber nicht ; der hohe war Neichsstand, der nie¬

dere ab ^r Landstand. Inzwischen findet es sich doch jetzt
in verschiedenen Ländern , daß auch Personen aus dem ho¬
hen Adel zu den Landständen gehören . Der Grund hievon
ist , daß entweder , wie vorzüglich im Oesterreichischen der
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Fall ist , Personen aus dem nieder » Adel in den hohen sind

erhoben worden , oder das Fürsten und Grafen landsäffige

Güter , worauf das Recht der Lanbstandschast haftet , in

neuern Zeiten , nachdem sich die Landeshoheit schon sehr aus»

gebildet hatte , erworben haben.

In Ländern , wo nur ein oder der andre aus dem hohen

Adel zu den Landständen gehört , werden sie zur Ritterschaft

gerechnet und es findet weiter keine Abtheilung unter ihnen

statt . In andern hingegen , woselbst die Zahl der zu den

Landständen gehörenden Fürsten und Grafen bedeutender

ist , theilt sich die Ritterschaft wieder in zwey Classen , nem-

lich in den Herrn und den Nitterstand.

Zur Ritterschaft werden gewöhnlich blos adliche und zwar

altadliche gerechnet , welche im Lande Güter besitzen . Zn
andern Ländern können jedoch auch Neuadliche , wenn sie

ritterschaftlich .e landtagsfähige Güter erworben haben , mit

unter der Ritterschaft auf den Landtagen erscheinen ; und

noch in andern hat man den Grundsatz angenommen , daß
das auf einem Gut haftende Recht der Lanbstandschast auf
einen jeden Besitzer üdergehe , folglich gehören auch alsdaim

selbst Bürgerliche, wenn üe ein solches ritterschaftliches
Gut erworben haben , mit zu der Ritterschaft.

Dies ist unstreitig das vernünftigste , denn der Edelmann

erscheint nicht , oder sollte doch wenigstens nicht für seine

eigne , oft so seht unbedeutende Person auf dem Landtag er¬

scheinen , sondern weil er Besitzer eines im Lande gelegenem

Guts ist . Ist es bürgerlichen Personen erlaubt , derglei¬

chen Güter zu erwerben , so müssen sie auch befugt seyn , al¬

le darauf haftende Rechte auszuüben *) .

) üsrconjuncrione loci er fultra ^ii irr comwirüs xroviN"
ciglidus eum äomimo pr »säiorum nobdium , I-ixL, 1769,
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Es war daher eine sehr widerrechtliche Anmaßung eines

Theils der Mecklenburgischen Ritterschaft , daß sie

ohnlängst gewisse von derLandtagssähigkeit abhangende Vor-

theile auf die adlichen Besitzer der Rittergüter einschränken
"
und damit ein Indigenatsrecht verbinden wollte , welcher

nur mit 4000 , oder ohne Ahnenprobe mit 8000 Rthlr . sollte

erkauft werden können . Mit Recht hat daher der Herzog

dieses eigenmächtige Verfahren für Landesverfassungswidrig
erklärt und deshalb Rechenschaft gefordert *) .

Die dritte Classe machen die Städte aus . Nicht alle

Städte , welche in einem Lande befindlich sind , haben jedoch
immer das Recht der Landstandschaft . Ist etwa erst in

neuern Zeiten ein Ort , der vorher unter einem Amte stand,
eine Stadt geworden , so kömmt es darauf an , ob ihr das

Recht der Landstandschaft zugestanden ist , oder nicht . Ans

der bloßen Ertheilung des Stadtrechts , gesetztauch , daß

die ehmalige Gerichtsbarkeit des Amts gänzlich aufgehoben
wäre , folgt noch nicht , daß sie auch befugt sey , auf Land¬

tagen durch Deputirte zu erscheinen . Von allen alten und

ursprünglichen Städten aber , die keine Amtssäßige oder

Patrimonialstädte sind , ist hingegen dies zu verma¬

chen.

äs iure Üanäi iy conüms xrovineialibug , Viceb. 1787.
in 4.

Schlbzers Staatsanzeigen Heft ; s . lS . 418 . Hef ge.
S . 281 . Heft . 57 S . ; 6 . u . f» Ueber die Rechte des einge-
bohrnen und recipirten Adels in Mecklenburg und deren Ver-
hältniß zur Landeshoheit . — Ein Vortrag auf dem Landtage
zu Sternberg 178p. von A . A . W . von Flotow auf Wild-
kuht. — Mit Anmerkungen von einem Eingebohrnen im Lan¬
de der Wahrheit . Schwerin 179° . 4 - Bergl . Schlözer Heft
57 - S . 47-
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§ . 200.
Wo es Landstände giebt , und wo diese noch ihre ehma-

ligen Rechte ganz oder zum Theil zu erhalten gewußt haben,
pflegen zuweilen die sämtlichen Landstände von dem Landes-

regenten berufen zu werden , um sich mit ihnen über ge¬
meinschaftliche Landesangelegenheiten zu berathschlagen . Ei¬
ne solche vom Landesherrn berufene und unter dessen Auspi»
cien gehaltene allgemeine Versammlung der Landstände heißt
Landtag *) . Der Landesherr hat also das Recht dieLand-
stände zu berufen und ohne ihn läßt sich so wenig Landtag,
als ohne den Kaiser , oder dessen Stellvertreter , Reichstag
gedenken.

Die Landesregenten sind indessen in diesem Punct nicht
durchaus so eingeschränkt , als der Kaiser . Es giebt zwar
ebenfalls Länder , in welchen durch Grundgesetze sowohl die
Zeit , wann und wie oft , als der Ort , wo der Landtag ge¬
halten werden soll , bestimmt sind ; ja es ist auch nichts so
ganz ungewöhnliches , daß der Landesherr zuvor mit einem
Ausschuß der Stände sich darüber berathen muß ; allein dies
alles ist doch nur Ausnahme , und tritt nur dann ein , wen»
dieserhalb etwas ausdrücklich oder stillschweigend durch Lan¬
desgrundgesetze , oder Herkommen bestimmt ist . Ausserdem
hängt es von dem Landesherrn ab , wie oft und wo er Land¬
tag halten will . Sollten indessen solche Vorfälle sich ereig¬
nen , die eine Berathung des Landesherrn mit den Landstän-
den nölhig machten , und der Fükst weigerte sich auf Ansu¬
chen der Stände einen Landtag auszuschreiben , so kan»

Ein Verzeichniß der Länder , in welchen noch Landtage
gehalten werden , liefert Moser im Tr . von der Reichsständ?
Landen S . izr ? . f-
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ihm dieses auf deshalb erhobene Klage von den Neichsge«

richten zur Pflicht gemacht werden *) .

Die Ausschreiben zum Landtag erläßt der Fürst an die

Landstände , wie der Kaiser an die Reichsstände , wenn

Reichstag gehalten werden soll. In den mehrsten Ländern

erhält ein jeder einzelner Landstand eine solche schriftliche Ein¬

ladung vom Fürsten , worin zugleich die Gegenstände der

Berathschlagung kurz angegeben zu werden pflegen . In

andern hingegen werden dergleichen Schreiben nur über¬

haupt an die Classen oder Curien erlassen.

Gern pflegt der Fürst oder sein Minister den Landtag in

der Residenz zu halten , weil alsdann ein größerer Einfluß

des Hofs auf die Derathschlagungen nicht leicht fehlen kann.

Manche Landschaften haben sich daher in de» Landesverträ¬

gen ausbedungen , daß die Landtage an einem andern Ort,

als der Residenz gehalten werden müssen.

Zu der in dem Ausschreiben bestimmten Zeit müssen sich

die Landstände einfinden . Die Capirel , Universitäten und

Städte erscheinen entweder durch gewählte Deputiere aus

ihrem Mittel , oder es ist ein für allemal bestimmt , wer .in

ihrem Namen erscheinen soll . Daß dies letztere nichts tau¬

ge , ist sehr in die Augen fallend . Gewöhnlich vertritt als,

denn die Stelle des Deputieren eine Crearur des Hofes , von

dem kein sonderlicher Patriotismus zu erwarten steht . Im

Namen

l

*) So erkannte noch im I . 1776 . das Reichskammergcricht,

daß die Grafen von Reuß auf geziemendes bittliches Ansuchen

der LanLstande einen allgemeinen Landtag zu Erledigung der

Landesäiigelegcnheiten und . allenfalls zu haben vermeinender

Landesbeschwerdm ohnverschiebsich ausschreibcn sollten . Vergl.

§. ISS-
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Namen der Stifter und Klöster erscheint gewöhnlich der De»

chant , Abt oder Probst desselben , oder im Fall diese ver¬

hindert stnd , oder etwa grade kein Dechant , Abt , oder

Probst existirt , der Senior oder Prior . Denn die Land¬

standschaft hastet nicht auf der Person des Prälaten , son¬

dern auf dem Stifte , oder dem Kloster ; der Prälat ist also

nicht eigentlich Landstand / sondern er übt nur als Vorsteher

der geistlichen Stiftung das derselben zustehende Recht der

Landstandschaft aus *) . Die Adlichen erscheinen in eigner

Person . Sollte ein oder der andre verhindert werden , dem

Landtag persönlich beyzuwohnen , so ist es in einigen Ländern

ihm » erstatt « , seine Stimme einem ändert : Rittergutsbe¬

sitzer aufzutragen . Seinen Beamten darf er aber nicht

schicken , » Nr der hohe Adel pflegt dieses Recht da zu habeit-

ivo er zugleich das Recht der Landstandschaft hat . Alle wirk»

lich erscheinende werden entweder auf allgemeine Kosten be-

wirthet , oder sie erhalten aus der Landesrasse etwas gewis¬

ses an Diätem

Der Landtag selbst pflegt sodaim , wie der Reichstag,

auf eine feyerliche Art eröffnet zu werden - Es hängt von

dem Regenten ab , ob er selbst und in eigner Person densel¬

ben eröffnen , oder dieses durch einen seiner Minister thun

lassen will - Der Anfang wird mit einem feyer .lichen Gott

tesdienst gemacht ; hierauf hält der Fürst , oder sein Com¬

missair eine Rede an die versammelten Stände , in welches

,
*) Äon Reichsprälaten , als Erzbischöfen , Bischöfeit

u . s . w . laßt sich hier kein Schluß , auf Landesprälatett
machen. Noch" viel weniger ist aber der Bürgermeister einer
Stadt , Landstand. — Nicht einmal der Magistrat einer Stadt
ist cs , sondern die Stadt m corpore.

Zweiter Band, A
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er ihnen seine Zufriedenheit über ihre geschehene Erscheinung

bezeugt , und ihnen nachmals die Punkte bekannt macht,

worüber er sich mit ihnen berochen will . Diese Rede wird

sodann von dem Landmarschall , oder dem Vorsitzenden Stand

burch eine Gegenrede beantwortet , worin dem Fürsten für

die Berufung der getreuen Stände gedankt , und verjpro«

chen wird , daß sie nicht verfehlen würden , die proponirtm

Puncte , deren schriftliche Mittheilung sie sich erbäten , in

sorgfältige Erwägung zu ziehen und darüber ihr unterthä»

nigstcs , oder treudevoteftes Gutachten zu erstatten . Ir,

grnd eine Festivität pflegt sodann am ersten Tage den Be¬

schluß zu machen.

§ . aor.

Sind hierauf die Berachschlagungspnncte den Ständen

'
schriftlich mitgetheilt , so wird zur Berathschlagung selbst

geschritten . Hievon läßt sich im Allgemeinen weiter nichts

sagen , als daß der Fürst oder dessen Commissair den Be-

rathschlagungen selbst nicht beywohnt . Ob aber die Stände

alle mit einander gemeinschaftlich ihre Beratschlagungen an«

stellen , oder ob dieses eine jede Curie für sich von den an¬

dern abgesondert thut , ob einem Ausschuß ein Prädelibe«

rationsrecht zusteht , wer das Direktorium sowohl im All¬

gemeinen , als in den besonder » Curien habe , wie die

Stimmen gezählt werden u . s. w . , hängt von der beson¬

der » Verfassung eines jeden Landes ab , und ist oft sehr

verschieden.

Zn einigen Ländern rathschlagt eine jede Curie für sich,

unter der Direktion des Ersten aus ihrem Mittel . Sie

faßt ihre Schlüsse nach der Mehrheit der Stimmen ab

« nd theilt dieselben den übrigen mit . Was von zwei) Cu-

rien beschlossen worden ist , muß sich dir dritte gefallen las,
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fsn ; in andern hingegen geschieht die Berathschlagung von
allen Ständen auf einen Haufen , und die Schlüsse wer«
den nicht sowohl nach der Mehrheit der Stimmen in jeder
Curie , als vielmehr der Köpfe überhaupt gefaßt , und zwar
unter der Direktion eines Landschaftsdirectors , Landmar-

schalls oder Landdrosts *) . Wo dies der Fall ist , hat ge,
wöhnlich die Ritterschaft , welche mehrentheils der Zahl nach
die stärkste Curie ausmacht , das Urbergewicht.

Den hauptsächlichsten Gegenstand der Berathschlagun,

gen machen die in der landesfürstlichen Proposition enthalt
tenen Punkte aus . Die stärkste Rubrik betrift gewöhnlich
Geldsachen und begreift unzählige Titel unter sich , als:
Kammerbeyträge , Schuldenübernahmen / Präsente für den
Herrn , Subsidien und Adjuto für die GeNrahlin , Kinder,
Herrn und Töchter von Haus , Reichs , Kreis, , Milirair,,
Fräulein - ( heut zu Tage Prinzessin ) und andre Steuern,
Akcis , Licent , Kopfgeld , neue Auflagen , und Erhöhung
der alten , Residenz - und Berg - oder Straßenbaugelder,
Kammerzieler , Reichstags und andre Gesandschaftskosten.
Natürlicherweise erfordert das wahre Wohl des Landes all«
Summen , welche verlangt werden.

Ueber alle diese Punkte rathschlagt die Landschaft und

glaubt oft Wunder , wie viel sie gcthan hat , wenn sich der
Landesfürst am Ende mit einer geringern Summe , als

E »

In einigen Ländern ist diese Würde erblich , in andern
isird der Direktor gewählt und vom Landesherr » bestätigt , oder
auch wohl gar von diesem ernannt . Gewöhnlich wird dies Amt
von einem aus der Ritterschaft bekleidet . In andern Ländern
giebt es gar keine besondere Direktoren , und in diesen hängt
die Directivn des Ganzen mehrentheils von einem engern
Ausschuß der Stände , »der dem versitzenden Landstand ah.



68 §. V. V . d. Regier , der des. teutsch. Staaten äberh.

die Anfangs geforderte war *) , begnügt . Erwünscht ist s-

übrigens diese Gelegenheit , die der Landschaft entweder

im Ganzen , oder einzelnen Mitgliedern derselden oder über¬

haupt den Unkecthanen zugefügten Beschwerden an dm

Fürsten zu bringen . Die Landschaft hat etwa schon öfters

große Summen zu dem Straßenbau bewilligt und doch

sind nur die Wege um die Residenz in guten Stand ge¬

setzt ; das Land hat das Geld zur Unterhaltung einer Ar¬

mee von äs . bis zo,ooo . Mann hergegeben und es sind

vielleicht nur 6000 . Man » wirklich unterhalten worden , ss

baß es, , wie der Feind ins Land kam , an der nöthigen Ver¬

teidigung fehlte **) ; der Landschaft ist die Mittheilung der

Rechnungen verweigert worden ; die Collegia des Fürsten

haben Eingriffe in die Gerechtsame der Landstände gethan;

das Wild wird zn sthr gehegt u . s. w . Diese und andre

Beschwerden dieser Art geben einen neuen Gegenstand der

Beratschlagungen ab . Hiezu kommen noch verschiedene

Nebenpunete, , als Wahl der Depurirten , Bestellung neuer f

landschaftlicher Beamte , Abnahme der Rechnungen und l

dergleichen .
>

Die einzelnen über die Landesherrlichen Propvsitionen i

'
gefaßte Schlüffe werden sodann in die Form eines Dulach - I

") Es ist daher , der Politik des Hofes gemäß , mehr zu ver¬

langen , als man braucht .
'

**) Hlls der K - von Preusscn im 1 . 1756 . i» Sachsen leinrnck-

te, .glaubte der Kurfürst eine mit allen notwendigen Bedürf¬

nissen versehene Arunee von ; o,ooo. Mann auf den Beinen zu
chaben . Wie er aber selbst in das berühmteLager bei) Pirna kam,
fand er kaum ichexro. Mau » , denen es »och dazu an allem fehl¬
te- — . Die neueste Geschichte bietet ein ähnliches Beyspiel dar. !

Compagnien, die über 102 , Wann stark seyu sollten , waren nur >

4ch Mann stark.
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ken gebracht und den Landesherrn zugleich mit einem Ver¬

zeichniß der gesammelten Landesbeschwerden und der Bitte

diesen abzuhelfen , übergeben . Der Fürst ratificirt hier¬

nächst die an ihn gebrachte Gutachten , woraus sodann der

Landtagsabschied erwachst . Auch ertheilt er eine Resolution

auf die geklagten Beschwerden , worin dieselben entweder

als ungsgründet verworfen , oder Abstellung versprochen

wird . Wo die Landsiände vorsichtig sind , pflegen sie indes¬

sen mit der Uebergebung ihrer Beschwerden nicht bis gegen

das Ende , und bis sie zugleich ihr Gutachten übergeben

können , zu warten ; denn sie wissen wohl , daß alsdann die

mehrsten derselben für ungegründet erklärt werden . Uebri-

gens sind dir Landesherrlichen Resolutionen auf die ange¬

brachten Beschwerden , der Ton mag auch darin seyn , wel¬

cher er will , eben so gut als Landesverträge anzusehen , wie

die Landtagsabschiede selbst.

Sind die Geschäfte , weswegen der Landtag berufe»

wurde , geendigt , so wird derselbe mit eben der Feyerlichkeit,

die bey seiner Eröffnung beobachtet wurde , beschlossen.

§ . rar.

Zu umständlich und auch zu kostbar würde es indessen

seyn , wenn alle landschaftliche Angelegenheiten in voller

Versammlung der Landstände behandelt werden müßten.

In den mehrsten Ländern grebt es daher landschaftliche D e--

putationen oder Ausschüsse, und in einigen giebt es

eine doppelte Deputation , eine größere und eine klei¬

nere, oder einen größern und engern Ausschuß.

Die Mitglieder dieses Ausschusses oder die Deputiere wer¬

den entweder jedesmal von dem Landtag auf Lebenszeit

erwählt , und von dem Fürsten bestätigt , oder es steht bey

E r
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Prälaturen und Städten ein für allemal einer gewissen

Prälatur oder Stadt das Recht zu , daß ihr Prälat oder

Deputirter zugleich Mitglied des größer » oder engern Aus¬

schusses ist.

Wie weit sich die Befugnisse der Deputaten erstrecken

sollen , kommt auf den Auftrag an , den sie von der ge¬

summten Landschaft erhalten haben . Zn einigen Ländern

sind jk« von größsrm Umfang , als in andern . Immer sind

und bleiben aber die Deputiere als Bevollmächtigte

der ganzen Landschaft anzusehsn , wenn sie sich gleich zu¬

weilen größere Rechte , ja wohl gar eine Art von Superio-

rität über dieselbe anmaßen . Selbst der Fürst begünstigt

nicht selten eine solche Anmaßung , weil er es oft dahin zu

bringen weiß , daß nur Creaturen von ihm zu Deputirte»

erwählt werden , oder weil es ihm wenigstens leichter wird,

wenige , als viele , in sein Interesse zu ziehen *) . So viel ist

über immer gewiß , daß die Deputieren nicht mehrere Rechte

haben , als ihnen aufgetragen sind **) . Gehen sie weiter,

so sind ihre Handlungen null und nichtig.

*) Ein auffallendes Beyspiei davon sehe man in der Schrift;
Ueher die Dienstentlassung des Hofrichters und

Landraths von Berlepsch , Nr . IX . ( 1797 . z .) Der Hof
wußte den großer » Ausschuß dahin zu bringen , daß dieser heim¬
lich zoo,c>oo . Rthl . Fürstlicher Kammerschnlden auf das Land
übernahm.

Man liefe , was Spittler in seiner Geschichte von Han¬
nover Th . 2 . S . 27; . von der Entstehung des beständigen Aus¬
schusses >m Fürstenthum Calenberg sagt : „ Der neue beständige
Ausschuß sollte , im Ganzen genommen , nicht mehrere Gewalt
haben , als jene alte temporairc Ausschüsse gehabt hatten . Er
wurde nicht Vormund der übrigen S t ande, der oh¬
ne den Mündling zu fragen , bald neue Ausgaben verfügen,
bald alte Rechte aufopftrn dürfte , Er erhielt kein Mandat
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§ . - o ; .
Landstände concurriren bey Ausübung gewisser Ho-

heltsrechte . Allein worin besteht diese Concurrenz?

Bloß in einem unziclsetzlichen Gutachten, oder Nath,

dessen whnerachtet der Regent thun kann , was er will?

Dder in einem Ein will igu ng srech t, so daß der Fürst

dergleichen Hoheiksrechte nicht ohne Einwilligung der Land¬

stände ausüben kann ? Hofpublicisten behaupten jenes.

Landstände , sagen sie , sind nichts anders als Räche , die

der Fürst bsy ein und andern Landesangslegenheiten des,

halb zu Rath zieht , weil sie aus vielen andern Ursachen

eine genauere Kenntniß von dem Zustand des Landes haben

können , als seine übrige Räche *) . Es könne ihnen auch

nach der Natur und Verfassung der teutschen Fürstenthü,

E 4

neue Steuern zu verwilligen , alte Steuern , die auf gewisse
Jahre venvilliget waren , fortsetzcn zu lasten ; man gab ihm
keinen Auftrag Angelegenheiten zu entscheiden , die unbe*
schadet eines glücklichen Ausganges , an die ganze Versammlung
der Stände zur langsambedachtigen Berathschlagung gebracht
werden konnten . Wo eilende Entscheidung nothw 'dndig war,
mochte der Ausschuß , auf Hoffnung zur Ratifica¬
tion der übrigen Stände, entscheiden ; wo sich auch er¬
weisen ließ , daß der Ausschuß eilends beschließen müßte , daß
er nach reifester Ucberlegung und redlichstem Bewustseyn ent¬
schlossen habe , da versprachen die Stande die Entscheidung des¬
selben als ihre Entscheidung zu erkennen ; da versprachen sie die
pünktlichste Erfüllung aller gefaßten Entschlüsse ; wie sie mit pa - ,
trivtischer Freude auch zugaben '

, daß manche Angelegenheit , die
zur allgemeinen Berathschlagung gebracht werden müßte , durch
diesen beständigen Ausschuß erst vorbereitet , manche Angelegen¬
heit , die von gesammten Landständen schon entschieden war,
durch diesen,beständigen Ausschuß erst vollständig ausgebildet
werden sollte/'

Traurig genug , wenn die Räthe des Fürsten keine ge¬
naue Kenntniß von dem Zustande des Landes haben.
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Hier , welche auf monarchischen Fuß regiert würden , nicht

?in mehreres zustehen . Allein diese Behauptungen sind,

wie vorzüglich Strube * ) sehr gut gezeigt hat , ohne allen

Grund . Frcylich giebt es einige wenige Länder , in wel¬

chen die Landstänbe nach und nach so viel von ihren ehe¬

maligen Rechten verlohren haben , daß jetzt kaum noch ein

Schatten davon übrig ist , und daß . ihre gegenwärtigen Zu¬

sammenkünfte nur . noch zum Schein , um das Volk zu blen,

den , geschehen . Allein von diesen ist auch nicht die Rede,

sondern von solchen Ländern , in welchen sie durch Verträge

und Neversalien noch einen großen Theil ihrer ehemaligen

Rechte conservirt haben . Das ganze Staatsrecht der Mitt¬

lern Zeiten war aber , wie schon bemerkt ist : Wozu wir

Nicht rathen , dazu sollen wir auch nicht mik

ihaten. Dies rathen ist aber , wie sich aus dem nicht

thaten ergiebt , nichts anders als eine Einwilligung,

Auf monarchischen Fuß werden freylich unsre Fürsienthü-

mer regiert , allein gehört cs denn zum Wesen einer monar¬

chischen Nsgierungsform , daß der Monarch uneingeschränkt

ist ? Ist nicht Teutschland auch ein monarchischer Staat und

ist nicht demohnerachtet der Kaiser an die Einwilligung dev

Reichsstände bey Ausübung seiner wichtigsten Majestätsrech¬

te gebunden?

Ganz andre Fragen ' sind es jedoch , ob die Concurrenz

der Landstände eine Witherrschast , Mitregierung

( Loimperium ) genannt werden könne ? und ob die Land¬

schaft als ein unabhängiges Collegium anzusehen fty ? Wey¬

he Fragen sind völlig zu verneinen.

) in vitst äs on' »ine nobilireris (üenMnicee er preecipulZ
« US iuribus . lnioä . Lsmv . 1^ 18, S , auch die übrigen j . IAS,
angeführte» Schriftsteller
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Was die erste betrifft , so gesteht man zwar den ge»

stammten Neichsständen eine .Mitregierung des Reichs zu,
und es scheint daher , daß auch ein gleiches von dem Corpus
der Landstände behauptet werden könnte . Allein

i ) bleibt immer der wesentliche Unterschied zwischen teut-

scheu Reichs - und Landständen , daß diese aus Pri,

vatpersonen bestehen *) , jene aber Herren sind , dis

Land und Leuts zu regieren haben.
? ) Der Ancheil , den Landstände an der Regierung des

Landes haben , ist ungleich geringer , als der An-

thcil der Reichsstände . an der Negierung deS Reichs.

Z ) Die Staaten und Gebiethe der teutschen Reichsstände
absorbirm die ganze Masse von Teurschland . Für
den Kaiser , als Kaiser , bleibt nichts übrig . Der

Fürst hat aber seine Kammergüter , oder Domainen,
die von den Gütern der Landschaft getrennt und von

ihnen wohl zu unterscheiden sind . Zn Ansehung der

Kammcrgüter hat er öfters freyere Hände und ist
nicht an die Einwilligung der Landstände gebunden.

Doch ist auch nicht selten der Fall , und war cs ehe,
wals wohl in der Regel , daß Landstände Repräsen¬
tanten des ganzen Landes waren **) .

E 5

*) Dies ist wenigstens dis Regel , und cs sind nur seltene
Ausnahmen , wann Landstande keine Privatpersonen , sondern
ebenfalls .Regenten sind . Inzwischen ist doch so viel gewiß , daß
sie , in so fern sie Landstände sind , auch als Privatpersonen
sonnen angesehen werden,

Putter, ob und wie weit in teutschen Fürstenthu-
mern und Grafschaften den Landstanden ein Mitregiernngsrecht
heygelegt werden konue ? in den Bcyträgen Th . i . Abh . ip.
Es wird jedoch darin den Landstanden unter gewissen Einschrän¬
kungen ein Mitregiernngsrecht zugestgndeli.
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Was aber die andere Frage bettist , so hat es

a) nicht den mindesten Zweifel , daß einzelne Landstände,

wenn sie auch noch so reich und begütert , ja wenn

sie sogar in anderer Rücksicht Neichsunmittelbar scyn

sollten , doch wegen ihrer im Lande gelegenen Güter

und in so fern sie Landsiände sind , auch als Un-

terrhancn angesehen werden müssen . Es ist aber

auch

2) nicht einmal das ganze Corpus der Landstande inde-

pendent , denn

s) ist alles , was im Lande an Personen oder Gütern

befindlich ist , ordentlicherweise der Landeshoheit

unterworfen,

d) ist in der Wahlcapitularion Art . XV . ß . z . ausdrück«

lieh versehen , daß Landstände die Disposition über

die Landsteuer , dereiz Empfang , Ausgabe und

Rechnungs " Necessirung , mit Ausschließung des

Landesherrn , privative nicht vor und an sich zie,

hen , auch in dergleichen und andern Sachen , ohne

der Lanöesfürsien Vorwissen « nd Bewilligung kei-

ne Convente anstellen oder halten sollen.

Daß übrigens hieraus nicht gefolgert werden könne,

daß eine Landschaft sich willkührliche , ihren Rechten zum

Nachtheil gereichende , Verordnungen des Landesfürsten ge¬

fallen lassen müsse, versteht sich um so mehr von selbst , je

weniger der Fürst die Landesgrundgesetze verletzen darf.

Ich kann diese Materie nicht beschließen , ohne noch

einige Betrachtungen darüber anzustellen , indem sie in un¬

fern Zeilen gar zu wichtig ist . Landstände gehören aller¬

dings zum Glück eines Landes , wenn sie ihrer Pflich,

rrn eingedenk sind , und es nie vergessen , daß sie Ne-



s . § . Von Landstanden u . de » en Verhältniß rc. 75

- räsentanten des Volks und diesem eigentlich Rechen¬

schaft vyn ihren Handlungen zu geben schuldig sind - Aber

wie selten ist dies wirklich der Fall ? Wie selten wagen sie
es , dem Regenten über seine , oder seiner Räthe Handlun¬

gen zwar bescheidene , aber doch standhafte Vorstellungen

zu thun ? Wie wenig sehn sie oft bey ihren Nathschlägen
auf das Beste des ganzen Landes ? wie gleichgültig sind sie
nicht zuweilen gegen den Druck und dir Ungerechtigkeiten,
welche der arme Unterthan leiden muß *) ? Nur dann er-

*) In der Darstellung der allgemeinen Landes-
ieschwerden des Bauernstandes des HochstiftS
Hildesheim ( gedruckt im I . 179 ; . Fel .) findet sich der .Be¬
lag zu dieser Behauptung . Daselbst heißt es nemlich §. 2 ; .
„ Wie haben die Stande , die alles dieses ( es ist von Bedrückun¬
gen der Unterihanen die Rede ) wußten und erfahren , sich da¬
bei) verhalten ? — Oft genug von den Unterthanen aufgcruscn,
jammernd und schreyend um Hülfe angefleht , übergaben sie
wohl ein und anderes Ooliäerium auf dem Landtage , suchten
um Abstellung der Beschwerden nach , — aber damit war denn
auch , wenn auch gleich keine befriedigende Antwort erfolgte,
die Sache vergessen, und der Unterthan seinem Schicksale , wenn
er sich nicht selbst durch einen kostbaren Proceß zu helfen im
Stande war , überlassen . '

Der bedrückend« Bier - und Branteweins - Zwang hat schon
über 100 Jahrs dann und wann den Landtag beschäftigt . —
Man erhob endlich einen Proceß , der aber seit 17 -m . in stiller
Ruhe vergraben ist.

Mit dem Mühlenzwang hat es die nemliche Bewandniß.
Uebcr 15 Jahr schon ist der Syndikus der Ritterschaft und
Städte die obliegende schriftliche Handlung schuldig . Nur erst
auf dem gegenwärtig eben geendigten Landtage ist mir mehrern-
Eifer darüber gehandelt , so daß die Beendigung bcydcr Bedräng¬
nisse und Kosten verhaft werden kann , weil auch jetzt das Dom¬
kapitel den übrigen Standen ehrenvoll beygetreten ist.

Wie oft ist nicht über die immer härter werdende Dicnstbe-
drückung geseufzct , und je zu Zeiten auf Landtagen die gegrün-
deste Beschwerde geführt ! — Uebcr die Hut - und Weidebedrange
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heben sie ein großes Geschrei) , wenn ihre eignen Rechte auf

dem Spiel sind , dann führen sie wohl Proteste und bestrej«

ten die Kosten aus der allgemeinen Landescasse, wozu der

ohnehin genug gedrückte Unterkhan das seinige beysteuem

muß . Ist es nicht z . P . unverantwortlich , wenn die Kosten

zu den Zagdproceffen der Nitterschalt aus der Landescasse

genommen werde» ? Zst es nicht schrecklich , daß in manchen

Ländern die landschaftlichen Schulden deshalb nicht getilgt,

oder die Zinsen derselben deshalb nicht herunter gesetzt wer¬

ben , weil Mitglieder der Landschaft selbst die Gläubiger

sind ? Zst es nicht himmelschreycnd, wenn sich die Admini-

strcftionskoste» auf mehrere Tausende belaufen , und von

rnffe und Vergrößerungen der Schafereven , — über die Jager-

Zehrungen ist oftmals eine Beschwerde überreicht aber ohne hin¬

längliche Wirkung . Und in mehrern andern Vorfällen z . B . wegen

Einziehung und Bcfrcyung verschiedener Hofe und Güter von

den Landes - und Riegelasten , wegen der ruinirenden Baule¬

bung , wegen neuer Dienstaufbürdung auf die Brinksitzer und

Hausliuge rc . fand man darin Beruhigung , dagegen ein Wort

kaltblütig gesprochen zu hüben , welches wohl zum Theil aus

persönlichen Verhältnissen und Privatinteresse seine Entstehung

erhielt . Ja man sähe sogar endlich -die Stände selbst mit Bs-

drangungen der Untcrthanen , zur Erringung eigener Northeile,

hervorrreten . Das Gesuch um Erth ? ilung der härtesten Remis-

sioitsvcrordnung und Entziehung des uralten Näherrechts an

die Zehnten ist davon Beweis . - .

Das jüngst auffallende Merkmal der völligen Gleichgültigkeit

der Herren auf dem Laydrage gxgen das Land und die Untcr¬

thanen bietet uns das Betragen in der V " scheu Untersuchungs-

sache dar . Sie, - die löblichen Stande bekennen selbst , daß jeder

( also auch die , welche als Volksvertreter es am ersten wissen

mußten ) diese Pest des Landes , die ungemeinen Bedrückungen

dieses kleinen Tyrannen gewußt und gekannt habe ; und doch

war erst das bekannte Promcmoria vom 26 . Nov . 178s . erfor¬

derlich , um die löblichen Stände mit Nachdruck zur Thatigkeit

aufzurufen , weil keiner etwas zur Hebung des Nebels that.
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den Schulden Trotz aller Auflagen kaum so viele Tausende

abbezahlt werden , als hoch sich die Besoldungen und Diä¬

ten der landsrändischen Deputirten belaufen?

Wo der Fürst selbst gut und aufmerksam auch auf das

landschaftliche Schuldwesen ist , da fallt freilich sehr viel,

wo nicht alles von dem bisher erwähnten Nebel fort ; aber

ein Land das einen guten Fürsten hat , und einen solchen

stets habe » könnte, brauchtauch keine Landstände.

Woher rührt nun alles dies und so manches andre un¬

nennbare Nebel ? — Hauptsächlich daher , weil unsre ganze

Wolksrcpräsentation , — und Repräsentanten des Volks sollen

und wollen doch unsre Landstände seyn — nichts taugt.

Man bedenke nur erstlich , wie unverhältnißmäßig die

Repräsentation ist. Ein jeder Rittergutsbesitzer , oder Vor,

sicher eines Stifts oder Klosters erscheint auf dem Land¬

tage , selbst wohl alsdann , wenn er gleich nicht einmal

Gutsunterthanen hat , die er repräsentiren könnte ; dage¬

gen hat aber eine Stadt , die mehrere tausend , vielleicht

zehn bis zwanzigtausend Einwohner zahlt , nur einen ein¬

zigen Deputirten in der landständischen Versammlung.

Dann aber zweytens, was für Männer sind denn das,

die auf dem Landtags erscheinen ? Keine von dem Volke ge¬

wählte Personen , sondern Prälaten und Schultheißen oder

Bürgermeister der Städte , die ihre Stellen mchrentheils

der Gnade des Fürsten verdanken , und Ritter , die nicht

selten in Kriegs - , Civil - oder Hofdiensten des Fürsten ste¬

hen . Einzelne Patrioten mögen wohl sich stets unter die¬

sen Elasten finden , aber ihre Stimme ist nicht stark genug,

um durchdringen zu können . Finden sie auch anfangs bey

ihren Milständen Unterstützung , so stehen sie doch bald
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wieder einsam und verlassen da *) , und sehen sich, wenn sie
nicht ebenfalls zurücktreten , dem Haß und der Verfolgung
ausgesetzt . Man hält sie für unruhige Köpfe , oder gar
für Jakobiner , wenn sie Misbräuche rügen . Für den

Bauernstand sorgen noch zuweilen die Ritter und Präla¬
ten , besonders , wenn sie Gutsunterthanen haben , freylich

oft mehr aus eignem Interesse , weil der Bauer , wenn er
alles dem Fürsten geben muß , nicht ihnen die Abgaben ent¬

richten unv die hergebrachten Dienste leisten könnte , als

ans wahrer väterlichen Fürsorge . Aber wie sieht es mit

dem Bürgerstande aus ? — Warlich , wenn in irgend ei¬

nem Punkt unsrer Verfassung eine Veränderung zu wünschen

wäre , so wäre es in Ansehung der Landständischen . Nur

*) Auch hiezu findet sich der Belag in jener Darstellung
der La n d es b es chw erd en, indem eS daselbst ferner heißt:
Wie war aber der Erfolg ? Eine kurze Zeit geriethcu sie i»
Pflichteifer , ordneten eine Deputation an ; legten die Beschwer¬
den dem Fürsten kraftvoll zur gnädigsten Beherzigung vor, - —
Wie bald aber , wie leicht erlosch das Feuer ! !
Die Ursach dieses geschwinden Erlöschens , die Triebfedern dieses
veränderten Betragens sind bekannt , weswegen man , mit lei¬
denschaftlicher Unanständigkeit , nach ein paar Monaten die land-

ständische Deputation ( bereit Betragen durch das Votum der
Universität zu Halle ehrenvoll gerettet ist) und hiermit zugleich
die ganze Untersuchung über den Haufen warf ; denen Unter-
thanen alle Unterstützung versagte , ja so gar , um die bishero
bey der Deputation angewandten , und von dem Mandatario
porgeschoffene Kosten versagen zu können ( welche jedoch bey Er¬
nennung der Deputation zum voraus von sämmtlichen Stän¬
den bewilliget waren ) bey Sr . Hochfürstl . Gnaden darüber an¬
fragte ; selbst auf Bestrafung des Urhebers dieser wohlthätigen
Untersuchungssachc Antrag machte , damit jene verweigert , die¬
se aber , zur Entehrung bewilliget würde , wie solches die Gof-
fauvschen Druckschriften zeigen . Und hicmit stieß man auf ewig
Las Zutrauen der Unterthanc » des Landes , des bedrückten con-
tribuellen Standes unwiderbringlich von sich weg.
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um des Himmels willen keine gewaltsame , wobey wir

Teuksche uns noch weit ungeschickter benehmen würden , als

die Franzosen . Gott lob , daß wir aber auch nicht nöthig

haben , dazu unsere Zuflucht zu nehmen . Publicität und

das Daseyn höchster Reichsgerichte machen ste unnöthig und

strafbar denjenigen , der zu gewaltthäkigen Mitteln schrei»

tet . Freylich geht dieser Gang für den raschen Mann viel

zu langsam , aber er führt dagegen auch am Ende desto

sicherer zum Ziel . Immerhin möchte auch die jetzige Ein¬

richtung bleiben und wirklich wäre es Ungerechtigkeit,

denen , welchen einmal das Recht der Landstandschaft zu¬

steht , dasselbe zu entziehen . Aber man gestatte entweder,

daß einige Deputiere des Bürger - und Bauernstandes der

Ablegung der Rechnungen beywohnen , oder man . gebe,

welches noch besser wäre , dem Publicum alljährlich von der

Verwaltung der allgemeinen Landes - ( nicht landstä ir¬

dische » ) Casse , und den Verhandlungen auf Land - und-

Ausschußtagen Nachricht . Ein solches Lampte renäu wür¬
de trefliche Wirkung thun *) . Es würde die Landstände

') „ Das einzig wirksame Mittel , sagt der verewigte
Leopold II . in seiner öffentlich abgelegten Rechenschaft , das
Vertrauen des Volks , in welcher Regierungsform es auch sey,
zu erhalten , oder zu befestigen , ist jedes Individuum in den
Stand zu setzen. , sich von den Ursachen der Verfügung unter¬
richten zu können , und mit möglichster Klarheit , und ohne al¬
len Rückhalt , von der Verwendung der Abgaben öf¬
fentlich Rechenschaft abzulegen ." Und Schlözer
sagt in seinen Staatsanzeigen Heft 71 . S » ; ii . Not . 4 . „ Die
schreckliche , landesverderbliche Desorganisation der Land stän¬
de in Hildesheim ist durch die unselige Verheimli¬
ch .» 11g entstanden . Wie viele andre , große und kleine Staa¬
ten , namentlich in Deutschland , sind durch diese böse Ver,
heimlichung bis auf deu heutigen Tag unglücklich geworden.Die Völker kommen nach und nach zur Besinnung . Eine Zeit-
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nöthigen , ihren Pflichten gemäß zu handeln , und dann

bedarf es keiner Veränderung.

Drittes Capitel.
Von

der Subordination der Rerchslande linker der

kaiserlichen Regierung und deren Wirkung.

§ . 004 . > -

Es ist schon in dem Vorhergehenden *) bemerkt worden,

daß die Landshoheit det reulschen Reichsstände nicht unab^

hä .ngig , sondern vielmehr dem Kaiser und Reich subordi¬

nier sey. Diese Subordination hat Vortheile sowohl für

dir

lang schob man alle Schuld des despotischen Drucks auf die M 0-
narchen, und betete Stände als Schutzengel der Freyheit
au . Längst hat sich die Meynuug geändert : man wird den Mo- !

riarchen gut , und findet , daß viele Stände , aus Untunde,
oder aus Bosheit , oder Feigheit das Volk , ihre C 0 mit - !
teuren „Coiistitutionsmaßig verrathen" haben . Sind die
Höfe Schuld daran , wie mau zu . ihrer , der Stände , Entschul¬
digung sagt ? — Sie hätte» sich nicht durch Hofeinfluß verder¬
ben lassen sollen ; ,sie hatte» nicht auf die Art verdorben werden
können --, wenn stick siricht Las apokalyptische (?,poL.
KVU.) erschlichen hätten ." Pebrigens muß ich hicbcy mit
Freuden bemerken , daß die Stände in Hildeshcim , über die
bisher , vielleicht mit Recht , am mehrsten geklagt worden , jetzt
anfangen , allen andern Landständen in Teutfchland mit gutem
Beyspicl vorzugehen , denn sie wolle» setzt Publicität und
theilen ihre Vota re . dem Hrn . Hofrarh Sch ! özer zur össeitt-
lichen Bekanntmachung mit.

Vorzüglich j , n/-
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die Unterthanen , als für die Regenten selbst. Denn so
können jene , sie mögen nun Landstände seyn , oder nicht,

ingleichm sowohl insgesamt , als einzeln in dem Fall , daß

ihr Regent seine - landesherrliche Gewalt im allgemeinen

mißbraucht , indem er Handlungen vornimmt , die dem Lande

zum offenbarsten und größten Schaden gereichen , oder daß
er die Rechte der Landstände , oder einzelner Unterthanen
kränkt , hierüber bey den höchsten Reichsgerichten Klage

führen . Diese sind sodann befugt , die Sache zu unters » ,

chen, und zu entscheiden . Will der Fürst dem ergangene»

rechtskräftigen Erkenntniß keine Folge leisten , so k^ nn ., er

dazu gezwungen *) , ja sogar wegen mißbrauchter langes«

herrlicher Gewalt zur Strafe gezogen werden . Verschie,
dsne Beispiele sind davon bereits in dem Vorhergehen,
den * *) angeführt worden und es ließen . sich deren noch
unendlich mehrere anführen , denn es fehlt mie bey den

Reichsgerichten an dergleichen Klagen.

*) In der Theorie hat dies bey keinem Reichsstand , scy er
auch noch so mächtig , Zweifel , aber freylich hat in der Praxr
die Execution gegen einen mächtigen Reichsstand vielt Schwie¬
rigkeiten. Doch auch ein mächtiger Rcichsstand scheuet noch
wohl die Stimme des Publicums . Was nicht immer Rcichsge-
richtliche Erccurions - Mandate bewirken können , bewirkt oft
P u b l i c i t a t.

S . die Noten S . 12 . und 46 . Eins der neuesten und zu,
gleich in andrer Hinsicht merkwürdigsten Beyspiele enthaften die
rn jSachcn der Eingesessenen des frcyen Grundes Seel und Bur,
bach, gräflich Sayn - HachcnburgischenAufheils, wider die gmfr
lich Sayn - Hachenburgische Vormundschaft , moäo den Hrn-
Burggrafen zu Kirchberg , manssri äs non grsvancio contra re-
verläles ogeris inkoliris , sbäucenüo nnlics , relticoenäo xer execu-
tionem exrorces pecunies ec religue »Mac » lme — retticcienüo vero
Uamna ec expsniäi — cum cisutüla , ergangenen Rcichskammer,
gerichtlichen Erkenntnisse vom 17. Oct . 1787.' 9 - und 17. Jul»
1794. S . das Staats - Archiv, Heft 1 . S . 8 z . s.

Zweiter Band , F



82 5 - B . V. d . Regirr. der bes. teutsch . Staaten überh.

Zwar muß der Kaiser in seiner Wahlcavitulation Art.
i . tz. angeloben , daß er weder den Reichsgerichten,
noch sonst Jemanden gestatten wolle , den Ständen in
ihren Territorien in ihre Landcshoheits - und Negierungs-
besonders in Neligions - Polizey - Kameras- Militair - Ju¬
stiz - Lehns - Criminal - und Gnadensachen unter keinen Vor¬
wand einzugreifen , folglich möchte es scheinen , daß derglei¬
chen Klagen der Unterthancn von den Reichsgerichten nicht
angenommen werden könnten . Allein es sollen , wie es aus¬
drücklich dabey heißt , dergleichen -Eingriffe nur nicht wider
die Reichsgesetze, den Friedensschluß , oder aufgerichket?
rechtmäßige Verträge geschehen . Den Neichsgesetzen ist es
aber keineswegs zuwider , vielmehr vollkommen gemäß, daß
nicht nur eine ganze Landschaft , sondern selbst einzelne Un»
terlhanen wider ihre Landesherrschast klagbar werden können.

Man hat zwar von Seiten der Reichsständr , wie sick-
leicht erwarten läßt, dergleichenKlagen möglichst zu erschwe¬
ren gesucht , aber noch hat man es doch nicht gewagt , ihnen
den Weg gänzlich zu versperren . Die neueste Wahlcapitu-
lation enthält deshalb Art . XIX. tz. 6 . und 7 . folgende merk¬
würdige Stelle : Auch sollen und wollen wir bey andern
Klagsachen der Landstände und Unterthanen wider ihre
Obrigkeit , insonderheit wenn es die landesherrliche Obrig¬
keit und Regalien , sowohl überhaupt, aisrncheole , die
iura collectarum , srmaturse , isguelaa , Lckndesdefension,
Besatzung der Festungen und Unterhaltung der Garnison-
nach Inhalt des Neichsabschiedes vom Jahr 1654. § . und
gleichwie rc . *) u . dergl . betrift, sck rmüsm instantiam iub°

*) Dieser§. 180 . des Reichsabschiedes lautet also : „Und
gleichwie dieses hochangelcgene Werk zu allgemeiner Woblfahrt,
und des Heiligen Reichs beständigen Ruhestand zielet , wovon
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chwrum keine Mandate oder Nescripte , welche Anord«

nungen in lileritis cnusae enthalten , weder Ordinationen

noch krotectoriu oder Oonservatoria ertheilen , sondern nach

Inhalt jctztgcdachten - Reichsabschiedes H. Beliebens sollen

Kammerrichter rc. und § . Was denn Kurfürsten , Fürsten
und Stande rc . zuvörderst die Austräge in Acht nehmen.
Wo aber in Sachen , da Landstände , Unterthanen oder in

den Reichsstädten die Bürger , oder deren Ausschüsse widee

ihre Obrigkeit Klage führen , die Jurisdiction fundirt , den¬

noch ehe und bevor die Mandate , Nescripte oder etwa in

deren Stelle tretende Ordinationen ergehen , die beklagte

Obrigkeit jedesmal und in allen Fällen mit ihrem Bericht
und Gegsnnothdurft zuvörderst vernehmen , gestalten bey des¬

sen Hinterbleibung ihnen gestaltet und zugelaffcn seyn soll,

solchen Mandaten oder Nescripten , welche Anordnungen in

rneritis caulas enthalten , auch Ordinationen keine Parition

z » leisten , und wenn sich alsdann befinden würde , daß die

Unterthanen billige Ursache zu Klagen haben , dem Processe

schleunig , jedoch mit Beobachtung der lubstsntialium , ab-

F 2

kein Kurfürst ober Stand , noch derselben Unterthüneit zu cri-
miren ; also soll , auf den Fall sich jemand obbesagter Ereelltions-
ordnnng widersetzen, und an unserm Kaiser !. Reichshofrath oder
Kaiserlichem Kammergericht cinigerley Proccß dagegen zu suchen
sich gelüsten lassen würden ein solcher keineswegs angehört , son¬
dern s limine Quälen ab - und zu schuldiger Parition angewiesen,
in dessen Entstehung aber , nach laut der Erecutiousorduung
wider denselben zu verfahren erlaubt und freygelaffcn , und hie¬
von einiger Jmmediat - oder Mediatstand , Stadt , Landsaß und
Unterthan nicht ausgenommen , sonderlich aber sollen jedes Kur¬
fürsten und Stands Landsaßen , Unterthanen und Bürger zu
Besetz - und Erhaltung der einem oder anderm Reichsstand zu¬
gehörigen nöthigen Festungen , Platzen und Garnisonen , ihren
Landsfürsten , Herrschaften und Obern mit hülflichem Bcytrag
gehvrsamlich an Hand zu gehen schuldig sepn.



84 5 . B . V . d. Regier , der des. teutsL . Staaten überh.

helfen , immittelst gleichwohl sie zum schuldigen Gehorsam

gegen ihre Obrigkeit anweisen.

Wenn also die Landstande und Unterkhanen in solchen

Fällen , welche in die Landeshoheitsrechte eines Neichsstan-

des einschlagen , Klage führen , so müssen die Reichsgerichte

erst Bericht fordern , ehe sie die Klage annehmen , oder ir¬

gend eine Verfügung treffen . Indessen bringt es doch die

Natur der Sache mit sich , daß , wenn etwa Gefahr beym

Verzug seyn sollte, alsdann eine sogenannte Temporal Inhi¬

bition erkannt , oder wenn der geforderte Bericht nicht er¬

stattet wird , wegen Ungehorsam des verklagten Reichsstan¬

des ( ob contumsoism non mforrnsntis ) das gebetene Man¬

dat erkannt , oder überhaupt die Klage angenommen werden

könne . In beyden Fällen würden sonst die klagenden Un-

terthanen übel daran seyn.

.Gewiß ist es also , daß wenn über mißbrauchte oder zn

weit ausgedehnte landesherrliche Gewalt von den Untertha-

nen Klage geführt wird , das obcrstrichterliche Amt des Kai¬

sers in seiner vollen Maaße eintritt . Mehrern Zweifeln

ist es hingegen unterworfen : Ob auch der Kaiser befugt

sey, auffergerichtlich , und ohne daß deshalb von den Unter-

thanen förmlich Klage geführt worden , gegen einen .Neichs-

stand , der seine Landeshoheit zum Nachthell .seiner Unter-

thanen oder sonst zu weit ausdehnt , zu .verfahren?

Diese Frage ist ohnstreitig sehr delicat , cs lassen sich

von beyden Seiten wichtige Gründe anführen . Von bloßen

Vorstellungen ist hier nicht die Rede . Daß der Kaiser

diese einem aus seine Schranken tretenden Reichsstand könne

thun lassen , hat wohl um so weniger Zweifel , je öfterer

dieses auch selbst von andern geschehen ist , und zu gesche¬

hen pflegt . So rhat K . LhristianIV . von Dännemark
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dem H . Friedrich Ulrich von Braun schweig sehr
kräftige Vorstellungen über seine üble Negierung ; ein glek-
ches geschah imI . , 71z . vom K . von Grossbrita nnie»
an den unruhigen H . C a r l L e o p o l d von M e ck l e n b u r g,
und als der Landgraf von Hessencassel die Grafschaft
Bükkeburg in Besitz nehmen ließ , so erließ der K . von

Preussen ebenfalls ein Abmahnungsschreibcn an ihm.
Zst sogar der Kaiser , nach Vorschrift der neuesten W . C.
Art . III . § . Z . verpflichtet , die Vorstellungen und Gesinnun-

gen der Kurfürsten , auch alsdann , wenn sie aus eignem
Antrieb an ihn gebracht werden , gern zu vernehmen und

sich darauf , nach Beschaffenheit der Umstände / jedesinal
mit kaiserlichem Vertrauen zurückzu äußern , wie könnten
denn die Neichssiände dem Kaiser etwas ähnliches versagen?

Die Rede ist also vielmehr davon : Ob der Kaiser

gegeneil , en solch enN eichsstand aus eignem An¬
triebe Strafbefehle erlassen und Zwangsmit¬
telgebrauch enkön ne?

Es ist wahr , Unterthanen entschliesscn sich gewöhnlich sehr
ungern zu Klagen gegen ihre Landeüherrschaft . Sie lassen sich
gewiß manche Bedrückung gefallen , und versuchen eher Bit¬
ten und gütliche Vorstellungen , ehe sie den eben so langsa¬
men , als kostbaren und beschwerlichen Weg zu den Reichs¬

gerichten einschlagen , und ein Mittel wählen , das oft Noch
schlimnrer ist , als das Nebel selbst. Nicht selten weiß auch
der Fürst dergleichen Klagen zu Hintertreiben . Diejenigen,
welche hauptsächlich sprechen sollten , erhalten ansehnliche
Hofchargen und werden dadurch zum Schweigen gebracht,
oder der Fürst läßt den ersten, , der eö wagt , auf eine Klage
gegen ihn anzutragen , als einen Aufwiegler behandeln und

ihn auf die Festung setzen. Soll nun in einem solchen Fass

F;
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dem Kaiser nicht « erstattet seyir , Amtshalber zu verfahren,

und wenn gütliche Vorstellungen nichts fruchten wollen , schär»

fere Mittel zu gebrauchen , so sind die Unterthanen übel

daran , und es kann leichtAufcuhr und Empörung , wodurch

das Land vollends verwüstet wird , und woraus für das

ganze Reich Nachtheil und Gefahr entspringen kann , da¬

von die Folge seyn.

Aber nicht blos politische , sondern auch rechtliche Grün¬

de scheinen hier einzutreten . Der Kaiser ist oberster Lehns¬

herr , er hat das Recht der höchsten Oberaufsicht im Reich,

er muß für das Wohl des teutschen Reichs sorgen , er macht

sich eydlich in seiner Wahlcapitulation Art . XV K. i . ver¬

bindlich , die mittelbare Reichs , und der Stände Landesun-

terthanen in seinen Schutz zu haben , und endlich sind dis

Lande der Reichsstände zugleich Reichslande , an deren Er¬

haltung und Flor dem Kaiser und Reich um so mehr gelegen

ist , je weniger ausserdem die Reichs - und Kreissteuern ge»
hörig entrichtet werden können.

So viel wahres indessen in diesen Gründen liegt , ss

möchte man doch wohl nicht die Frage ohne genauere Be¬

stimmung bejahen können . Wrll man dem Kaiser uneinge¬

schränkt das , Recht zugestehen , gegen einen aus seinen

Schranken tretenden Landesherrn aus eigenem Antrieb zu

verfahren und ihm durch Befehle die Hände zu binden , so

kann dies um so größer » Nachtheil haben , je mehr manches

nur Mißbrauch der Landeshoheit zu seyn scheint , ohne es

nach den eintretenden besondern Umständen eigentlich zu

seyn . Der Kaiser würde alsdann Gelegenheit haben , sich

in die Regierungsangelegenheiten sehr häufig zu mischen,

kostbar « kaiserliche Commissonen würden davon die Folge

seyn , der Freyheit der teutschen Reichsstände dryhte die größ-
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te Gefahr , und — dem ganzen teutschen Reich eine heftige
Erschütterung.

Es ist wahr : der Weg an die Reichsgerichte ist mühsam
und beschwerlich , aber doch bey weitem nicht sosehr , als
viele glauben . Gedrückte und verfolgte Untcrthanen finden
bey ihnen leicht Gehör , und werde » und müssen es , trotz
aller

'
in den Gesetzen gemachten Einschränkungen , künftig

noch immer mehr finden . Aufruhr und Empörung find

nach unsrer Constitution so leicht nicht zu fürchten , und las¬

sen Untcrthanen sie sich zu Schulden kommen , so verdienen

sie , bey der auch sonst gerechtesten Sache , um so mehr
scharfe Züchtigung , je weniger ihnen der Weg Rechtens ver¬

sperrt ist , und je unendlich weniger beschwerlich und ver¬

derblich dieser Weg für sie ist , als jener.

Doch politische Gründe haben bey staatsrechtlichen Fra¬

gen bisweilen nur wenig Gewicht . Es fehlt aber auch nicht
an rechtlichen , um die Frage verneinen zu können . Der

Kaiser muß zwar die Untcrthanen schützen und ihnen seinen
Schutz , wenn sie ihn darum anfiehen , angedeyhen lassen,
aber folgt hieraus , daß er ihnen auch seinen Schuh auf¬

bringen kann ? Und wäre dies nicht der Fall , wenn er un¬

aufgefordert sie schützen wollte ? Schutz kann auch beschwer-
Uch werden ! Soll der Kaiser nicht vielmehr nach Vorschrift
der Gesetze die Unterthanen zum schuldigen Gehorsam gegen
ihre Landesobrigkeiten anhalten *) , und kann er also wohl,
wenn sie diesen zu leisten sich noch nicht geweigert haben,

eigenmächtig mit Vorschriften und Befehlen gegen die Lan-

desobrigkeit verfahren , gesetzrauch , daß diese zum Nach-
theil der Unterthanen zu weit ginge ? Würde er nicht viel-

W . C , Art . XV. r, 1.
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mehr sie eben dadurch zum Ungehorsam und zu Klagen , de,

neu er nach den Gesetzen nicht einmal leichtlich Gehör geben

soll * ) , anreitzen ? Hat er endlich nicht selbst versprochen,

durch Ertheilung unzeiliger Processe , Kommissionen , Ne»

scripte und dergleichen Uebereilung zu ungebührlichen Ver¬

bindungen und Aufruhr keinen Anlaß zu geben ? ( W . C. ^

Art . XV . § . 7 . )

. Der Kaiser hat das Recht der höchsten Oberaufsicht im

Reich , aber die Wirkung dieses Rechts ist sehr eingeschränkt , »

und kann sich m den reichsständischen Landen , wegen der

heybehaltenen Autonomie , und der so fest begründeten und

ges tzlich so weit ausgedehnten Landeshoheit , fast gar nicht,

wen gstens in der Regel nicht anders , als nach vsrherge-

gangener Nsichsberathschlagung , äußern . Es würde » Ein¬

griffs seyn in die Landeshoheits - und Regierungsrechte , wel»

che nach der Wahlcapitularion verboten sind.

Die Oberlchnsherrlichkcit ycS Kaisers kann ihm ebenfalls

kein Recht geben , sich in die innern Regierungsangelegen¬

heiten zu mischen , denn unter keinerley Vor wank,

also auch nicht unter dem Vorwand
' der Oberlehnsherrlich¬

keit , sollen Eingriffe in die Landeshoheit wider die Neichs-

gesctze gestaltet seyn . Auch ist der Lehnmann kein Unter-

than . Bis endlich die Sache ch weit kommt , daß der Rum

eines ganzen Landes zu besorgen steht , ist sie gewiß schon

lange klagbar geworden , und das obersirichterliche Amt ein¬

getreten.
Man kann und muß daher unstreitig behaupten , daß

derKaiseraußergerichtlich undaus eignem Antrieb

nichs gegen einen Stand des Reichs , der seine Landeshoheit

zu weit ausdehnt , verfahren könne.

W . C. Art . XV. §. 4.
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Wo kein Kläger ist , da ist kein Richter , und es ist eine

feste Regel , daß die Landesregierung mit ausdrücklicher oder

stillschweigender Beystimmung der Unterthanen zu allem be¬

rechtigt sey , was nicht den vorhandenen Reichsgesehen gra¬
de zu entgegen ist . Wäre aber dies der Fall , beginge der

Regent würkliche Verbrechen , hielte er seine Unterkhanen
mit Gewalt ab , ihre Klagen vor das Oberhaupt des Reichs

im gehörigen Weg zu bringen , so hat es keinen Zweifel,

daß nicht der Fiscal gegen einen solchen , seine Pflichte»

so sehr vergessenden , und sich dadurch des Namens eines

Regenten so unwürdig machenden Herrn , klagbar werden,

und alsdann nach geführtem hinlänglichen Beweis , das

oberstrichterliche Amt eintretsn könne Und müsse . Die Lan¬

desherrliche Gewalt ist keine despotische . Despotismus muß
in Teurschland nicht geduldet werden . —

Die Subordination der Landeshoheit unter Kaiser und

Reich har indessen nicht blos Vortheile für die Unterthanen,

sondern auch für die Regenten und Obrigkeiten selbst . Cs

hat zwar keinen Zweifel , daß diese ihre Unterthanen , eben

so wie unabhängige Regenten die ihrigen , bew ihren eignen
Gerichten können belangen lassen , daß sie dieselben zu ihrer

Schuldigkeit mit Gewalt anzuhalten befugt sind , und daß

sie , wenn ihre Kräfte hiezu zu schwach seyn sollten , sich da¬

zu der Hülse und des Beystaudes benachbarter Stände zu
bedienen , berechtigt sind . Es ist dies theils in der Obser¬
vanz und der Natur der Sache , theils in den Neichsgesetze»
ausdrücklich gegründet . Die kaiserliche Wahlcapitulatioir
gestattet nemlich Art . 15 . Z . 8 . den Ständen des Reichs mit

Einschluß der Reichsritterschaft , „ sich nach der Verordnung

8 ;
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der Reichsconstitutfoneu *) bey ihren hergebrachten und ha¬
benden landesfürstlichcn und herrlichen Rechten selbst und
mit Assistenz der benachbarten Stände wider ihre Untertha-
nen zu manutsniren , und sie zum Gehorsam zu bringen,
jedoch andern benachbarten oder sonst interessirten Ständen

ohne Schaden und NachtheilH Wenn also Unruhen in ei¬

nem Lande entstehen , wenn Gemeinden sich tsseigern , ihre
schuldigen Steuern zu entrichten , so kann der Fürst Sol¬
daten gegen sie marschiren lassen , und wenn sein Militair

selbst nicht stark genug siyn , oder die Soldaten sich weigern
sollten , gegen ihre Mitbürger zu fechten , so kann er einen

oder mehrere benachbarte Neichsstände ersuchen , ihm Hülfe

zu schicken , wovon wir erst neuerlich einige Dcpspiele erlebt !

haben. Dies ist nicht nur den Rechten , sondern auch der

Billigkeit gemäß , denn was wollte dabcy herauskommcn,
wenn der Fürst jedesmal erst bey den Reichsgerichten Klage

führen müßte , wenn Unruhen in seinem Lande entständen,
oder sich die Uuterthanen eine nicht zu rechtfertigende Wider¬

setzlichkeit zu Schulden kommen ließen , im Fall die Rechte ^
des Regenten evident sind . Allein cv iden t und unbestrit¬
ten müssen diese Rechte seyn , und es muß an und für sich
keinen Zweisei unterworfen seyn , daß derjenige gegen den

sie eigenmächtig geltend gemacht werben sollen , Unlet-

than von dem sey , der sie geltend machen will . Die Wahl-

capitulation redet nur von hergebrachten und haben-

H Diese Worte haben unstreitig Bezug auf dem Speyerschcn
R . A . von i ; e6 . s . 9 . u . 10 . , worin bereits wegen des Aufstands >
der Bauern versehen war , wie neuer Empörung zu begegnen, ^
mW auf wessen Kosten die Hülfe geschehen solle ? Eben dies ist
in dem Spcycrschcn R . A . von 1929 . j . 14 . u . rz . , und in dem
Augsburger von 70 . u . 71 . wiederhohit . In die Wakst
eapituiation wurde obige Stelle zuerst im I . l6z » . erttgerückt . ^
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den landessürstlichen Rechten / das heißt die Landesobrig-

keit muß sich im rechtmäßigen und ruhigen Besitz der¬

jenigen Gerechtsame befinden , bey der fie sich selbst , ober

durch Assistenz benachbarter Stände manureniren *)

will . Ist daher dieser Fall nicht vorhanden , sind die Rech¬

te vielmehr streitig und ist cs noch zweifelhaft , ob derjenige,
der sich widersctzt , Unterthan scy , so ist die Sache im We¬

ge Rechtens auszumachen , aber nicht eigenmächtig oder

factisch zu verfahren . In der Streitigkeit der Krone Böh¬

men mit der Familie von Zedtwitz wegen der Herrschaft

Asch ist diese Materie sehr zur Sprache gekommen , und in

einem vom Herrn GZ - R . Pütter für die von Zedtwitz

gefertigten Gutachten **) sehr schön auseinander gesetzt.
Wenn nun aber gleich ein jeder teutscher Landesregent

feine Unterthanen bey seinen eignen Landesgerichten belan¬

gen lassen kann , so kann er doch auch gegen dieselben bey
den Reichsgerichten Klage führen , und diese können sodann
die widerspenstigen Unterthanen zum schuldigen Gehorsam

anhalten.

Doch noch einen größer » Vortheil gewährt die Subor-
dination der Landeshoheit dadurch , daß , wenn etwa M
Ausübung irgend eines Hoheitsrechts die Einwilligung der

Landstände und Unterthanen erforderlich ist , diese aber aus

unerheblichen Gründen , vielleicht aus bloßem Eigensinn,

*) Auch dieser in der Wahleapitulation gebrauchte Ausdruck
zeigt , daß ein ruhiger Besitz erforderlich sei) , um von der »er¬
stattete « Selbstbsilfe . Gebrauch machen zu dürfen.

S . Pütters Rechtsfalle Bd . 2 . S . 940 . f , Vcrgl . auch
über die angeführte Stelle der Wahlcapit . was Moser in sei¬
nem Tr . von der Landeshoheit überhaupt Cap, 21 . §. ;g . sagt.



92 5 . B . V. d . Regier , der bef. teutsch . Staaten überhl

ihre Bestimmung verweigern , der Kaiser nach vorgängk-

ger Beschwerde der Regenten und nach gehörig geschehener

Untersuchung der Sache , die verweigerte Einwilligung er -'

ganzen kann *) .

Eben so ist es auch gewiß , daß in dem Fall , wenn die

Landesobrigkeit von den Unterthsnen zu irgend einem Schritt

mit Gewalt gezwungen seyn sollte , und nur die Furcht sie

abhäit , deshalb klagbar zu werden , das kaiserliche oberst-

richterliche Amt in voller Maaßs nicht nur Untreren köch

ne , sondern sogar Untreren müsse **) . Der Kaiser ist in der

Wahlcapitulatisn Art XV . § . 6 . verpflichtet : „ alle unziem¬

liche , hässige Verbindnisse , Verstrickungen und Zusammen-

thuung der Unkerthanen , wes Standes oder Würden sie

seym , ingleichen die Empörung und Aufruhr und ungebühr¬

liche Gewalt , so gegen die Kurfürsten , Fürsten und Stän¬

de ( die unmittelbare NUchsritterschaft mit begriffen ) etwa

vorgenommen seyn und hinführo vorgenommen werden möch¬

ten s aufzuheben . " Aus diesem Grunde konnte und mußte

daher das NUchskammergericht in der bekannten Lütticher

Sache so verfahren , als es that ***) , wenn gleich nicht ge-

läugnet werden kann , daß es vielleicht im Verfolg des Pro¬

testes rathsam gewesen seyn möchte , nicht so streng auf

dem positiven Recht zu bestehen 1) .

*) Pütteos Beyträge Th . i . S . u . f . äs

xorelksce tuyplscoria , Utyots xslks xorettsrls iuäicm-

rise nseollsrir ll?ubinx. 1772. 4.
*) Jedoch tritt hier das ncmlichc ein , was vorhin von dem

Fall gesagt worden , wenn die Unterthanen wegen Mißbrauch
der landesherrliche» Gewalt nicht klagen.

***) Meiste von den Vortheilen der Reichsverbindung S . 10z.

ch) Doch laßt sich auch hier vieles für das Kammergericht
«»führen . Darf ein Gericht mehr auf Politik , als auf
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§ . 20 ; .

Ist nun eine Klage der Unterthcmen gegen ihre Landes«

obrigkcit , oder umgekehrt dieser gegen jene bey den Neichs»

gerichten verhandelt und entschieden , > so bient die Enlschek»

düng in künftigen Fällen für das Land , das sie betrifft,
zur Norm , und man kann , wenn man will , sie als eine
Art von besonder » Grundgesetzen des Landes betrachten.

Freylich paßt hier der Begriff von Grundgesetzen nicht ganz,
denn sie haben ihr Daseyn keinem ausdrücklichen Vertrag zu
verdanken , sondern es liegt vielmehr die verbindliche Kraft
indem erklärten Willen des Obern , allein es muß dieser
Wille den Rechten gemäß seyn , und es tritt doch das andre
Criterion eines Grundgesetzes , daß nemlich dadurch ein Punkt
der öffentlichen Verfassung des Landes und das Verhältniß
der Unterthanen zum Regenten bestimmt wird , dabey ein.

Eben so kann die Landeshoheit der Neichsstände und ein

Punct der Landesverfassung neue Bestimmungen durch kai-

serliche Privilegien erhalten , es sey nun , daß die¬

selben zum Vvrtheil der Unterthanen , oder der Landesherr¬
schast gereichen * ) . Hiehergehören vorzüglich die kaiserlichen

AppellalionsPrivilegien.

das , was Rechtens ist , sehen ? — Aber , wie gieng es zu,
daß man nichts davon hörte , daß die gegründeten Beschwerden
der Lütticher abgcstellt wurden ? Betrachtete man etwa das Land,
wie weyland Böhmen , als ein erobertes, und seiner Pri¬
vilegien und Rechte verlustig gewordenes Land ! — Nu » so darf
inan sich denn auch .nicht wundern , wenn die Lütticher die Fran¬
zosen mit offenen Armen empfingen.

Heut zu Tage dürfen zwar keine Privilegia mehr vom
Kaiser gegeben werden , wodurch die Landeshoheit eingeschränkt
wird , Wohl aber ehemals . Eben so wenig dürfen aber auch der
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Endlich können auch die in der Landeshoheit begriffenen

Gerechtsame , durch allgemeine Neichsgesehe

*

*) sowohl

eingeschränkt * *) , als erweitert , ja selbst dadurch Verträge

zwischen den Herrn und Unterchanen , wodurch die Landes¬

hoheit eingeschränkt ist , aufgehoben werden . So unbillig

dies scheint und so unbillig und widerrechtlich es in dcrThat

seyn würde , wenn man diesen Satz ohne alle Einschrän¬

kung unh ohne den Satz vor Augen zu habe » , daß eine

jede höchste Gewalt , mithin auch die des Kaisers und Reichs,

nur zum allgemeinen Wohl statt finden kann , und nur im

äußersten Collistonsfall wohl erworbene Rechte zu kränken

oder aufzuheben befugt sey , verstehen wollte , so richtig ist

er doch : denn die höchste Gewalt , folglich in Teutschland

Kaiser und Reich , ist zu allem berechtigt , was die allge¬

meine Wohlfahrt erfordert , ja sie kann den Unterthanen , so¬

bald cs die Erhaltung des Ganzen erfordert , wohlerworbne

Rechte nehmen , und diese zum Besten des Staats auf¬

opfern . Es hat daher z . B . keinen Zweifel , daß durch ein

allgemeines Reichsgeseh die Steuerfreyheit der geistlichen

und ritterschaftlichen Güter aufgehoben werden könnte , wenn

mit Grunde zu befürchten stünde , daß eben über diese Frey¬

gleichen Privilegia den vertragsmäßigen Rechten der Untertha,

nen zuwider seyn . Einen Beweis bicvon geben die Beschwerden

der Meklcnburgischen Landstände über das dem Herzog zugefag-
1e krivilsZium äs non sxpsllenäo illimirecum , und das darauf

erfolgte Reichshofrathsconelusum . S . Mosers Zusätze zum t.

St . R . Bd . i . S . 624 . f.
*) Man s . darüber '

Moser von der Collifion widriger neue¬

rer Reichsgesetze mit altern Landes - Compactaten und Privile¬

gien ; in dessen Nebenstunden S . 50s . f . ; ingleichen dessen

Tr . von den teurschem Reichstags, - Geschäften S - 27s . f,

S . Bd . r . S . 474.

>
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heit Unruhen entstehen und Teutschland in eben einen so
schrecklichen Zustand , als Frankreich gestürzt werden könnte.

Wirklich haben wir auch dergleichen Fälle schon mehrmals
gehabt . Als im I . 1544 . wegen der allgemeinen Gefahr
vor den Türken dem Kaiser von Neichswegen Nömermonake

bewilligt wurden , ward in dem N . A . § . n . für dasmal
es den Stiftern und mittelbaren Städten zur Pflicht
gemacht , hiezu mit zu steuern , „ unverhinderr aller

Vertrag , Obligation und Statuten , soetliche
Stift oder Stadt haben mögen . " So wurde auch
in dem R . A . von 1548 - S ior. und in mehrern folgen¬
den , den Obrigkeiten gestartet , ihre Unterthanen Geistliche
und Weltliche , exemptund nicht exempt , gefrepetund
nicht gefreyet , Niemand ausgenommen zum Behuf
der erforderlichen Neichssteuern mit einer Steuer zu belegen.
Wie viele Rechte und Verträge sind nicht ferner durch den

westphälischen Frieden u . s. w . caffirt worden!

Gefährlicher scheint übrigens auch die Behauptung,
daß durch allgemeine Reichsgesetze die Hohcitsrechte der'
Neichsstände auf Kosten ihrer Unterthanen erweitert werden
können , als sie es in der That ist . Es kann nemüch ein
solches Gesetz nicht ohne Beystimmung des Kaisers gemacht
werden . Dem Interesse des Kaisers ist es aber ganz zu¬
wider , die Stände des Reichs zu mächtig werden zu lassen.
Zm Zweifel ist gewiß der kaiserliche Hof mehr für die Un¬
terthanen der Reichöstände , als gegen sie , und er wird da¬
her nicht leicht seine Einwilligung zu einem die landesho¬
heitlichen Gerechtsame erweiternden Reichsgesetz geben,
wofern nicht wirklich die allgemeine Wohlfarth des Reichs,
oder die Erhaltung desselben es erfordert . Einen merkwür¬
digen Beweis gab er davon im Zahr 1671 . als die Reichs-
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stände auf eine Ausdehnung des R . A- von 1654 . §. i zo.

den Antrag machten.

§ . 206.

Zwischen der Verfassung , zwar nicht aller , aber doch

dermehesten, besonders der größer» Territorien in

Trutschland und der Verfassung des teulschen Reichs selbst

findet sich viel übereinstimmendes . Dies läßt sich nichtläug-

nen , denn so wie der Kaiser Nsichüstände zur Seite hat , ,

so hat der Regel nach der Fürst Landstände neben sich , und

.so wie der Kaiser nichts in allgemeinen Neichssachen blos

für sich und ohne Concurrenz der Neichsstande vornehmen

darf , so darf dieses auch der Fürst, in allgemeinen Landes¬

sachen nicht ohne Concurrenz der Landstände chun . Eben

so findet sich viele Übereinstimmung zwischen den Reichst^

gen und den Landtagen , zwischen den Reichsgerichten und

den Neichsstäudischen Gerichten , und so ließe sich die Pa¬

rallele leicht noch weiter ziehen *) .

Allein läßt sich nun deshalb behaupten , i ) daß vom

Neichsstaatsrecht auf das Landesstaatsrecht ein gültiger

Schluß gemacht werden kann ? und besonders 2 ) daß ein

jeder reulscher Landesregent eben die Rechte und Gewalt in

seinem Lande habe , welche dem Kaiser in dem Reiche zusre-

hen ? Die erste Frage wirb von einigen bejahet , von an¬

dern , besonders dem Hrn . Hofralh Schnaubert **) ver¬
neint.

^ Es ist dieses von Ludolf Hugo in s . Schrift 6s Lau

reziouum Lermsniss er re^imins t?riucixuin , tumiNLS Imperii rei-

xubl . semuio geschehe « .
Man s. dessen Progr. «le siuüoziil iuris publici imperiiin

konribus iur . publ . 8 . Id . s . rerriroriorum uou numseeiiä» . Heimst.

178; . 4 . auch in Me re au MisceUaneen LH . 1 . Si 428 . f.
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„ eint . So scheinbar auch die Gründe der erstem sind,

so gewiß ist es doch , daß die verneinende Meynung , wenn

man die Sache genau untersucht , die richtigere sey . Denn

so unterscheidet sich , wie Schnaubert a . a . O . sagt i ) das

Teutsche Reich , als ein Staatskörper betrachtet , von den
Territorien , oder von einzelnen und kleinern Republiken.
Daher können Gesetze , die für jenes gegeben sind , nicht
auch zugleich für diese gegeben seyn , also auch in diesen kei¬
ne Entscheidungsquelle des Territorialstaatsrechts abge-
ben ; r ) der Grund der Analogie beruht darauf , daß dis

Absicht des Gesetzgebers mehr , als die Worte des Gesetzes,
sagt , und daß man bey gleichen Gründen vermuthen muß,
der Gesetzgeber habe in dem nicht ausdrücklich angezeigten
Fall eben dasselbe verordnen wollen , was er in dem angr-
zeigten verordnet hat . Allein alles dieses fehlt gänzlich ,' n
Ansehung der Anwendung öffentlicher Neichsgesetze auf dis

Territorialvsrfaffung ; denn da vorauszusetzen ist , daß der

Gesetzgeber » wenn er die Neichsverfassung durch Gesetze be-

stimmte , das Reich und nicht die Territorien , zum Gegen¬
stand seiner Gesetzgebung gewählt habe , so kann sich auch
dessen Absicht , oder die Analogie seines Gesetzes , nicht auf
die Territorialverfassung erstrecken , man müßte denn anneh¬
men , daß von einer Staatsverfassung auf alle , sie mögen
von einander so verschieden seyn, als sie wollen , sich Schlüffe
wachen ließen , welches höchst ungereimt wäre . Zwar möchr»
es scheinen , daß alsdenn in Ansehung der Territorialregie-
rung die Analogie der Neichsgesetze statt fände , wenn in
der Reichs - und in der Territorialregierung eben dieselben
Einrichtungen und einerlei ) Gründe der Staatshandlungen
vorhanden sind, und dann in Ansehung derer , welche zu dee
Neichsregierung gehören , gewisse , aus der Natur dee

Zweiter Band . (K
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StaalSgeschäfte und Einrichtungen genommene Gesetze ge-

geben werden . Allein , wenn gleich in diesem Fall ebendas¬

selbe auch in den Territorien Rechtens ist , so gründet sich

doch dieses Recht ( genau genommen ) nicht auf dis Analogie

der Neichsgesetze , sondern auf eine gemeinschaftliche Enk-

scheidungsquelle , auf die Natur des Geschäfts und der Eins

richkung , welche ein und ebendasselbe Recht , für das Reich

sowohl , als für die Territorien bestimmt . So gebührt z.

B . den Landesgerichten eben so wenig die authentische Er¬

klärung der Landesgesetze , als den Reichsgerichten die der

Neichsgesetze . Aber doch nicht wegen der Analogie der Wahl,

capitulation *) , Usch welcher dieseZnterprctation den Reichs,

gerichten untersagt wird , sondern cs bringt cs schon die Na¬

tur der Sache mit sich , daß nur die gesetzgebende Gewalt

ein Gesetz authentisch erklären könne . Die Neichsdepma»

tionsschlüsse und Abschiede haben ordentlicher Weise dieKrast

der Neichsschlüsse und Abschiede ; eben so ist eS in den mit

Landsiänden versehenen Territorien in Ansehung der Lan,

desdeputationsschlüsse und Abschiede **) . Wer wird aber

dieses von der Analogie der Reichögesetzs herieiten?

Art . 2 . §. ? .
**) Indessen wird man sich doch in dergleichen Fällen immer

mit Vortheil auf die vorhandene » Reichsgcsctze berufen können.
Sie dienen wenigstens zum Beweise , daß das , was man für
Unrecht hält , auch in de» Reichsgesetzen, für Unrecht erklärt ist.
So ist z . B . zwar an und für sich die Absetzung , oder Dienst¬
entlassung eines Staats - oder Landesbedicntcn ohne Urtel und
Recht widerrechtlich , inzwischen würde man sich in einem solchen
Fall mit Nutzen auf die , seit 17,90 . in der kaiserl . Wahlcapitu-
kation Art 24 . §. 10. getroffene Verfügung berufen können , be¬
sonders wenn von der Dienstentlassung eines Just,tzbedienten
die Rede ist.
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Was die andre Frage betrift , so trugen unsre älter»

Publicisten kein Bedenken sie zu bejahen . Es war eine fast

allgemein als richtig angenommene Parömie : va/cr

r/r rer ^ /rorro , r » rm/i» ro , oder:

Ein j ed er Fürst ist Kaiser in seinem Lande. Al¬

lein dies ist rheils zu viel, theils zu wenig gesagt . Zu
viel , denn der Kaiser ist unabhängig und erkennt Nieman-

den über sich , als Gott ; der Fürst hingegen ist dem Kaiser

und Reich unterworfen . Ferner giebt es gewisse dem Kai¬

ser vorbehaltene Rechte , welche in der Landeshoheit nicht be¬

griffen sind ( § , i8 . ) , und also kein Stand des Reichs

ausüben darf . So kann zwar der Kaiser in dem ganze»

Reiche adeln , allein kein Reichsstand kann dies in seinem
Lande thun . Es ist aber auch auf der andern Seite we¬

nigstens heut zu Tage zu wenig gesagt , denn da die kai¬

serliche Gewalt immer mehr eingeschränkt , diereichsständischs

Landeshoheit hingegen immer weiter ausgedehnt wird , so hat

selbst ein Fürst , der Landstände hat , doch immer eine nock-

ungleich größere Gewalt in seinem Lande , als der Kaiser
im Reiche . Wie viel mehr ist dieses aber nicht der Fall i»
Ländern , in welchen es keine Landstände giebt , und in wel¬

chen also die Landesherrliche Gewalt noch weniger einge¬

schränkt ist.

Ueberhaupt findet sich in der S '
taaisverfassung der ein¬

zelnen Länder Teukschlands eine große Verschiedenheit ^ Z»

einigen giebt es Landstände , in andern nicht ; selbst unter

denen , die Landstände haben , tritt wieder eine große Ver¬

schiedenheit ein , «ndem in einigen die Landstände noch vieles

von ihren ehmüligen Rechten cönservirt haben , in andern

nur wenig . Und selbst hier giebt es allerlei - Abstufungen,
alles hängt von den Grundgesetzen und Herkommen , den

G,
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Privilegien und rechtskräftigen Erkenntnissen ab . Schwer¬

lich wird man zwey Länder in Teutschland finden , die eine

in allen Stücken völlig gleiche Verfassung hätten.

Indessen ist doch so viel gewiß , daß, wenn es gleich ver- ^

schieden « Gattungen und Grade der Landeshoheit giebt , in - !

dem in einigen Ländern die Landesherrschast bey Ausübung !

landeshoheitlicher Rechte durch Verträge mit benachbarten,
oder den Unterthanen selbst mehr eingeschränkt ist , als in ^
andern , dennoch die Landeshoheit an und für sich allen j

Reichsständcn in gleicher Maaße zukomme , und daß sie,

abstrahict von Verträgen , durch ganz Teutschland ein und

dieselbe sey . Freilich kann nicht ein jeder Neichsstand seine

Hoheitsrechte auf gleiche Art geltend machen , und

dies hat einige verleitet zu behaupten , daß die Landeshoheit
der mächtiger» Stände ganz anders beschaffen sey , als

die der schwächern. Der berühmteLeibnitz *) sprach
von einemSupremat, und daraus schuf Lyn k er **) sei¬

nen Potentat. Allein dies ist ohne allen Grund . Der

Zwerg muß sich freylich manches gefallen lassen , was der

Riese sich nicht gefallen lassen würde, allein wer kann und ^
wird deshalb behaupten , daß der Niese mehrere Rechte a 5S !

Mensch habe , wie der Zwerg . Eben so auch hier. Die

Reichsgesetze machen zwischen der Landeshoheit der Reichs- .

stände keinen Unterschied. Der mächtigste Kurfürst hat eben

die Landeshoheit , bieder kleinste Graf hat . Die in der

Landeshoheit liegenden Rechte sind allen Landständm

' ) in seinem , unter den angenommenen Namen O-e/ä»'»»-
erschienenen Werke äs iurs tuxismacue krineixunr

Lermimis«; 1677.

) j» Oiss. äs gocsruiuu. Jenas iLso,
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gemein *) ; aber freylich ist es fast Satyre , wenn man

von dem Recht des Kriegs und Friedens eines kleinen Ncichs-

prälaten redet.

Eben so enthält die Landeshoheit keines einzigen Reichs'

stands eineunabhängige, oder absolute und will«

kührliche Gewalt . „ Wir leben indessen in einer Zeit,

sagte schon Moser, da viele große Herrn vieles hoch - und

übertrieben . So geht cs auch hin und her mir der Landes¬

hoheit . Aus dem teutschen Staatsrechte will ein militairi-

sches Staatsrecht und aus der Landeshoheit eine despotische

Gewalt gemacht werden , alles zu thun und zu lassen , was

einem Regenten , seinen Ministern und Lieblingen beliebt.

Ein großer Militair - Etat ist bas Mittel , es durchzusetzest,

und so wenig ein Subaltern über die Ordre seines com-

mandirenden Officirrs raisonniren darf , sondern ste schlech¬

terdings befolgen muß , sie sey so gerecht oder ungerecht , so

geschickt oder ungeschickt sie wolle ; so will man nun auch

Land und Leute regieren , und eines Officiers , der nichts als

commandiren und pariren gelernt hat , Einsicht in Euro¬

päischen und teutschen Staatssachen findet zuweilen viel Meh¬

rern Eingaug , als .der geübtesten Staatsministers , welche

man für gute ehrliche Pedanten ansieht , so die Sache nicht

verstünden , nichts wüßten , als was sie aus den Büchern

gelernt , und , wie der Pöbel , allzuviele Religion , mit¬

hin auch ein allzuenges Gewissen hätten , als daß man sie

G;

*) Denn von diesen ist hier nur die Rede . Sonst kann es

wohl seyn , daß einige Reichsstande vorzüglichere Gcrechtsapie

haben , als .andre , z . B . daß aus ihren Landen überall nicht

darf an die Reichsgerichte appellirt werden . Allein dies find

keine in der Landeshoheit dieser Stande liegende Rechte.
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in manchen Vorfällen , La sich gut im Trüben fischen ließe,

gebrauchen könnte , die allzuvest und wie über der Bibel

auf den alten einfältigen , schädlichen und unverbindlichen

Landes - Reversalien und Verträgen hielten *) . "

Auch was Moser ferner hierüber sagt , ist so beschaf¬

fen , daß ich es mit Vergnügen hierher setze , ohne deshalb

einen Vorwurf meiner Leser zu fürchten . „ Die Gelegenhei¬

ten zu dieser wichtigen und vor dem ganzen Teutschen

Staatskörper gefährlichen innern Staalsveränderung hat

tnan eigentlich in den neuern Zeiten zu suchen . "

„ Zwar hat es schön von alten Zeiten immerzu einige

Teutsch " Regenten gegeben , welche hierinn das Ziel über¬

schrittenhaben . Z . E . Herzog Eberhard II . zu Würtem-

berg wurde wegen seiner Negierungs - Mißbräuche tmJahr

1498 . durch Kaiserlichen Spruch seiner Landes - Negierung

entsetzet . Und dennoch machte es sein Nachfolger , Herzog

Ulrich , wiederum so , daß es zu Aufruhrs » im Lande kam ."

„ Indessen ließen sich doch die wenigsten Regenten nur

Unfällen , daß es möglich scy , die Sachen so hoch als jetzo

zu treiben , Auch waren noch mehrere Dämme , als jetzo,

welche die Souverainitäts - Begierden zurückhielten ; der

Kaiserliche Hof , welcher seine Rechnung bey dem neuen

Staats - System nicht findet ; die Furcht vor den Reichsge¬

richten , und den durch dieselben statuieren Erempsln ; die

Sorge eines allgemeinen Aufstandes her Unterthanen , die

hioch mehrere Religion u , s. w ."

„ Nachdem aber iw vorigen Jahrhundert die Landesho¬

heit der Teutschen Neichsstände gegen die Eifersucht und

Eingriffs des Kaiserlichen Hofes durch den Westphälischeu

Moser von der Landeshoheit überhaupt . S . « . fi
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Frieden auf einen so festen Fuß gesetzt war , stieg die Be¬

gierde zu Ausdehnung der landesherrlichen Gerechtsamen

sichtbarlich. Die erste Folge war der tz. izc >. des Reichs-

abschiedes von 1654 .

*

*) . Kaum aber hatte man dieses er¬

reichet ; so war eS auch daran schon nicht genug , sondern

man wollte Anno r6 ? o . so weit gehen , daß der Kaiser öf¬

fentlich zu erkennen gab : Er könnte nicht darein willigen,

und daß man ganz neue Dinge suche , welche weder den

vorigen Reichs - Abschieden , noch den Westphälischen Frie¬

densschluß, gemäß seßn ."

„ Indessen fingen doch viele Chur - und Fürsten , sonder¬

lich seit dem Anno 16 - 7 . geschloffenen Nyßwickischen Frie¬

den , an , gegen alles bisherige Herkommen , auch in Frie»

benszeiten einige oder auch viele 1000 Man » regulirter

Truppen auf den Beinen zu halten . Diese kosteten viel

Geld ; solches erforderte größere Steuern ; eben diese , und

was man sonstAvollte , heranszubringen , dazu dienten die

Soldaten mit , als welche das sicherste und zulänglichste

Mittel gegen die Bauern - Kriege waren ; daß man an dm

Reichsgerichten gegen einen oder andern Herrn etwa noch

hinlängliche Hülfe finden können , wußten theils die

nicht **>) , welche es wissen sollten , oder man entleidete eS

ihnen sonst auf allerlei Art ; die Leute wurden es endlich ge¬

wohnt , und meinten , es müsse nun so seyn re .
"

-G 4

Hievon wird in der Folge j . - z ; . geredet werden . Ma»
f. aber auch 204.

*) Abermals eine schädliche Folge der Unkunde des teutschen
Staatsrcchts ! Wer seine Rechte kennt , wird sie zu wahren wis¬
sen . Wer sic nicht kennt , geräth m. Gefahr , sie zu verllchren..



rc >4 5 - B . V . d Regier . der des. teutsch . Stasien überh.

„ Als darüber einige Große anfinge » , auf die Landes«

Verfassungen loszugehen , wie König Carl XII . in Schwe - .

den auf die Vestungs -- Werke , mit den Degen in der ! .

Faust , und man sähe , daß es Ihnen hinausginge , daß man ,

am kaiserlichen Hof nicht dagegen durchdringen konnte , und

es zuletzt in seinen Erblanden selbst so machte , daß die ^

Hülfe der Reichs - Gerichte sehr langsam , kostbar , egmvogus l

und am Ende etwa doch nicht hinreichend war :c . , machte

es immer einer dem andern nach . Ich bin ( heißt es/) so

gut Herr in meinem Land , als der Kayser in seinen Erb«

landen , als der König in Preussen , als der und der , der

es so und so macht ; warum sollte ich es nicht auch so mache»
dürfen ? "

„ Viele teutsche Regenten können in dieser Meynung
dadurch um so mehrers bestärket werden , je wenigere der,
selbigen seyn , welche einen gründlichen und vollständigen
Begriff von der teutschen Staats - Verfassung haben ; in«
dem sie weder in jungen Jahren den nöthigen Unterricht da,
von bekommen , noch auch in ältern und ihren wörtlichen
Negierungs - Jahren diesen Mangel zu ersetzen verlangen;
daher aber sich gar leicht selbst irrige Begriffe von ihren
Landesherrlichen Gerechtsamen in den Kopf setzen , oder
auch von andern bcybringen lassen . "

„ Weiter ist eine gründliche Anmerkung , die mein l,

Sohn * ) gemacht hat , nemlich : Große Herrn gehen nun
von Jugend auf am meisten mit dem Soldaten - Wesen um,

sie ererciren , mcmöuvriren , kriegen Regimenter , tractiren
das Militair - Wesen als eine Art des Zeit - Vertreibs unv

der Lustbarkeiten , gehen mit in Campagnen , werden com«

I im Herrn und Diener.
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mandirt und commandiren endlich selbst. Dadurch wird

die militairische Art zu handeln zur andern Natur , und

alles soll nun nach diesen Modell eingerichtet werden . "

„ Noch mehr : Große Herrn wollen gemeiniglich größer

thun , und es immer höher treiben , als ihre Vorfahren:

dem einen steckt das Lustre seines Hauses im Kopf , und das

kostet Geld ; der andre hat bald diese , bald jene Passionen

zugleich , welche er gerne erfüllen möchte , und seine ordent¬

liche Einkünfte reichen nicht darzu hin i der dritte sammlete

gerne Schätze , kaufte gerne noch mehr Güter und Länder,

und das erfordert Geld . Nach denen Landesverträgen ist
der Herr nicht befugt dergleichen selber auszuschreiben , und

die Landstände sind nicht zu bewegen , soviel , als er ver¬

langt , zu bewilligen : Was Raths ? Ich mache mich sou¬
verain ; alsdann kann ich thun , was ich will . "

„ Zu allem diesem kommen nun die allerstärkste Triebfe¬
dern , die allen Menschen angcbohrne Neigung , zu herr¬

schen , seinen Leidenlchaftsn den Zügel schießen zu lassen ,
'

seine Einsichten andern anfzudringen , nicht geringer noch

weniger mächtig seyn zu wollen , als andere , sondern viel¬

mehr es andern vorzuthun , keinen Widerspruch zu leiden,
,r . s. w "

„ Ministers und Lieblinge können ihr Glück insgemein
nicht besser befestigen , als wenn sie sich in ihres Herrn Pas¬
sionen schicken, ihn darin bestärken , ihm beybringen : Frey-
lich habe er recht ! Wem gehöre denn das Land ? Wer die

Landessreyheiten gegeben habe , könne sie auch wieder neh,
men ; das Land und die Unterthanen seyn um des Herrns,
und nicht er um der Unterrhanen willen da ; nun seyen ganz
andere Zeiten , als damals , da die Landesverträge errichtet
worden seyn , und selbige schickten sich auf die jetzige Um,

G 5
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stände so wenig , als dir alte Pelzmützen und Krügen ; je

weniger der Unterlhan vermöge , je besser scy er zu haben,

und je reicher , je ungehorsamer er sey , u > s. w ."

„ Gewisse bekannte auswärtige Höfe trugen das ihrige

auch mit bey : denn es war kein bequemeres Mittel , die ih¬

nen verdächtige und verhaßte große Macht des kaiserlichen

Hofes herunter zu setzen , als wenn man das Ansehen der

Neichsstände und ihr -s Landeshoheit immer mehreres erhöhe«

te , sie dadurch gewissermaßen mit dem Kaiser in das Glei¬

che , und sie in den Stand setzte , den kaiserlichen Befehlen

und Ansinnungen nicht weiter pariren zu müssen , als es

ihnen selbst beliebte ."

„ Darzu halfen nun vollends einige neuere Staatsrechts«

lehrer , welche für Geld und gute Worte alles vertheidigen,

was man will , und was einen Teutschen Landesherrn ftorg

äs ? i>Fs setzen kann . Der Frcyherr Johann Adam von

Jckstadt, und sei» Neveu , Herr Peter vonJckstadt«

können hierinn alö Ober - oder Kerzen - Meister der Souve-

rginitätsmacher - Zunft passiren , und Herr von Carrach

einen würdigen Secundanten von ihnen abgsben .
"



Viertes Capitel.
Von

Verschiedenheit der Verfassung der Lander nach

Verschiedenheit der Person des . Landesherrn.

§ . 207-

c7x
^ ) n ältern Zeiten gab es , wie schon in dem Vorhergehenden

( § . i ro .) bemerkt ist , keine eigne besondre Landescollegien.

Allgemeine Landesangelegenheiten wurden auf den Landta¬

gen verhandelt , in andern Sachen hingegen ward derKanz-

ler , auch wurden wohl nach Beschaffenheit der Umstände,

einige von den Hofbedienten , wenn diese das Geschick dazu

hatten , zu Nathe gezogen . In dem sechzehnten Jahrhun¬

dert kamen hingegen die Collegia auf , es wurden Hofge¬

richte errichtet , in welchen jedoch bloße Justizsachen tractirt

wurden . Da sich auch die Geschäfte , welche bisher der

Kanzler zu besorgen gehabt hatte , mehrten , so wurden ihm

noch Räche beygegeben , welche mit dem Kanzler , als ihrem

Chef , ein eignes Collegium bildeten , das Kan zelley,

Fürstliche Nathsstube, späterhin Regierung hieß,

und nun mit NegierungS , Staats - Lehns - und andern

Sachen zu thun hatte , Gewöhnlich wohnte der Fürst den

Versammlungen bey, ja er erschien auch wohl in dem Hof¬

gerichte , wenn er einige Kenntniß von Rechtssachen hatte.

Später hin entstanden aber auch andre Collegia , als Kam¬

mer - , Kriegs - , Finanz - und Geheime Raths - Collegia.

Der Fürst kann in asten diesen Collegien erscheinen , und
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«in Fürst , dem es um das Wohl seines Landes zu thun ist,

wird auch fleißig denselben beywohnen , um so viel möglich

alles mir eignen Augen sehen zu können . Streng ge«

nommen ist dieses auch Pflicht des Fürsten , die freylich

wohl nicht in positiven Landesgesctzen , aber im allgemeinen

Staatsrecht ihren Grund hat . Es ist ein großes und schwe¬

res Amt , das der Regent zu verwalten hat . Mancher fühlt,

daß die Last seinen Schultern zu schwer sei) , und überläßt

die Sorge der Negierung einzig und allein seinen Ministern

und Rächen , so daß er selbst nicht einmal den Sitzungen

des Geheimen Raths - Collegiums , geschweige denn denen

der andern Collegien l eywohnt . Kurz hier herrscht die größ¬

te Verschiedenheit sowohl unter den Territorien überhaupt,

als selbst in ein und eben demselben Lande , indem alles auf

die Person des Regenten ankommt und oft schon der Nach¬

folger das nicht thut , was der unmittelbare Vorfahrer in

der Negierung gethan hak.

Das Recht Landeskollegien zu errichten und die Räche

in denselben zu ernennen hängt zwar gewöhnlicherweise von

dem Regenten ab , indessen findet sich doch in den mehrsten

mit Landstanden versehenen Ländern , daß ohne deren Con-

curren -z keine neue Collegia errichtet , oder alte aufgehoben

werden dürfen , ja sie haben auch wohl das Recht einen

Thei ! der Räche , besonders in den Iustizcollegien zu prälen-

tiren . Mit der unmittelbaren Entscheidung der Zusiizsa-

chen kann und darf sich der Fürst nicht abgeben . Dies muß

er seinen Iustizcollegien überlassen , aber er kann und muß

dahin sehen , daß diese ihre Pflicht thun . Wenn indessen

gleich der Fürst nicht den höher » Landescollegien in eigner

Person beywohnt , so pflegt doch von denselben gewöhnlich

alles im Namen , wenigstens unter der Auctorität und unter

dem Siegel des Fürsten ausgefertigt zu werden.
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§ . 208 .

Unter dm Territorien findet sich eine große Verschieden¬

heit in ihrer innern Einrichtung und Verfassung . Die größ-
te zeigt sich zwischen geistlichen und weltliche » Län¬

dern . In ' jenen wird der Regent gewählt , und es tritt,

wenn nicht bey seinem Leben schon ein Nachfolger unter den'

Namen eines Coadjutors gewählt ist , eine Zwischen - Re¬

gierung ein , die von dem Domkapitel , oder . dem Stift ge¬

führt wird . In weltlichen Ländern kann man hingegen

sagender Fürst stirbt nie.

Ehmals hatte man das Sprüchwort : Unter dem

Krumstaab sey gut wohnen. Daß man aber jetzt

nicht Mehr jenes Sprüchwort für wahr hält , beweißt wohl
nichts stärker , als das Benehmen der Teutschen , bey dem

Einfall der Franzosen inTeutschland . Die Unterthanen in

den geistlichen Reichslandrn waren sogleich bereit Frey-

heitsbäume zu pflanzen , und ihren Landesfürsten den Ge¬

horsam aufzukündigen . Wie ganz anders benahmen sich

doch die Frankfurter , Hessen u . s. w . Jetzt ist man also
vom Gegentheil jenes Sprüchworts , und zwar so allgemein

überzeugt , daß man es für das größte Glück , das den geist¬

lichen Staaten widerfahren könnte , hält , wann sie in welt¬

liche Länder verwandelt und mit einem benachbarten weltli¬

chen Fürstenthum vereinigt würden . Ein biedrer und sei,

mm Stande vorzüglich Ehre machender Geistlicher , der

Freyherr von Bibra zu Fulda warf die Frage öffentlich

auf : „ Da die Staaten der geistlichen Reichsfürsten Wahl¬

staaten und über dieses größtentheils die geseegnetesten Pro¬

vinzen von Teutschland sind , so sollten sie von Rechtswegen

auch der weisesten und glücklichsten Negierung genießen.

Sind sie nun nicht so glücklich , als sie seyn sollten , sö liegt
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die Schuld nicht sowohl an den Regenten , als an der in-

nern Grundverfassung . Welches sind also die eigentlichen

Mängel ? und wie sind solche zu heben ?" Diesveranlaßte

unter mehrern andern den Freyherrn von Moser, der Ge¬

legenheit genug gehabt hatte , Erfahrung über die Mängel
und Gebrechen der geistlichen Staaten zu sammeln , ein

Werk unter den Titel ; Ueber die Negierung der

geistlichen Staaten in Deutschland *) zu schreie
ben . Die Schrift verdient gelesen und ihrJnhalt . erwogen,
aber auch ,mit dem verglichen zu werden , was Sch na u-

bert, nicht sowohl gegen die von Moser gemachte betrüb¬

te Schilderung des Zustandes dieser Länder , als vielmehr
über dessen Verbesserungs - Vorschläge in einer eignen kleinen

Schrift **) sagt , verglichen zu werden . Wahrhaft und

rührend , sagt auch Schnaubert, ist die Schilderung,
welche Moser von der Beschaffenheit der geistlichen Neichs-
lande gemacht hat . Gerade diele , die der Anlage nach
die glücklichsten Provinzen in Teutschiand seyn könnten,

sind in der wahren Aufklärung , in vernünftigen , dem

schlichten und reinen Christenthum angemessenen Reli-

Fest , und Lcipz. r/87 - in 8 . mit dem Vorgesetzten Motto
dyo/cc ke ltz/«'». Daß der Freyherr von Moser nicht den Preis
erhalte » würde , um den er jedoch auch nicht rang , war zu er¬
warten . Dieser ward vielmehr der Abhandlung des Hrn . von
Sart 0 ri zuerkannt . Sie hat den Titel rStatistischs Ab¬
handlung über die Mangel in der Regierungs-
verfassung der geistlichen Wahlstaaten , und
von den Mitteln , solchen abzuhelfen. Augsburg
1788 . 4 . Nebst einer Fortsetzung.

Unter dem Titel : Ueber des Freyherrn von Mo¬
ser Vorschläge zur Verbesserung der geistlichen
Staaten in Teutschland vom Hofrath Schnau¬
bet ' t zu Jeua 1788 . in 8.
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gionsbegriffen , guten Anstalten , auf das Wohl des Volks

gerichtet , Industrie und Wohlbefinden des gemeinen

Mannes großentheilS weit mehr , als andre weltliche , be¬

sonders protestantische Lander , zurück . Den Grund deS

Uebcls , fährt er fort , fand der biedere Mann , in der Ver¬

fassung dieser Staaten , weil sie geistlich sind , das ist , weil

ihr Regent Fürstbischof , Abt und dergleichen ist ; weil das

Domkapitel aus Leuten besteht , die großentheils unwissend

sind , durch einen unächren Neligionseyfer geleitet immer

auf dem Alten bestehen , deren Schwäche ihre Beichtväter

und Gewissensräche , meistens Mönche und Exjesuiten , sich

bedienen , um unter dem Vorwand der Religion , alle gute

Anstalten verdächtig zu machen und zu zernichten ; weil

darin » alles isolirt , und mit dem Ganzen nicht zusam-

rnenhängend ist ; weil keine gewisse und dauerhafte Grund¬

sätze vorhanden , sie mit jeder Negierung , die schon lange

ist , wenn sie über ein Zahrzcnd währt , wechseln ; weil

Herr und Bedieme sich als Pächter und AfterpLchtr des

Landes ansehen , die sich Pfciffen schneiden , weil sie im

Rohr sitzen , und ihre Pachtzeit hindurch das Feld so aus-

mergeln , daß sie und ihre Familien nachher noch lange irr

vollem Neichthum sitzen ; weil auch der rechtschaffene Mann,

aus Furcht im Interregnum oder der nachfolgenden Ne¬

gierung für seine getreue Dienste und Thärigkeit , auS

Dankbarkeit in Ruhe gesetzt zu werden , ein Heuchler , Ach¬

selträger , ungetreuer , ungerechter ober wenigstens unthäli-

ger Mann seyn muß ; weil , wenn auch der Himmel ein ge¬

deihliches Jahr verliehen , welches in Weiniändern , der¬

gleichen die meisten geistlichen Länder sind , nach 4 bis 5

Fehljahren erst eintrift , das Land gleich von Leuten , wir

shmals Egypten von Fröschen , wimmelt , die unter dem
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Namen von Zehnten , Zinsen , Allmosen und andern Bette-

leyen dem gemeinen Mann den Segen , auf den er so lan¬

ge gewartet , so lange seine Gläubiger vertröstet hat , weg-

nchmen , ehe er ihn vollkommen eingeärndtet ; weil der Um

terthan nicht blvs die gemeinen Reichs - und LanLesfteuern

tragen , sondern auch noch einen weit entfernten Potenta¬

ten und dessen zahlreichen und trägen Hofstaat ernähren

muß , und bey allem dem ein großer Theil des Landesver - ^

mögens in den Härchen der Geistlichkeit ist , welche die Ab - ^

gaben von ihren Gütern für Verletzung der Kirchenfreiheit

und Verunehrung des ganzen geistlichen Standes , der sol¬

chergestalt in eine Classe mit den Bürgern und Bauern ge¬

setzt werde , hält , und dabey noch die Leute überreden will,

«s sey ein Glück für das Land , wenn man ihr alles über¬

lasse , damit der Dürftige doch täglich eine Klostecsuppe be¬

kommen , und ein anderer als Lied und Tagelöhner bey ihr

etwas verdienen kann ; weil auch von diesem großen Korpus

der Geistlichen Professionen , Handthierungen , Handlun¬

gen und Fabriken im Lande wenig Nutzen haben , indem

die Klöster meistens ihre eigene Professionisten unter ihren

sogenannten Brüdern haben , die Materialien en ^ ro8 von

den Messen oder , wie die Tücher und Zeuge zu den Kutten

und Habiten , aus gewissen auswärtigen Fabriken , denen

sie das Monopol gegeben , beziehen ; die übrigen Geistlichen i

theils , weil sie ohne Familien sind , und wegen des selte- !

nern Aufwands und >der beständigen Einnahme sich leicht

an Sparsamkeit und Geiz gewöhnen , nicht sogar viel brau,

rhen , theils auf das andere Extrem — den Luxus — ver,

fallen , und manche kostbare Maaren aus London , Paris u.

s. f . oder wenigstens doch von einem fremden Orte eher , als

aus dem Lande Herkommen lassen u . s. w ."
'
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Wie kann es bey dieser gewiß nicht übertriebenen Schil¬
derung unter dem Krummstabe gut wohnen seyn ? *) Zn
geistlichen Ländern sind nur Pfaffen und Adel bedeutend , sagt
« in andrer freymüthiger Schriftsteller * *) . Alle übrigen
Meuschenclassen werden wenig , oder gar nicht in Anschlag
gebracht . Daher sind auch just die geistlichen Länder an
Ackerbau , Handel , Künsten und Wissenschaften die . dürftig¬
en , _ In den Priesterländern vernichtet immer der Nach¬
folger , was der Vorfahrer aufgerichtet hat . Nichts wird
zweckmäßig ftim Ende gebracht . Das übrige wird durch
Nepotismus , Egoismus , Indolenz , Unwissenheit in Ne-
gierungskunst , und durch Schwelgers ») verdorben . —

Grundsätze und Erziehung der Geistlichen flößen unbeschränk-

- *) daß es indessen einzelne trrfliche Regenten unter den griff,'
lichen Fürsten gebe, hat »vohl nicht den mindesten Zweifel . " Wer
kennt und wcrehrt nickt den nun verewigten Fürstbischof voik
W ü rzbu r g und Bamberg,, und wer freuet sich nicht über
die getroffene glückliche Wahl seines Nachfolgers .? Wer ver¬
spricht sich nicht auch mit Recht ein Muster eines guten Regen¬
ten a » den Loadjutor von Mainz und Worms ? Wer muß nicht
noch manchen ander » tentschen geistlichen Fürsten, , besonders ei¬
nen Kurfürsten von Cblln lieben und verehren ! Aber hier war
nicht die Rede von Regenten , sondern von der Verfassung.

*' ) In den freymüthigen Betrachtungen eines
philosophischen Weltbürgers über wichtige Ge¬
genstände , entsprechend den Bedürfnissen unsers
Aejsa l t e r s u n d d es M e n s chen g e s ch l pch tsl 179z . 8.
Daß diese 'Schrift in manchen Landern würde verboten werden,
war .bcy der jetzt hie und da herrschenden Asngstlichkeit voraus zu
sehen.

'
Manches kst srevlich in dieser Schrift übertriebels, ' äber:

sie enthält doch auch viel wahres . Gleiches Schicksal wird auch
wohl die kürzlich, erschienene Rede eines LsndpfaroerS
im Crzbi st u m M ainr haben.

Zweiter Wand . H . - i
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ten Despotismus ein , welcher auch fast durchaus in geistli,

chen Staaten größer ist , als in weltlichen . -

Welch ein Unterschied also zwischen geistlichen und

weltlichen, besonders aber protestantischen Län«

dern *) in Teutschland!

Ein fernerer , jedoch bey weiten nicht so großer Unter»

schied zwischen den teutschcn Territorien ist darin anzucref«

fen , daß sie entweder Kurfürstenthümer , Fürstenthümer,

Prälaturen , Graf - oder Herrschaften , größere oder kleinere,

einfache oder aus mehrer » kleinen Territorien zusammenge-

setzt« Länder find . Aus den Kurfürstenthümer » und einigen

Fürstentümern findet gar keine Appellation an die Reichs¬

gerichte statt, wohl aber aus den übrigen ; in größer » Län¬

dern werden Soldaten , nicht bloß zur Landes - Nothdurft,

oder zur Stellung des Neichscontingenks , sondern auch,

um an Kriegen Theil nehmen zu können , gehalten ; größere

Länder haben der Regel nach Landstände , kleinere , oder auS

rnehrermkleinen zusammengesetzte hingegen nicht ; in größer»

Ländern lassen sich manche Anstalten treffen , die in einem

kleinen Lande durchaus nicht ausführbar sind ; in kleinern

Ländern sieht sich der Fürst oder Graf , als Eigenthumsherm

des ganzen Landes an , m größer » weißer, daß er Regent

ist u . s. w.

Zwischen ursprünglich wendischen und ursprünglich teut»

schen Ländern soll der Unterschied eintreten , daß jene als

geschlossene Gebiete zu betrachten wären , und daß also al,

*) Hierüber verdient gelesen zu werden : Christ . Friedr.

Menschenfreunds Untersuchung der Frage : Warum ist der

Wohlstand der protestantischen Länder so gar viel großer / als

der katholischen ? Salzburg und Frepsingen 177 - , in 8 .
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les , was sich in dem Umfang des Gebiets befinde , der Ho¬

heit des Fürsten Unterworfen sey . Endlich zeigt sich auch

darin ein Unterschied der Länder , ob sich der Regent in dem¬

selben aufhält , oder nicht . Wie nachtheilig das letztere für
rin Land sey , ist sehr in die Augen fallend . Es geht nicht

nur stets Geld aus dem Lande , das der Circulation entzo¬

gen wird , sondern es gehen auch die Geschäfte einen un¬

gleich langsamem Gang , wenn erst alles dem entfernten Für¬

sten berichtet werden Muß , oder es schleicht sich auch leicht

eine Aristokraten - Regierung ein . Dann erfolgen auch wohl
Verbote dem Fürsten nachzulaufen ! — Unrecht ist cs im,

wer , wenn der Regent sich ohne Noch außerhalb Landes

aufhält , zwar nicht nach positiven Gesetzen , wohl aber nach
dem allgemeinen Staatsrecht , das in Ermangelung jener
eintritt . Soll der Kaiser seine Residenz im H . N . R . te u t«

scher Nation beständig haben und halten , so ist es billig,
daß auch ein jeder Fürst seine Residenz in seinem Lande ' hat-

. Zn verschiedenen geistlichen Ländern ist es daher dm

Fürstbischöfen zur Pflicht gemacht , in dem Stifte mehrens

theils , oder doch zu gewissen Zeiten zu residiren . Weltli¬

che Neichsstände meint zwar Moser *) hätten hierin vr,
deutlicher Weise freyere Hände . Manche Herrn giengm
» ft in fremde Hof , oder Kriegsdienste , wodurch sie genöchigt
würden , ihre Zeit beständig , oder doch meistens ausser ih¬
rem Lande zuzubringen , wogegen auch das Land, , wann die

Negierungssachen nur sonst behörig besorgt würden , nicht
wohl etwas einwenden könnten . Indessen gesteht er doch
selbst , daß wenn ein Herr ohne Noch , etwa einer Maitresss

zu Gefallen u . s. w . ausser Landes herumzöge , die Regie«

H,

') i» den persönlichen Staatsrecht LH . s . S . 7,.
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rung liegen ließe und das Geld hinausschleppte ; es Nie«

mand dem Kaiser verdenken könnte , wenn er , als Ober¬

haupt des Reichs , einem solchen Herrn eiile Weisung gäbe.

Noch weniger könnte man es aber den Landständen übel

nehmen , wenn sie bey einem solchen Herrn deswegen Vor¬

stellung thäten , und , wenn selbige nichts verfingen , entwe¬

der höhern Orts Hülfe suchten , oder aber sich mit Bewilli¬

gung der Steuern , Kammerbeylräge u . s. w . sich darnach

richteten.
So sehr ich Mosern in diesem letzten Punkt beystim-

me , so glaube ich doch nicht , daß auswärtige Hof - oder

Kriegsdienste , einen Grund abgeben könnten , sich gewöhn¬

lich ausserhalb Landes aufzuhalteu . Der Fürst ist und will

kein Gutsbesitzer , sondern ein Regent scyn . . Er ist also da,

um das Land zu regieren , nicht , um in auswärtige Hof-

oder Kriegsdienste zu gehen . Die Sachsen - Weimarschen

Landstände baten daher ihren Herzog im I , 179z . daß er

die Preußische Armee verlassen und in das Land zurückkeh¬

ren möchte , welches er denn auch that . Und im I . 1707.

ward der Graf von Schaumburg - Lippe - Bückeburg von

dem Kaiser erinnert : sich , sobald nur möglich , in sein

Land zu begeben , und denen ihm obliegenden Re¬

gierungs - und andern Geschäften fleißig abe

zuwarten *) .

-) Moser a . a . O. S . 7? . woselbst noch mehrere Beyspie/
ke dieser Art angeführt werde».



Fünftes Capitel.
Von

dm Reichsstädten und deren innern Regierung.

§ . 209.

wie die Territorien auf monarchische Art regiert wer¬

den , so findet in den Reichsstädten eine republikanische

Verfassung statt . Zn einer jeden Reichsstadt findet sich ein

obrigkeitliches Collegium , welches unter dem Namen des

Senats , Magistrats , Raths die Negierung in der

Stadt und dem allenfalls dazu gehörigen Gebiet führt . In

so fern kommen also die Reichsstädte mit den Landstädten

überein , indem sich auch in diesem ein Magistratscollegium

findet , welches die Justiz , Police ») und die öffentlichen Ein¬

künfte der Stadt verwaltet , und ebenfalls aus den Bür¬

gern der Stadt erwählt wird . Allein der Regel nach wird

in de » Landstädten vom Fürsten ein Voigt , Schultheiß oder

Richter angeseht , welcher im Namen desselben und als

Chef des Magistrats die Oberaufsicht über alles führt , und

die landesfürftiichen Hoheitsrechte verwaltet . Ehmals war

dies zwar auch der Fall in den Reichsstädten , die genau »

genommen in eben dem Verhältniß zum Kaiser standen,

als die Landstädte zu ihrem Landessürsten . Denn hatte

gleich die Bürgerschaft in der Reichsstadt das N ^cht aus

ihrem Mittel sich einen Magistrat zu erwählen , so wurde

doch eben diesem Magistrat , so wie der ganzen Stadt vom

Kaisen ein Voigt , Schultheiß oder Ammann vorgesetzt , der

Namens desselben vorzüglich den Blutbann , oder die pein»

H;
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liche Gerichtsbarkeit ausüöte , und andre Hoheitsrechte der
Kaiser in den Reichsstädten verwaltete . Allein nach und
nach wußten die Reichsstädte , welche durch ihren ausge-
breiteten Handel und durch weise Verwaltung ihrer Güter
sich große Neichthümer erworben hatten , die Geldnoth,
worin sich die Kaiser öfters befanden , treflich zu nutzen.
Sie kauften den Kaisern , denen sie überhaupt treulichen
Beystand leisteten , mehrere einzelne Hoheitsrechte , als
Münzrecht, Zollrecht , Blutbann u . s. w . ab , oder ließen
sich diese Rechte von den etwa zum Verkauf zu gewissenhaf¬
ten Kaisern wenigstens verpfänden , und endlich brachten
sie es sogar dahin , daß die kaiserlichenNeichsvoigte , Schult¬
heißen u . s. w . ganz abgeschast , oder wenigstens deren bis¬
herige Rechte so eingeschränkt wurden , daß sie mit der in¬
nen, Negierung in den Reichsstädten wenig , oder nichts
mehr zu thun hatten. Hierzu kam , daß die Kaiser es für
rathsam fanden , die Reichsstädte mit zu den Reichstagen zu
berufen , und dieselben dadurch Reichsstandschast erhielten.

§ . 210 .

Heutiges Tages gehören also die Reichsstädte sowohl
unter die Zahl der Neichsstände, als ihnen Landes¬
hoheit zustehk. Der westphälische Friede *) sagt es aus- '

brücklich , daß die Reichsstädte unter der allgemeinen Be¬
nennung Neichsstände mit begriffen wären . Was also den
Neichsständen überhaupt und im allgemeinen zu Gute in
den Neichsgrundgesetzen geordnet ist , gilt auch von de»
Reichsstädten . An der kaiserlichen Wahlcapirulation **)
kommen zuweilen die Ausdrücke vor : Kurfürsten , Fürsten,

A ft k . 0 . Art. ft 2-,
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Prälaten , Grafen , Herrn und Stände. Die Reichs,

städte haben gewünscht , daß statt Stände gesetzt werden

möchte : Städte, und in der That giebt es auch auffex

den bereits namentlich aufgeführten Ständen keine andre,

als die Reichsstädte ; man hat indessen noch immer den al¬

ten Ausdruck beybehalten , welches jedoch den Reichsstädten

keineswegs zum Nachtheii gereicht . Schon aus diesem

Grunde kann daher den Reichsstädten so wenig als den

übrigen Ständen die Landeshoheit bestritten werden . Es

sagt aber auch der westph . Friede es ausdrücklich , daß so¬

wohl in Ansehung des ReformationsrechtS , als der andern

Religionsangelegenheiten die Reichsstädte eben die Rechte,

welche den übrigen Reichsständen zustehen , haben , als daß

ihnen ihre Regalien , Freyheiten u . s. w . , welche sie auf

rechtmäßige Art von den Kaisern erhalten , oder sonst

langeZrit besessen und ausgeübt hätten , mit der völ¬

ligen Gerichtsbarkeit sowohl innerhalb der Mauern , als in

ihren Gebieten , ungekränkt gelassen werden sollten.

Indessen haben doch einige Publicisten behaupten wol¬

len , kheils daß den Reichsstädten überall keine , Heils , daß

ihnen nur keine so vollkommene , sondern vielmehr eine ein¬

geschränktere Landeshoheit als den übrigen Neichsstände»

zustünde . Ihre Gründe sind I ) die Gebiete der Reichs¬

städte wären nicht in Fürstenthümer und Herrschaften erho¬

ben worden , hätten auch nicht die Eigenschaften eines

Neichslehils , mithin fände in Ansehung ihrer keine Beleh

nung vom Kaiser mit landesfürstlicher Obrigkeit , mit aller

Hoch - und Herrlichkeit statt , wie dies der Fall bey den Re»

gallchen scy. Allein wenn gleich i ) dem Sprachgebrauch

nach den Reichsstädten kein Land, sondern nur ein Ge¬

biet pflegt bcygelegt zu werden , so kann doch hieraus

H 4
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nichts zu ihrem Nachtheil in Ansehung der Landeshoheit ge¬
schlossen werden . Der westph . Friede eignet ihnen eben die
Rechte zu , welche andern NeichSftänden zukommen , ja er
bedient sich selbst von ihren Gebieten mehrmalen des Aus¬
drucks nicht aber etwa blvs rlrrro * ) , und zeigt
auch hiedurch an , daß zwischen den Reichsstädten und den
übrigen Neichsständen in Ansehung der zugestandenen Rech¬
te kein Unterschied obwalten soll . Macht nun aber der In¬
begriff dieser Rechte die Landeshoheit aus , so steht sie auch
den Reichsstädten zu . 2 ) Daraus , daß die mehrsten Lan¬
desherrn ihre Territorien als Neichslehen besitzen , läßt sich
noch nicht schließen , daß Niemandem Landeshoheit zukom-
rne , als wer in einer Lehnsvcrbindung oder Vsrhälttüß zu
Kaiser und Reich stehe. So wie es falsch ist , daß jeder
Reichsvasall Landeshoheit besitze , eben so falsch ist es , daß
jeder der Landeshoheit besitze , auch Neichsvasall scyn müsse.
Verschiedene Graf - und Herrschaften sind nicht Neichslshn-
bar , sondern allodial , dennoch ist die Landeshoheit damit
verknüpft . Es setzt aber auch ; ) die Landeshoheit nicht
die Negalwürde voraus und es ist eine Verwirrung der Be¬
griffs , wenn man bepde für eins hält.

Il ) Die Reichsstädte huldigen dem Kaiser und verschie¬
dene unter ihnen müssen benachbarten Neichsständen viele

wichtige Rechte über sich gestatten . Allein der Huldi-
gungseyd , welchen die Reichsstädte dem Kaiser schwören,

Im Art . 5 . ft - 9 . des Osnabr . Friedens heißt es nemlich»
in tcr '-rsorrÄ/ «!- er ressecru tubäirorum non minus sc inrrs muros
ec tuburlns iciem cum religuis llsridus imxern tuperiunbus ins ÜL-
beanr . Und im Art . 8 . ft 4 . intra muros cz in ren» o>2 ->. Im
Art . 5 . ft 2s . Heist es jedoch : rer, -na» .- er n -orns«- . Unter dem
letzte» Worte können die . Gebiete der Reichsstädte verstanden
werden.
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kann ihrer Landeshoheit eben so wenig zum Nachtheil ge¬

reichen , als der Lohnseyd , welchen die übrigen Stände ab¬

leisten müssen . Beyöe Eyde kommen auch in der Haupt¬

sache mit einander überein . Die Kurfürsten , Fürsten re-

schwören eben so gut , dem Kaiser getreu , hold , gewärtig
und gehorsam zuseyn , als die Reichsstädte *) . Eben so we-

nig kann der Umstand , daß zuweilen benachbarte Reicks-

ständr in dieser öder jenen Reichsstadt gewisse Gerechtsame

auszuüben haben , ihrer Landeshoheit an und für sich nach¬

theilig seyn . Nicht zu gedenken , daß dies nur bey einzelnen

Reichsstädten der Fall ist , so sind auch dergleichen Gerecht¬

same , als Staatsservituten anzusehcn, ' deren cs in Teulsch-

land , auch in Fürstenthümern mehrere giebt ** ). Noch

seichter ist III ) der Einwurf , den man von der Unbeträcht¬

lichkeit der mehrsten Neichsstädkischen Gebiete hernimmt.

Auf alle Reichsstädte paßt er nicht einmal , und dann würde

auch manchem Prälaten und Grafen , ja wohl sogar man¬

chem Fürsten , deren Territorien aus einigen Dörfern beste¬

hen , die Landeshoheit streitig gemacht werden können . End¬

lich wendet man IV ) ein ; daß es den Reichsstädten an ei¬

nen Titel zu ihrer aumaßlichen Landeshoheit fehle . Allein

wenn man die Sache genau untersucht , so wird sich hier

eben der Titel finden , der sich bey den übrigen Neichsstän-

ben findet , nemlich Verleihungen der Kaiser , unfürdenkli-

cher Besitz und klare Verordnung der Neichsgesetze ***) .

H 5

*) S . im ersten Theil j . zr . und 52.
So üben z . B . manche Ncichsstande in benachbarten Län¬

dern das Geleitsrecht , oder das Postrccht aus.
*") Man s . den vom Hrn . Prof. Eisenhart bearbeiteten

Artikel Reichsstadt im ^ten Bande des Repertoriums
des t . Staats und Lehnrechts.

/
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Gewiß ist es also , daß den Reichsstädten die Landesho¬

heit in eben der Maaße zusteht , als den übrigen NeichS-

siänden . Ein rechtli -cher Unterschied ist nicht vorhanden

denn selbst der Umstand , baß der Kaiser noch aus einigen

Reichsstädten eine sogenannte Städtesteuer zu erheben hat,

kann hieher nicht gerechnet werden *) . Indessen ist doch

auf der andern Seite auch so viel gewiß , daß der kaissr,

liche Hof in Ansehung der Reichsstädte manches thut , was

er in Ansehung der übrigen Neichsstände , wenigstens der

etwas bedeutenden , nicht leicht lhun würde . Ein sehr auf¬

fallendes Deyspiel hatten wir davon unter der Negierung

K . Josephs II . während der letzten Kammergcrichtsvisita-

tivn . Der Fall ist zu merkwürdig , als daß ich ihn , da ich

mich schon einigemal darauf bezogen habe , nicht ansühren

sollte. Der damalige Reichsstadt Spcyersche Cvnsulent und

Subdeiegatus , ( jetzige Kursächsische Hofrath und Geheime

Neserendair ) Donau er hatte bey der letzten Kammerge«

richrvvssitLlion immer als ein rechtschaffener Mann , nach

seinen besten Einsichten votirt , also freylich nicht stets so,

wie es der kaiserliche Hof wünschte» Als alle Mühe , welche

man sich gab , ihn auf die Seite des kaiserlichen Hofs zu

ziehen , vergebens war , erschien aul einmal zu Speyer der

kaiserliche Minister Freyherc von Lehrbach, ließ den Ma¬

gistrat zusammen kommen und kündigte diesem zum voraus

die kaiserliche Ungnade an , wenn er nicht stehenden Fuffes

sich , nach reichsstädtischer Schuldigkeit, anders

als sein Suüdclegatus erklären würde . Der Magistrat,

weicher theils nichts von der Sache verstand , theils nicht

*) Mehr soll von diesen Stadtesteuern bepm s . - 49. gesagt

werden.
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gehörig von derselben unterrichtet war , erbat sich zu seiner

Belehrung einige Bedenkzeit . Die Bedenkzeit ward abge¬

schlagen , und dem "
Magistrat zu erkennen gegeben , daß

also kaiserliche Majestätihm jemandvorsetzen
m ü st e , d er ihn v o n denRechten belehre. Am Ende

aber wurde gar der Stadt zugcmukhet , ihrem Subdels-

gato zu schreiben , daß er sich nicht getrauen solle,

ferner auf den bisher behaupteten Grundsätzen zu beste¬

hen *) . — Wer vermag indessen zu behaupten , daß Vor¬

fälle dieser Art einen rechtlichen Unterschied zu bewirken

vermögen . Eben so möchte ich auch daraus , daß der Kai¬

ser oder vielmehr die Reichsgerichte , öfters in Reichsstädten
in Ansehung der Regimentsverfassung der Reichsstädte Aen-

derungen treffen , noch nicht einen rechtlichen Unterschied

zwischen den Reichsstädten und andern Neichsständen fol¬

gern . Denn das ncmliche geschieht auch in den Territorien,

wenn die Landstände oder Unterthanen mit ihren LandeS-

herrschasten in einem Proceß bey den höchsten Reichsgerich¬
ten verwickelt sind . Beweise hievon geben die Ostfriesische,

Mecklenburgische , Würtembergische und andre Lande . Daß
aber in den Reichsstädten dergleichen Fälle sich noch öfterer

ereignen , als in den Territorien , rührt unstreitig davon

her , daß die Verfassung vieler Reichsstädte durchaus nichts

taugt und daher ungleich öfterer zwischen dem Magistrat
und der Bürgerschaft Streitigkeiten entstehen , die alsdann

bep den Reichsgerichten verhandelt werden.

Indessen haben die Reichsstädte schon , öfters Beschwer»
den über die Eingriffe des kaiserlichen Hofs in ihre Gerecht»

s) S . Fabers Europ . Staatskanzl , Th . 4 ; . S . 20; . ft
'

Herrichs Fortsetzung der Schaurothschen Sammlung aller
Lsndutor. des Lor^or, Lvsngeft S . 720 . ft
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fame und über dessen zu häufige Einmischung in ihre innere

Angelegenheiten geführt *) und auch diese Beschwerden auf

dem Wahltage ii» I . 1790 . erneuert **) . Damals waren

sie so glücklich , daß darauf in etwas geachtet und in dieCa-

Pitulanon Art . 1 . § . 8 . gesetzt wurde : , „ auch besonders die

Städte bey ihren wshlhergebrachren Verfassungen und ge¬

setzlichen Negierungsfonnen handhaben , ohne darin will-

kühr lache Veränderungen zu machen noch zu gestatten .
"

Uedrigcns behaupten noch verschiedene, daß die Reichsstädte

iura miuorum hätten , und dann ist es freylich kein Wun-

d . r , wenn man sie als Unmündige behandelt , und stets am

Gängelbands zu sühren sucht.

§ - 2H . ^

Dis Reichsstädte haben eine republikanische Regierungs-

Verfassung, aber ist diese arist 0 cralisch oder dem 0 cra,

tisch? Um diese Frage beantworten zu können , niuß man

vorder den Satz jeststellen , daß das Recht der Landeshoheit

nicht bloß dem Magistrat , sondern der ganzen Stadt zuste¬

he , daß der Magistrat nur die Verwaltung derselben habe,

und nicht der Magistrat sondern die Stadt irr corpore

Neichsstand sey . Die Reichogesetze sagen dieses alles zwar

nicht ausdrücklich , allein wenn sie von den Reichsstädten

und deren Rechten reden , so sprechen sie doch nicht bloß von

dem Magistrat , oder gewissen Claffen der Bürgerschaft , z.

D . den Patriciern allein , sondern überhaupt von der gan¬

zen Stadt . Dies ist auch der Natur der Sache gemäß-

S . MosLr von der Reichsstädtischcu Regimentsverfassung
D . 1 . Cap . 1 . §. 4 . .

S . meine Gesch. der Wahlcap . S . 40.
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Die Privilegien , welche die Kaiser den Städten gaben,
und denen diese den entfernten Grund der Landeshoheit ver¬

danken , gaben sie nicht den Magistraten , sondern den

Städten im allgemeinen , also der ganzen Gemeinheit.

Gleiche Grundsätze stellen auch der kaiserliche Hof und

di« Reichsgerichte auf . So heißt es in einem , nach vor-

gängig erstatteten Reichshofrathsgutachten , an den Magi¬

strat zu Frankfurt , wegen Streitigkeiten desselben mit der

Bürgerschaft , erlassenen kaiserlichen Nescript : - Dieses un-

geziemende Betragen des Magistrats rühre daher , daß sich

derselbe ungeachtet er deswegen von kaiserlicher Majestät

schon vormals gewarnt worden , cinbilde , als wenn ihm
die läporioritss territorislis über die kaiserl . und des Reichs

freye Stadt Frankfurt zukomme , die dasige Bürgerschaft

seine Unterthanen seyn , er sich als ein Mitstand des

Reichs aufführen und diejenigen Vorrechte , die Fürsten und
Ständen des Reichs zukommen , anmaßen könne . Ihr»
Kais . Maj . würden zwar Dero und der Reichsstadt Frank¬

furt bey ihrer schützen und diesel¬
be von niemand kränken lassen , auch allerdings darauf be¬

dacht seyn , das Ansehen des Magistrats zu handhaben , be-

fehleten hingegen demselben auch , in seinen Gränzen zu
bleibe » , und sich denen Stände » des Reichs nicht gleich zu
achten , sondern , wie er in der That nichts anders sey , als

ein Collegium solcher Männer , die autoritäre Laelarea von
der Bürgerschaft erwählt worden , nicht zu re¬

gieren, sondern als bestellte Administratores dem gemei¬

nen Wesen vorzustehen . — Er , der Stadtmagistral habe

sich also danach zu achten , und mithin die ihm aussger¬

tragene Verwalkung nach alten und neuen karserlichen
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Privilegien , Verordnungen und Erkenntnissen , als worauf

er ja beeidigt werde , zu führen *) ."

Wenn indessen gleich die Landeshoheit nicht dem Magi¬

strat - allein , sondern vielmehr der Stadt in corpore zusteht,

so folgt doch daraus noch nicht , daß die Verfassung in den

Reichsstädten demscratisch sey . Selbst in monarchischen
Staaten ist die Grundgewalt bey der Nation , ohne daß

deshalb der Staat aufhört eine Monarchie zu seyn , indem

Die Nation einmal dem einzigen Regenten die Ausübung

dieser ihrer Grundgewalt übertragen hat . Eben so ist es

in Ansehung der Reichsstädte . Auch hier ist die Ausübung

der der ganzen Stadt zustehenden Landeshoheit dem Magi¬

strat derselben übertragen , und dieser hängt nicht von der

Bürgerschaft ab , wenn er ihr gleich bey dem höhem Richter

verantwortlich bleibt . Zm Ganzen nähert sich also die

reichsstädtische Verfassung mehr der Aristokratischen , als der

Demokratischen , nur ist sie nicht absolut aristokratisch,
denn in einer jeden Reichsstadt giebt es Repräsentanten der

Bürgerschaft , die entweder den größern Rath ausmachen,
oder andre Namen führen , an deren Zuralhziehung und

Einwilligung der Magistrat bey Ausübung wichtiger Rechte,
als der gesetzgebenden Gewalt , Auflegung neuer Steuern

u . s. w . gebunden ist . Giebt es nun eingeschränkt mo¬

narchische Verfassungen , warum sollte es nicht auch eim

geschränkt aristokratische Verfassungen geben ? Und

wirklich ist dies bey alle » unfern Reichsstädten mehr oder

weniger der Fall . Freylich ist die Verfassung nicht in

allen Reichsstädten ein uiid ebendieselbe , in einigen hat der

Magistrat mehrere Rechte , in ander » wenigere ; aber völ-

Sslücrs iur. publ , Th . i ; . <§ . 2.
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kig uneingeschränkt ist er doch nirgends. Selbst Nürn¬
berg, welches man vorzüglich zu den blos aristokratischen
Städten zählte , hat seineGenannten. Weiter in diese
Materie einzudringsn , scheint mir hier nicht zweckmäßig.
Wem es um weitere Aufklärung zu thun ist , lese den bereits
angeführten ArtikelReichsstadt § . n. u . f. im vierten
Bande desRepertoriums des teutschen Staats¬
und Lehnrechts. Entstehen übrigens Streitigkeiten über
die Gränzen der Gewalt dcö Magistrats, so ist der Kaiser
der Richter , nur soll seit 1790. wenn die Bürger oder deren
Ausschüsse wider ihre Obrigkeit Klage führen , eben das von
den Reichsgerichten beobachtet werden , was schon bereits
§ . , 04 . von den Klagsachen der Landstände und Untertha-
nm gegen ihre Landesherrschafr angeführt ist *) .

§ . 212.

Was die innere Verfassung der Neichsstädtischen Ma¬
gistrate betrifft , aus wie vielen Personen er bestehe ? wie
er gewählt werde ? und was dergleichen Fragen mehr sind,
so lassen sich diese nicht im allgemeinen beantworten, indem
sich eine so große Verschiedenheit unter der Neichsstädtischen
Verfassung findet . Alles kommt auf die Fundamenralgesetze
einer jeden Reichsstadt , und das besondre Herkommen der¬
selben an . Zu jenen gehören i ) kaiserliche Privilegien,
z) die Verträge , welche zwischen dem Magistrat und der
Bürgerschaft geschlossen sind , und z) die rechtskräftigen
Erkenntnisse.

Das einzige , was sich , zwar auch nicht ganz , aber
doch ziemlich im allgemeinen sagen läßt , ist , daß sich in

*) FHahlcapit, Art. r- , §. 7.
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dm bey weitem mehrsten Reichsstädten ein doppelter

Nach , nemlich ein inner er und ein äußerer findet . Je¬

ner hat die täglich vorkommenden und nicht durch Gesetz oder

Herkommen ausgenommenen - Geschäfte zu besorge » . Bey

wichtiger » Geschäften hingegen , bey Abfassung neuer allge¬

meiner Stadtgssetze , bey Auflegung neuer Steuern und an¬

dern von der alleinigen Disposition des inncrn Raths aus¬

genommenen Angelegenheiten , vorzüglich der Wahl neuer

Rathsglieder , wird auch der äußere Nach zugezogen.

Von einzelnen Reichsstädten und deren inner » Verfas¬

sung finden sich nähere Nachrichten in Mosers Sraats-

recht Th . 40 . , desselben Tr . von den Reichsständen und

von der Reichsstädtischen Regimentsverfassung.

Der Sitz einer jeden Reichsstadt ist innerhalb den Mau¬

ern derselben zu suchen , wenn gleich zuweilen zu einer

Reichsstadt ein ansehnliches Gebiet gehört » So haben vor¬

züglich Nürnberg , Ulm , Hamburg , Lübeck und

andre , mehrere ehmalige Herrschaften , als Aemter , ja

selbst Städte zu beherrschen . Andre hingegen z . B . Wez-

lar haben nur eine Feldmark und ihre Hoheit erstreckt sich

nicht viel über einen Büchsenschuß von der Stadt . Dieser

jUmstand macht indessen keinen rechtlichen Unterschied

unter den Städten . , Weziar ist so gut eine Reichsstadt,

als Nürnberg, rssenn gleich Nürnberg ein Gebiet besitzt,

das größer ist , als manches teuksches Fürstenthum . Auffal¬

lend würde es vielleicht seyn , woher manche Reichsstadt zu

so ansehnlichen Besitzungen gekommen sey > wenn man nicht

aus der Geschichte den ehemaligen Wohlstand der mehrsten

Städte und die Verbindungen , welche sie unter sich ein-

gien-
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gierigen , kennte . Theils kauften sie also Herrschaften an

sich- theils wurden sie damit von den Kaisern belehnt , theils

bemächtigten sie sich auch in den ewigen Fehden , oder in ei¬

nem Erecutions - Kriege mancher Herrschaft , die sie nachher

behielten . So ward z . B . Nürnberg in dem Baiern - Lands»

statischen Erbfolgckrieg zur Execurion gegen den in die Acht

erklärten Pfalzgraf Ruprecht mit befehligt , und in die»

sein Exeeutionskriege eroberte Nürnberg viele Städte , Schlös¬

ser, Remter , Flecken und Dörfer , welche nachher der Stadt

für die aufgewandten Kosten überlasten wurden . Derglei¬

chen Städte , Herrschaften u . st w . stehen nun unter der Ho¬

heit der Stadt , welche eben die Gerechtsame darin auszu-

üben befugt ist , als ein Landcsfürss in seinem Territorio.

Die Einkünfte fließen in die allgemeine Stadtcasse und wer¬

den zü den Bedürfnissen der Stadt verwandt.

Zn den mehrsten Reichsstädten sind die ehMaligen kai¬

serlichen Vogteyrechte an die Städte selbst gekommen , so

daß man jetzt auch nicht eine Spur mehr davon findet . BeH

einigen wenigen hingegen ist es der Fall , daß sich noch

jetzt Üeberblelbsel der ehemaligen kaiserlichen Äogteysn fin¬

den . Zwar haben wir kein Beispiel , daß der Kaiser noch

in eine « Reichsstadt einen Reichsvogl oder Schultheiß unr

mittelbar ansetzte , allein eS haben zuweilen benachbarte

Reichsstände die Vogtey über eine Reichsstadt an sich ge¬

bracht , und diese besitzen dieselbe noch jetzt , So hat z . B.

Kurpfalz , als Herzog von Zülich Und Berg , die Vogtey

über Aachen und setzt in der Stadt einen Vogtmajor;

Hessrndarmstadt hat die Vogtey über Wezlar u . s. w,

Z8ie weit die Rechte der Vogtherrn gehen , läßt sich im

allgemeinen nicht bestimmen , indem alles auf die besonders

Aweiler Barl ». Z
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Privilegien und Verträge ankommt . So viel ist indessen

- gewiß , daß Reichsstädte , über welche einem benachbarten

Neichsstand Vogteygerechtsame zustehen , dadurch keineswegs

ihrer Landeshoheit beraubt sind, und dass von den ehmaligen

Rechten eines Reichsvogts kein ganz gültiger Schluß auf

die heutigen gemacht werden kan » . Noch weniger hat dies

Zweifel , wenn etwa nicht sowohl der Kaiser die Vogtey ei¬

nem Neichsstand übertragen hat , als wenn sich eine Stadt

freywillig dem
'
Schutz eines benachbarten Stands unterwarf.

Zn bcyden Fällen ist indessen der Schuh und Schirm - oder

Vogtherr so wohl verpflichtet , die Stadt zu schützen , als

berechtigt , dis öffentliche Ruhe darin aufrecht zu erhalten -.

Zuweilen finden sich auch in den Reichsstädten noch

andre unmittelbare Stände , wovon Negensburg den

vorzüglichsten Beweis giebl , indem daselbst der Bischof

von Negensburg, und die unmittelbaren Reichsstiftee

St . Emm er an / Nieder - und Obermünster ihren

Sitz haben . Eben so finden sich auch nicht selten Domka¬

pitel in einer Reichsstadt , als in Kölln , Worms , Speyer

u . s. w . ; ferner pflege » in den Reichsstädten Versammlun¬

gen der Neichsstände , es mögen nun allgemeine , oder be»

sondre seyn , gehalten .zu werden . Das Kammörgericht

hat gleichfalls seinen Sitz in einer Reichsstadt , ja es woh¬

nen zuweilen Fürsten und Grafen in denselben , z . B . zu

Frankfurt . Alle diese stehen nicht unter der Hoheit der

Stadt , woraus denn fceylich nicht selten allerley Streitig»
keilen erwachsen.

Zn älter » Zeiten befanden sich sehr viele Reichsstädte

m dem Hanseatischen Bunde . Dieser Bund hatte sehr viele

Freyheiten , sowohl in Teutschland , als auch vorzüglich m
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andern Staaten , und trieb die ausgebreitetste Handlung«
Zn der Folge kam jedoch die Hanse in Verfall und den
letzten Stoß erhielt sie im dreyßigjährigen Krieg « Indessen
behielten die Städte Hamburg - Lübeck und Bremen noch
immer den Namen der Hansestädte bei) und selbst der west-
phälische Friede enthält verschiedene ihnen zum Vortheil ge,
reichende Verfügungen*) . Er erhält und sichert ihnen die
Freyheiten der Schiffahrt und der Handlung , die sie vor
dem Ausbruch des Kriegs gehabt haben , und eben so kom-
mm in dem Nyswicker , Badenschen und Wiener Frieden
verschiedene üe betreffende und begünstigeitde Artikel vor.
Haben auch gleich die Hansestädte nicht ihren ehmaligen
Flor wieder erreichen können , so treiben doch , die Städte
Hamburg , Lüveck und Bremen noch jetzt einen sehr ausge-
brcitrtsn Handel zur See und -zu Lande. Der Handlungs¬
flor dieser Städte hat , wo nicht für ganz , doch für einen
sehr großen Theil von Deutschland Interesse, denn sie lie¬
fern Deutschland diejenigen Products , an denen cs Man,
ge ! leidet ; sie bereichern einzelne teutsche Staaten dadurch,
daß sie die Products derselben absctzen und in andre Reiche
ausführen , folglich wird durch sie das Gold fremder Na¬
tionen nach Deutschland gebracht . Kein Wunder also , daß
im I . 1742 . das kurfürstliche CKlegium es der Mühe werch
hielt

"
, den Kaiser in der Wahlcapitulation Art. 7 . § . 2 . zu

verpflichten , sowohl die Handlung treibenden Städte über¬
haupt , als insonLerheit die vor andern zum gemeinen
Vesten zur Seetrafiquirenden Städte Lübeck, Bre-

Z 2

*) r . 0 . Art . is . §. 16 . Art. 17. § . 10 . u . 11.
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men und Hamburg bey ihrer Schiffahrt und

Handlung , Rechten und Freyheitcn , dem westph . Frie-

dcnsinstrument gemäß , zu erhalten und kräftiglich zu schütze» .

Das größte Unglück für diese Städte ist , wenn es zu

einem Reichskriege kommt und nun uneingeschränkte Hand¬

lungsverbote ergehen . Schon oft und besonders noch im

1, 179V. haben sich daher die Hansestädte bemüht , es bei¬
der« kurfürstlichen Collegio dahin zu bringen , daß der vor¬

hin angeführten Stelle der Wahlcapitiilation noch hinzuge¬

fügt werden möchte : „ daß bey entstehendem Neichskrieg

kein dem ganzen heil . Nöm . Reich und insonderheit den

Handlung treibenden Städten , in Ipecie den Neichs-

und Hansestädten Lübeck , Bremen und Hamburg sehr nach-

rheilig und schädliches General - Verbot der Schiffahrt und

Handlung nach den feindlich erklärten Ländern in den kaiser¬

lichen Avocatvrien geschehen , sondern vielmehr die unge¬

hinderte Fortsetzung eines unsch ädlichen Land - und See-

Commercii mit den feindlich erklärten Landen , auch wäh¬

rendem Reichskrieg , frey und ungehindert gelassen , auch mit¬

hin das Verbot bloß auf die Conrrebande - Waaren

beschränkt , und unter dieser Benennung nur Waffen und

solche Sachen und Fabrikate , die zur Fortsetzung des Kriegs

unmittelbar angewandt werden , verstanden werden mögen . ' «

Allein alle Bemühungen der Reichsstädte sind diescrhalb bis

jetzt vergeblich gewesen . Indessen wurden doch in den bis¬

herigen Reichskriegen gegen Frankreich die Handlungsvsr,

bote nicht so streng genommen und befolgt , besonders blie¬

ben die Hansestädte von Publicir - und Affi
'
girung der Avo,

catorien und übrigen dazu gehörigen ins Reich ergangene»

Verordnungen , mit ausdrücklicher Genehmigung des Kai-
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sers und stillschweigender des Reichs, , gänzlich bestehet *),
vielleicht weil man glaubte , daß man die Franzosen doch

zwingen könnte , vielleicht weil man den großen Schaden,
der daraus für den ganzen teutschen Handel entstand,

einsah.
Desto strenger wird hingegen in dem Kriege , welchen

jetzt die Kaiser , Könige und Fürsten in Europa mit der

französischen Nation führen , und an welchem auch die teut»

sehen Neichöstände Theil nehmen mußten , auf die Befol¬

gung der ergangnen Handclsverbothe gedrungen *) . Von

Hamburg und Bremen ist es bereits bekannt , wie nach«

theilig ihnen diese Strenge schon jetzt ist. „Unter allen,

heißt es in den vorhin angeführten kurzen Bemerkungen,

sind die Reichsstädte Hamburg , Lübeck und Bremen durch

ein solches Verbot den größten Nachtheilen Prciß gegeben.
Sie nicht allein , ganz Teutschland muß den Schaden em¬

pfinden . Handlung ist ihre einige Nahrung — auf ihr al¬

lein beruhet der Wohlstand dieser drei) Reichsstädte . Zn

ihrer Erhaltung trägt Teutschland im Ganzen nichts b «h.

Sie müssen sich in dem Genüsse derselben selbst schützen ,
2 3

H Man s. die zu Regensburg erschienene : Kurze Be¬
merkungen über das Verbot des Kommerzes irr
teutschen Reichskriegen m i t Nü cksi ch t a u f d en ge¬
genwärtige !! Zeitpunkt. 17^ . in 4. Der Verfasser
dieser lesenswerthenSchrift soll Hr . vonSelpert seyn.

' H Und doch dürfte cs Hoch sehr zweifelhaft seyn , ob in de»
ersten Jahren des Kriegs auch ein Reichskrieg wirklich geführt
worden? — Beschlossen war er zwar auf dem Reichstage, aber
einige Jahre lang cxistirke , wie selbst Kn rh rau » schweig
guf dem Reichstage erklärt hat, keine ReichLarmee. . Wfs
ließ sich nun ein Reichskrieg gedenken ? Wie konnte das teurschs
Reich Krieg führen , wen » es keine Arme? im Felde hatte?
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sie müssen ihre Maaren durch wohl armirte Kriegsschiffs

selbst bedecken , wenn sie nicht eine Beute der Seeräuber

werden sollen . Sie können sich, also des Genusses , in ih,
rem Eigenthum von dem Reiche beschützt zu werden —

des wichtigsten unter allen Vortheilen unserer Verfassung —,

nicht erfreuen . Wird ein anderer Neichsstand in seinem Ei-

genthum beeinträchtiget , so schützen ihn Kaiser und Reich —

sie bedecken seine Grenzen und bewahren - sein Land vor den

Beeinträchtigungen eines Feindes . So ist es nicht mit die»

sen drey freyen Reichsstädten . Werden ihre Schiffe hin»

weggenommen , erscheinet der Neichsfeind nur mit einer klei¬

nen Flotte vor ihren Häfen , so rückt keine Ncichssiotte ent¬

gegen , ihre Häsen werden nicht bedecket und ihre Nah-

rungsguelle ist verstopfet . Demungeachtet tragen sie doch

zu den Reichs - und Kreislastsn alles bep gleich jenen Stän¬

den , welche der obigen Vorche le theilhaftig werden . Sie

liefern Teutschland diejenigen Products , an denen es Man¬

gel leidet ; sie bereichern einzelne teutsche Staaten durch den

AbsaH deren Landesproducten und durch ihre Bemühung

wird das Gold fremder Nationen nach Teutschland gebracht»

>— Wird ihnen nun das Asmmerze während des Krieges

untersagt , so ist die erste Folge , daß ihre in dem feindlichen

Lande befindlichen Kapitalien und Güter konfisziret und ihre

Schiffe dem Feinde , der an Seemacht weit überlegen ist,

zu Theil werden , Ein großer Theil ihrer Nahrung muß

bey dem ansehnlichen Verkehr , in welchem sie mit Frank¬

reich stehen , nvthwendig hinwegfallen und dann sind sie

nicht mehr im Stande , diejenigen Beyträge zu liefern,

welche sie bisher geleistet haben . Dieser Schade wird un¬

übersehbar ; deM so viele andere teutsche Lande , die durch

diesen
^
Weg ihre Produtte in Geld umsetzen , werden dgs
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durch ebenfalls außer Stand gesetzt , zum allgemeinen Wohl

beyzutragen . Dem feindlichen Frankreich wird Gelegenheit

gegeben , sich dieser Städte zu bemeisiern und der Gränz^

vestungen des teutschen Reiches von der nordischen Seite hab¬

haft zu werden . Alles dies können weder diese Städte noch

das tcucsche Reich hindern . . Einige französische Schiffe in

die Mündung der Elbe gelegt , sind nicht nur hinlänglich

den Handel zu sperren ; sie sind auch hinlänglich , diese

Städte von dem Willen des Feindes ganz abhängig zu ma¬

chen . Angenommen , daß der Feind so großmürhig wäre,

dieses nicht zu thun , daß alle diese nur in diesem Zeitpunkte

zu befürchtenden Usbel nicht eintreten würden , so wäre doch

der längste , der wichtigste Schaden ganz unvermeidlich.

Die übrigen neutralen Mächte würden die Handlung mit

Frankreich an sich ziehen und schwerlich würden wohl Jahr¬

hunderte hinreichend seyn , ihnen diesen Gewinn nach vol¬

lendetem Nsichskriege wieder zu entreißen . Andere teutsche

Staaten , deren Wohlstand auf Ackerbau , Viehzucht u . d . g»

beruhet , können sich nach den traurigsten Kriegsschicksalen

bald wieder erholen ; denn die Natur kann ihnen in eini¬

gen Jahren alles das ersetzen , wozu sie auf der andern

Seite nicht viel beytragen kann ; denn einem solchen großen

und weitläusti
'
gen Kommerze eine andere Richtung zu geben,

dazu gehören viele Jahre , und glückliche Zufälle . Hätten

Kaiser und Reich an dieser Wahrheit nur einigermaßen ge-

zweifelt , so würden sie nicht in den Reichskriegen von 1677.

und 1702 , auf diesen Umstand so sorgfältige Rücksicht ge¬

nommen haben.

Ich will übrigens das Elend , in welches so viele tau¬

send Individuen durch ein solches Handlungsverbot versitzt

würden , gar nicht berühren . Es ist ohnehin bekannt ge»
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nug , daß alle Bewohner dieser Städte aus dieser Quells

ihre Nahrung schöpfen und ich glaube , wer dir bisher nur

flüchtig und gedrängt zusammengestellten Gründe etwas na¬

her überdenkt , wird vollkommen überzeggt seyn , daß ein

Verbot des Kommerzes diesen drey Hanse¬

städten unmittelbar , ganz Teutschland aber

mittelbar höchst nachtheilig und verderblich

set) . -?
§ . 214-

Was das Cersmoniel der Reichsstädte betrifft , so har
ben auswärtige Reiche und Monarchen , selbst die Könige
von Frankreich und Großbritannien , de» Reichsstädten in ih¬
ren Schreiben das Prädicat Republik gegeben . In

Deutschland hört man indessen diese Benennung nicht gern,
und es ward im I - 1717 . vom Neichshofrath an einen ge¬
wissen reichsstädtischen Magistrat rsscribirt : Und wird hie¬
bet) die Erinnerung gethan , das ungewöhnliche Wort : Re¬

st ublique von den Reichsstädten allenthalben zu unterlas¬

sen . Moser bemerkt indessen in seinem Staatsrecht Th.
Z9 , S . 289 . daß die Stadt Bremen in einem ihr von

dem Erzbischof von Bremen im Z . 1641 . gemachten ähnli¬
chen Vorwurf , sich darauf bezogen habe , „ daß sie den Titel

Republik mit gutem Recht , aus ausdrücklicher kaiserlicher
Concession laut ihres Münzprivilcgiums , in welchem ihr
dieses Gepräge vorgeschrieben sey , führe .

" Auch hat sich die
Stadt Frankfurt mehrmals und von langen Zeiten her auf
ihren Münzen des Prädicats : ssrancokurtenlis
bedient . — Der Reichsstadt Nürnbergische Geschäftsträger
in Paris nannte gar in einer dem Convent übergebenen
Note die Stadt Nürnberg Dies war

allerdings esn großer Fehler gegen das Mtsche Staafsrecht,
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denn souveraine Staaten sind unsre Reichsstädte eben so we¬

nig , als unsre tculschs Rkichssürsten , als solche , I> mce5

/ ü» r-s - ar»5 sind . Der Magistrat zu Nürnberg hat daher

auch die von seinem̂ Geschäststrägec gebrauchte Benennung'
km I . i7Ar . öffentlich desapprobirt und cs damit entschul¬

digt , daß der si ' .äüaires ein Franzose und der teut-

schen Verfassung unkundig sey.
Das gewöhnliche Prädicat , welches den kaiserlichen

frkyen Reichsstädten in den Nsichsaclen gegeben wird , ist

ehrbar, In altern Zeiten , in welchen man überhaupt dis

Abkürzung sehr liebte und den Buchstaben h . nicht viel ge¬

brauchte , schrieb man erb. freye Reichsstädte . Das Pun¬

ctum hinter erb . ward zuweilen ausgelassen und statt dessen ^
das Verbindungszeichm - gesetzt , also Erb - sreye N . Sr.

Dies hat zu vielen Mißdeutungen Anlaß gegeben.

In Ansehung der Titulatur , deren sich die Magistrars-

collegia in den Reichsstädten bcdiencn , und die sie sich ge¬

ben lassen , findet eine große Verschiedenheit statt *) , und

es läßt sich daher davon im allgemeinen nichts sagen.

*) M . s. davon Putters Jurist . Prax . Th . 2 . S . 14^
rpp . ?oz.
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